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Abschnitt I.
Einleitung . — VerunluMng äer Arbeit . — Die Schriften

Heinrich Aungensteins.

Die Veranlassung zu vorliegender Arbeit war ein ungedrucktes
volkswirtschaftliches Gutachten des Wiener Professors Heinrich Langen¬
stein aus dem letzten oder vorletzten Decennium des XIV. Jahr¬
hunderts. Das Studium desselben lenkte meine Aufmerksamkeit
auf eine gleichzeitige Schrift des Juristen Johann Reutter und auf
ein späteres Gutachten des Cardinals Philastrius, auf Grund dessen
Papst MartinV. in der Bulle rsAiwini univorsslis die Erlanbtheit
des Rentenkanfs erklärte. Als Resultat des Studiums der genannten
Manuscripte') ergab sich ein Stück Wirtschaftsgeschichte des XIV.
Jahrhunderts. Die Maßregeln Herzog Rudolfs IV. von Oesterreich,
seine Finanzpolitik— hatten zu den Schriften Langensteins und
Reutters die Veranlassung gegeben. Während der kurzen Regierung
des Herzog herrschte eine so rege gesetzgeberische Thätigkeit, wie sie
nicht leicht während des Mittelalters getroffen wird ch.

Am meisten Stoff zur Erklärung geben seine Ablösungsgesetze.
Sie bezweckten die Hebung des Wohlstandes der Bürger landes -
fürstlicher Städte, die Erleichterung ihrer Belastung Anderen als
dem Landesfürsten gegenüber. Die Darstellung jener Ablösungs¬
gesetze ist zugleich die Darstellung eines Abschnittes in der Geschichte
der Erbleihe und des Rentenkaufs in Oesterreich. Beide

' ) All« drei Manuscripte in der Hofbibliothek zu Wien . Das Gutachten
Langensteins - die sxistola uä oonsnlss Vionnonsss — ist oftmals vorhanden ;
die Schrift Reutters unter Nr . 3601 F . 166 und Nr . 4164 F . 27 l ; das Gutachten
des Cardinals PhilastriuS unter Nr . 3947 F . 248 » und Nr . 4450 F . 306b .

' > Huber : Geschichte Oesterreichs H. S . 282 .
Bruder , FinanjpolitU Rudels IV. 1



Rechtsinstitute sind wichtige Erscheinungen der Rechts - und Wirt¬
schaftsgeschichte überhaupt . Insofern ist nachfolgende Darstellung
auch von allgemeinem rechts - und wirtschaftsgeschichtlichen Interesse .
Das Institut der Leihe ist man gewohnt in der Form des Lehen¬
wesens als das charakteristische Merkmal des mittelalterlichen Staates
zu bezeichnen )̂ . Wie das „ rechte Lehen " vorzugsweise von staat¬
licher und politischer — , so ist die Leihe besonders von wirtschaft¬
licher , beziehungsweise wirtschaftsgeschichtlicher Bedeutung . Ein
Gleiches ist beim Rentenkanf der Fall .

Unter den Instituten , welche aus den mittelalterlichen in die
modernen Wirthschaftsverhältnisse hinüberleiten , nimmt der Renten¬
kauf einen hervorragenden Platz ein . Seine Entwicklung ist eine
so phasenreiche, daß seine Anfangsform den mittelalterlichen — , seine
spätere Gestalt den modernen vermögensrechtlichen Instituten nahe
steht. In seiner Entstehung mit der Erbleihe fast identisch, geht er
schließlich ins zinsbare Darlehen über2 ). Im Rentenkauf stellt sich
der Uebergang zur heutigen Geldwirtschaft dar 3). Als Kern der
mittelalterlich - canonistischen Wirtschaftspolitik gilt das Verbot des
Zinsnehmens )̂. Gerade der Rentenkauf — wenigstens in seiner
späteren Entwicklung — durchlöcherte die Wucherlehre . Er wurde
verwerthet , um das verbotene zinsbare Darlehen zu ersetzen Letzteres
ist gewissermaßen als verfeinerter Rentenkauf wieder erstanden ").

So viel von der historischen Bedeutung des Rentenkaufs . In
neuerer Zeit ist dies Wort wieder gefallen u . z. mit Rücksicht auf
bäuerlichen Verschnldungsformen . Ich erwähne die Vorschläge , die
betreff Wiedereinführung der Erbpacht gemacht wurden ?), und Rod -

h Tomaschek in den Geschichtsquellxn der Stadt Wien I- Eint . S . t ,XVl .
Brunner in Holtzendorsfs Rechtslexikon, Artikel Rentenkauf . Vgl . auch

Gerber deutsches Privatrecht . 14. A. K 188 .
2) Arnold : Studien zur d. Culturgeschichte. S . 283 .

Endemann , Stud . in d. rom - can. Wirtschafts - u. Rechtslehre . 1. S 30.
Dahn , deutsches Privatrecht 1878 S . 133 .

°) Gerber : deutsches Privatrecht 8 187 - Endemann : Studien ll . S . 107
unten .

Wunderlich : Wiedereinführung der Erbpacht 1684. Ruprecht : Erb¬
pacht 1882 . Barckhoff : H. Erbpacht . Erbzins s. d. Gegenwart - Diss. Leipz. 1870 .
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bertus geistvollen Plan die ländlichen Grundstücke bei der Ver¬
pfändung nur als Rentenfonds zu behandeln.

Auch die Persönlichkeit , deren Schrift über den Rentenkauf die
Veranlassung dieser Abhandlung wurde , ist geeignet, die Aufmerk¬
samkeit auf sich zu ziehen. Heinrich Langenstein galt lange als
Autorität über wirtschaftliche Fragen , über Erlaubtheit oder Un -
erlanbtheit mancher Rechtsgeschäfte. Sein Tractat über die Verträge
wurde auch von romanischen Schriftstellern berücksichtiget )̂.

Der Ausbruch des Schisma 's veranlaßte am Ende des Jahres
1382 Heinrich Langenstein , die Universität Paris , die in ihrer
Mehrheit dem Papste Clemens VII . anhing , zu verlassen . Dem
Herzoge Albrecht III . von Oesterreich gelang es durch Vermittlung
seines Kanzlers , Bischof Berthold von Freising , Heinrich Langenstein
für Wien zu gewinnen )̂, wo Herzog Rudolf IV . 1365 die Uni¬
versität gestiftet hatte . Die vom Papst Urban V. — auf Betreiben
Karls IV . — versagte Genehmigung einer theologischen Faeultät
gestand Papst Urban VI . zu, wie Aschbach vermuthet ft durch Ver¬
mittlung Heinrich Langensteius , der für die RechtmäHigkeit dieses
Papstes eingetreten war .

Langensteins trnotntus äs sontrnotibus st orl^ ins (nicht oräins ,
wie es manchmal heißt ) ssnsnuin war das einzige Werk , aus dem
man bisher Langensteins volkswirtschaftliche Ansichten schöpfte. Es
bildet einen Anhang zu den opsrn Gersons (tow . IV .), jedoch nur
zu der Cölner Ausgabe derselben von 1484 .

Von diesem Tractat gibt es stückweise Abschriften . So kam es,
daß in Aschbachs Aufzählung von Longensteins volkswirtschaftlichen
Schriften )̂ ein eigener Tractat contra Asntilss st luäasos und ein
Tractat gnars pauxsrss immixti sunt in politicis äivitibus erscheinen.
Allein diese Abhandlungen sind nichts anderes als Ausschnitte aus
jenem gedruckten Tractat über die Verträge . Letzterer — der Tractat
guars paupsrss — ist zusammengesetzt aus den Cap . IV ., IX ., XVII .,

ü Endemann : Studien I- S . 26 ; H. S . 109 .
p Wappler : Gefch- d. theol. Facult . d. Wiener Univ . 1884 .
ft Geschichte der Univ. Wien I S . 377 .
ft a. a . O . 1. S - 397- 398 . — Nach seinem Vorgänge Schulte : Quellen

H. 433 .
1 *



XVIII,, XXI., XXV. bis XXXI. des I. Theiles des Tractates.
Schon Denis*), später Stinzinĝ ) vermuthen dies. Der Tractat
oontrn-InäneoZ, den schon Denis (l. o, II. 188) erwähnt und nach
ihm Aschbach(1. o. S . 397), ist gebildet aus den Cap. XXIV. bis
XXXI. des I. Theiles.

Außer dem Tractat über die Verträge schrieb aber Langenstein
noch eine Schrift volkswirtschaftlichen Inhalts. Es ist dies das
schon erwähnte, noch ungedruckte Gutachten über den Rentenkauf.
Nach Denis Vorgang(l. o. I. 1548) wurde bisher als Veranlassung
dieser Schrift kurz angegeben, der Wiener Magistrat habe an die
theologische Facultät eine Anfrage über die Erlanbtheit gewisser
Verträge gestellt̂). In Wirklichkeit sind die Ablösnngsgesetze Herzog
Rudolfs IV. von 1360 Veranlassung gewesen, über deren Recht¬
mäßigkeit später der Wiener Magistrat Aufschluß haben wollte.

Das Verständniß der Ablösungsgesetze wird erleichtert, wenn
man verwandte Maßregeln des Herzogs damit zusammenstellt, sein
Verhältniß den landesfürstlichen Städten gegenüber untersucht und
insbesondere die finanzielle Seite ins Auge faßt. Dies war auch
der Grund, weßhalb die vorliegenden Abschnitte den Titel: Studien
über Herzog Rudolfs IV. Finanzpolitik erhielten.

') Ooäiess rnkmusoriM LidtiotU . kals -t . Visuim« 1793 sy- II. 275 .
6oä . dXXXV ii. IX. F . 267 .

2) Populäre Literatur. 1867 . S . 541 .
So Hartwig, Langenstein S . 39 . Aschbach: Gesch. d. Univ. I. S . 398 .



Abschnitt II.
Herrog KuLolf IV, unä sein Veänrs — üie Deckung äesselben.
— Streben Sie Einnukmen ru erköken unck zu ergünZen. —
Einkünfte aus äer Lurch Len DunLeMrsten geübten Beschirmung
Ler Kirchen. — Uebung äer Steuerkrust äer iNnäessürstlichen

Stückte.

Aus einer Reihe von Erwägungen ergibt sich, daß unter Herzog
Rudolf IV. (1859 bis 1865) der Finanzbedarf sehr gewachsen sein
muß. Entgegen der friedliebenden Politik seines Vaters nahm jene
Herzog Rudolfs großartige Dimensionen an. Die Räthe seines
Vaters treten in den Hintergrund, der Aargauer Johann v. Platz¬
heim, ein sehr gewandter Staatsmann, war Herzog Rudolfs Kanzlei¬
vorsteher. Die Macht Oesterreichs nahm unter Rudolfs kurzer
Regierung einen großartigen Aufschwungs.

Keiner von allen Fürsten hat das Ziel, sein Gebiet zu ver¬
größern und abzurunden, jeden fremden Einfluß fernzuhalten und
es selbst von der Reichsgewalt fast vollständig unabhängig zu machen,
mit so viel Talent und Consequenz, aber auch mit so viel Erfolg
angestrebt, als Herzog Rudolf IV. von Oesterreich?). Es genügt,
sich an das xrivilô ium musu3, entstanden im Winter 1358 auf
1359, zu erinnern. Dasselbe trachtete Oesterreich, das doch an Macht
und Ansehen alle Ändern überragte, die Vorrechte zuzuwenden, deren
sich die kurfürstlichen Territorien erfreuten°).

') Berchtold: Landeshoheit. S . 38 . — Mumelter : Verdienste österr- Re¬
genten- 1790 S . 212 erklärt: „Er war der einzige deutsche Fürst, den Kaiser
Karl IV. fürchtete."

«) Huber: Herzog Rudolf IV. v. Oesterreich. S . 9.
') Argovia Band. VlII . S . 18V S . 201 .



Aber dieser Politik gemäß hatte sich auch der Bedarf entsprechend
erhöht. Die einfache Haushaltung des Vaters wich einer unter
den altern Habsburgern nie gesehenen Pracht. Herzog Rudolf schuf
neue Hofämter, Siegel, Titel. Seine Hofhaltung muß an Glanz
die der übrigen deutschen Fürsten seiner Zeit fast ohne Ausnahme
übertroffen habenZ.

Fürstlich waren die Ausstattungen aus Anlaß der Heiraten
seiner Geschwister(einmal 60.000 , einmal 100.000 Goldgulden,
einmal 10.000 Pfund Pfennige, — letztere Heirat kam allerdings
nicht zu Stande).

War schon der Glanz der Hofhaltung kostspielig, so war es
Rudolfs Politik noch mehr.

Der lange Kampf Herzog Friedrich des Schönen um die Kaiser¬
krone hatte — nebst hohen Steuern — Schulden und Verpfän¬
dungen gebracht. Unter Herzog Albrechts II. trefflicher Regierung
wurden dieselben wieder eingelvst?). Dagegen brauchte Herzog Rudolf
für seine zahlreichen Unternehmungen große Geldsummen fl. Die
Folgen dieses Aufwandes zeigten sich allerdings erst unter Albrecht III .
Regierung, namentlich zwischen 1370 und 1374 als die Finanz¬
verwaltung— unter Vorbehalt einer den Herzogen verbleibenden
Rente von 17.000 Pfund — an Privatpersonen übergeben werden
mußte fl.

Eine Uebersicht über Herzog Rudolfs Bedarf bestätiget das
Gesagte. Bald galt es die Mittel für die großen Stiftungen, in
denen er Kaiser Karl IV. nacheiferte, aufzubringen: für die Uni¬
versität, für die Collegiat-Kirche St . Stephan fl. Bald waren es

') Huber : a. a- O. S . 22. — Kurz : Rudolf IV . S - 21 . S . 304 - —
Kürschner : im Archiv f. österr . Gesch. XlUX . S . 42 .

fl Uebcr die gute Finanzlage desselben siche Ficker : Wie Tirol an Oester¬
reich kam. Beilage zur Volks- und Schützenzeitung Jg . 1856 . Nr . 23 . S . 118.

fl Beck-Widmannstätter : Geldbeschaffung S - 17- Sailer in den Blättern
für Landeskunde von Niederösterreich Jg . 1879 S . 114 .

fl Lichnowsky IV. 137 . Reg . Nr . 979 — die Summe der Schulden wird
aus ca. 60 .000 Gulden angegeben-

fl Die Errichtung eines Bisthums , wodurch das Herzogthum auch in kirch¬
licher Hinsicht unabhängig geworden wäre , war nicht erreichbar . Ueber einen
Versuch in früherer Zeit 1207 u. 1208 siehe Huber : Gesch. Oestcrr . I . S 403 .



Huldigungsverträge mit reichsunmittelbaren Herren oder mit mäch¬
tigen Basallen, deren Entschlüsse durch Geldsummen beschleunigt
wurden') ; bald pecuniäre Versprechungen in Staatsverträgen, so mit
den Görzern (1364) )̂, mit Margaretha Maultasch (letztere erhielt
jährlich die sehr bedeutende Summe von 6000 Mark Berner). Bald
galt es in auswärtigen Gebieten die österreichisch Gesinnten zu unter¬
stützen: in Zürich erhielt Rudolf Brun jährlich 100 Goldgulden,
am tirolischen Hofe Conrad von Frauenberg und Conrad von Kum¬
mersbruck je 230 Pfund Pfenniges. Auch der Ankauf zahlreicher
Herrschaften kostete bedeutende SummenH.

Was am meisten Kosten verursachte, waren die Kriege . Ein
Krieg machte nicht bloß neue Ausgaben nöthig, — er verminderte
auch die gewöhnlichen Einnahmen der Fürsten (z. B. die Zölle).

Die veränderte Art der Kriegführung erhöhte die Kosten be¬
deutend. Die alten Kriegsdienste wurden in Folge der Lehens¬
verfassung geleistet. Nunmehr ward es üblich, sich Kriegsdienste
durch Sold zu verschaffen. Der Söldner konnten sich die Fürsten
so lange bedienen, als sie mit ihnen vertragsmäßig übereingekommen
warenM

Anfangs schlossen die Fürsten mit einzelnen Rittern besondere
Verträge, welche die Form von Lehensverbindungen annahmen, —
in einer Zeit, in der fast jeder Vertrag nach dieser Form abge¬
schlossen zu werden pflegte. Waren es Vasallen, die dem Fürsten
ohnehin zu Kriegsleistungen verpflichtet waren, so bezog sich der
Vertrag auf die über ihre Pflicht hinausgehenden Leistungen̂).

Solche Dienstverträge begegnen in den habsburgischen Regesten
sehr oft. Auch Herzog Albrecht II., der trotz seiner Friedenspolitik

' ) Huber : Herzog Rudolf IV . S . 56, 60, 61 . Kurz : H. Rudolf IV .
S - 120- Krones : Handbuch II - S . 136 . Krones : Umrisse S . 678 . Lichnowsky
Reg - Nr . 178 ; 492 .

y Wassermann : Görz 1800 . S . 139 -
-s Lichnowsky Reg . Nr . 115 u. 116 ; 120 .
y Nicht immer ist in den Regesten die Kaussumme genannt ; in 17 Fällen

beträgt dieselbe zusammen : 1500 Mark Silber , 22.700 Gulden , 9145 Pfund Wiener
Pfennige , 18-000 Florentiner Gulden , 3300 Pfund Pfennig Constanzer Gewichts .

2) Stenzel : Kriegsverf . S . 308 , S . 242 -
°) Kurz : Militärverfassung S . 278 .



endlich in einen mehrjährigen Krieg mit den Eidgenossen verwickelt
wurde, bediente sich der Dienstverträge. Noch mehr, etwa ein halbes
Hundert Dienstverträge sind von Herzog Rudolf IV. bekannt )̂. Bei
einer Anzahl solcher Verträge sind keine Summen genannt. Bei
mehreren wird die jährliche Summe (100 , 800 Goldgulden,
1000 Gulden) angegeben. Bei 27 anderen beträgt die Gesammt-
summe, für welche gedient wurde : 21.582 Gulden, 854 Mark Silber ,
50 Pfund Häller, 7150 Pfund Wiener Pfennige, 4500 Goldgulden.
Im Jahre 1363 verrechnete Bischof Johann von Platzheim für eine
zweijährige Verwaltung der Vorlande , insbesondere für Kriegs¬
kosten 16.000 Gulden -).

Dazu kamen noch mancherlei Schadloshaltungen , z. B . für vom
Feinde getödtete Pferde, wofür sich schon unter Herzog Albrecht II .
ein eigener Anschlag gebildet zu haben scheint-).

Zur Deckung dieser großen Auslagen reichten die ordentlichen
Einkünfte nicht hin ; sie mußten gesteigert und ergänzt werden.
Es wurde zur Aufnahme von Geldern und zu Verpfändungen ge¬
schritten. Sehr gewöhnlich waren die Dienstverträge mit Verpfän¬
dungen combinirt. Es wurde den in österreichische Dienste tretenden
Herren für die versprocheneSumme diese oder jene österreichische
Herrschaft, diese oder jene Revenue pfandschaftsweisezugewiesen.

Während unter Herzog Albrecht II . bis 1351 nur eine Ver¬
pfändung vorkommt, sind sie unter Herzog Rudolf IV. sehr zahlreich.
Gegen Ende seiner Regierung (1355 bis 1357) hatte auch Herzog

3 Siehe die Regesten bei Lichnowsky (Geschichte d- Hauses Habsburg)
Huber (Herzog Rudolf IV.) und in der Argovia Bd - Vitt - — Auch das
Urkundenbuch des Landes ob d- Enns gibt Ausbeute ; vgl- z. B - Bd . VIII .
Nr . 60XXHI , OVXXIV.

Argovia Bd . VIII . Reg. Nr. 17S in der Abhandlung Liebcnaus über
Joh . v. Platzheim.

0 Wie aus einer späteren Urkunde v. 1368 (Kurz: Militärverfassung
S . 276) hervorgeht. Vgl Senckenbrrg Lsl . guris IV. S . 218 . Im Jahre
1359 wird als Ersatz berechnet für ein „Erstuck" (Eisenrüstung) 32 Gulden,
für die „Kncchtsmeide" (Metallwaffeu ?) 12 Gulden, vgl. Huber: Herzog Rudolf IV.
Regest- Nr - 110 . — Bischof Johann (Herzog Rudolf IV. Kanzler) gibt dem
Ritter für den Monat etwa 12 '/- Gulden , wenn er die Verpflegung erhält
ca. 10 Gulden (Sinnacher Beiträge V. 608 ).



Albrecht II. des Schweizerkrieges wegen viele Verpfändungen vor¬
nehmen müssen.

Unter Herzog Rudolf IV. erreichten die Schulden und Ver¬
pfändungen eine ansehnliche Summe. In den Regesten') findet sich
— abgesehen von den erwähnten Dienstverträgen— eine große
Anzahl solcher Geschäfte. In 45 Fällen beträgt die angegebene
Summe: 12.871 Pfund Wiener Pfennige, 579 Pfund Zofinger
Pfennige, 29.924 Gulden, 18.784 Florentiner Gulden, 1120 Mark
Silber, 4038 Mark Berner, 60 Schock Prager Groschen.

Eine starke Anspannung der Steuerkraft erhöhte die ordentlichen
Einkünfte )̂. Das privilegium majus beweist an mehr als einer
Stelle, wie Herzog Rudolf die Regalien oder landesfürstlichen
Nutzungsrechte, wie Münze, Manchen und Zölle, Bergwerke, Markt¬
recht, Geleitsrecht, Schutz und Kammerknechtschaft der Juden zu
befestigen und zu erweitern strebtê). Das Recht Juden und„Ga-
wertschin" halten zu dürfen(H14), folgt gleich hinter dem Passus:
der Herzog empfängt die Belehnung zu Pferd(8 13).

An Stelle der jährlichen Münzverneuung wurde im Einver-
ständniß mit dem Landesherrn im Jahre 1359 eine Tranksteuer
eingeführt. Der Ausdruck„Ungelt" findet sich in Oesterreich schon
früher̂). Ungelt hieß eigentlich jede außerordentliche Auflage,
auch von Vieh, Getreide und Handelswaaren. Insbesondere wurde
Ungelt als eine Auflage auf „essende und trinkende Speis'"— und
meist als Tranksteuer aufgefaßt. Eine ähnliche Steuer hatte schon
König Johann von Böhmen 1336 eingeführt. Unter Herzog Rudolf
mußte der zehnte Pfennig gezahlt werden von allem, was an Wein,
Bier und Meth in Städten, Märkten, Dörfern und einzelnen Gast¬
häusern verzehrt wurde.

Außer den Regalien und Gerichtsgeldern dienten zur Bestrei-

' ) Bei Lichnowsky : Argovia Bd . VIII . und Huber a . a- O-
*> Beck-Widmanstetter : Geldbeschaffung. 1880 . S - 17-

Berchtold : Landeshoheit . S - 184- S . 209 —211 . — Argovia . Bd . VIII .
S - 180- 201 . — Festschrift z. OOOjhg. Gedenkfeier der Belehnung d- Hauses
Habsburg mit Oesterreich S . 28-

6 So im Rationarium 1326 —1328 (Geschichtsforscher II . S - 241). —
In Argovia Bd . VIll . S - 181 wird von einem Ungelt Albrechts I. berichtet.
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tung des Staatsbedarfs die Grundzinse von den Domänen, die
Steuern landesfürstlicher Städte und Märkte, die Einkünfte von der
durch die Landesfürsten geübten Beschirmung der Hvchstifte und
Klöster. Eigentliche Stenern konnten die Landesfürsten nur von
ihren eigenen Unterthanen und als oberste Kirchenvögte auch von
den Klöstern, Kirchen, Geistlichen und Unterthanen derselben er¬
heben̂). Im letzteren Falle— insbesondere wenn es sich um fremde
geistliche Reichsstände handelte— war der normale Vorgang der,
sich mit den betreffenden Kirchen als den Grundherrschaften ins Einver¬
nehmen zu setzen. Dies that Kaiser RudolfI. und später Herzog
Friedrich der Schöne, als sein Kampf mit Baiern (1313 ff.) und
die Versprechungen an die Kurfürsten zu großen Ausgaben und
finanziellen Verwicklungen führten.

Es fehlte aber auch nicht au Versuchen, die Einwilligung der
Grundherren überhaupt zu umgehen. Dies wird berichtet von Herzog
Friedrich dem Streitbaren, der im Jahre 1235 sechzig Denare als
außerordentliche Grundsteuer von jeder Hube erhobH. Ein ähnliches
Vorgehen ist von Kaiser AlbrechtI. bekanntH.

Neue Auflagen machte der Krieg der österreichischenHerzoge
mit dem Könige von Böhmen wegen der Ansprüche auf Kärnten
und Tirol nothwendig(1336). Neben der Kopfsteuer von einem
Groschen(die so üblen Eindruck hervorbrachte) wurde im Jahre
1337 eine Steuer von einem Zehntel des Werthes der Weingärten
der Geistlichen und der landesfürstlichen Städte und Märkte erhoben-ch.
Diese Steuer wurdei. I . 1353 wiederholt als Herzog Albrecht II.
am Ende seiner sonst friedlichen Regierung in Streitigkeiten mit
den Schweizern verwickelt wurde.

Herzog Rudolf nun spannte die Beiträge der Geistlichkeit der

p Berchtold : Landeshoheit S - 168 , 201 . — Kurz : Albrecht IV . Bd . II .
S . 129- — Hasenöhrl : Landrecht . S . 55 .

2» Kurz : Albrecht IV . Bd . II - S - 132. — Siehe auch Sailer in den
Blättern für Lande , künde von Niederösterreich , Jg . 1870 . S . 110 .

' ) Ficker : Friedrich der Streitbare S . 44 .
6 Kurz : Albrecht IV . Bd . II . S - 132
b) Chron - Mellic . a . 1336 ff- — Sailer in den Blättern für Landeskunde

von Niederösterreich Jg . 1870 . S - 110 .
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Herzogthümer womöglich noch hoher. Im Kriege mit Baiern (1363)
zahlte dieselbe 70.000 Pfund Pfennige, so daß von Avignon aus
gedroht worden sein soll. Denn abgesehen von der Höhe der Steuer
hätte die Einwilligung des Papstes eingeholt werden sollen'). Propst
Würmla von Herzogenburg klagt, es habe den Anschein, als ob das
Patrimonium Christi in Soldgelder verwandelt werden solle ch. In
ähnlichen Klagen ergeht sich der Verfasser der annalss Uatsssvsosch.

Auch die Anordnung der Jahre 1360 und 1361, durch welche
Herzog Rudolf IV. die landesfürstlichen Städte zu heben suchte,
beweisen, daß er sich als Herrn der Geistlichkeit im Lande betrachtete
und die Kirchengüter als zur landesfürstlichen Kammer gehörig
ansahch. Hieher gehören die Zwangsablösung der Burgrechtszinse,
die Aufhebung der Grundgerichtsbarkeit in den Städten, die Ver¬
schärfung des Amortisationsgesetzes, die Beschränkung des Asylrechtes,
die Aufhebung der Steuerfreiheiten— lauter Maßregeln, von denen
noch die Rede sein wird.

Der finanzielle Nutzen, welchen die Herzoge aus den landes¬
fürstlichen Städten zogen, bestand in Abgaben und Diensten(ins¬
besondere Kriegsdiensten).

Die Stadtordnung für Wien vom 20. Juli 1361, welche die
Steuerfreiheiten, Asyle, Sondergerichte aufhob, schließt mit der Auf¬
forderung Herzog Rudolfs, ihm und seinen Nachkommen allen den
Dienst zu thun, „den uns die obgenannten unseren Bürger und
Pfeilschnitzer gethan haben" °). Auch von den Bürgern der
Städte Hall und Innsbruck ist bekannt, mit welchem Eifer sie
i. I . 1363 die Angriffe der Baiern zurückwiesen«).

y Kurz : Rudolf IV . S . 315 .
' ) Notizenblatt der Akademie. I . Jg . 1851 . Nr . 13. S - 208 -

Pertz : Nomimeiilu IX. 831 .
y Huber : Herzog Rudolf IV. S . 117 . — Im Jahre 1537 bei den Ver¬

handlungen mit den oberösterr . Ständen stellte auch K. Ferdinand I . in Aussicht,
ans den Fall der Verweigerung gewisser Propositionen , die Prälaten und Städte
als Kammcrgut von den übrigen Ständen absondern zu wollen . — Buchholz :
Ferdinand I. Bd . VII l. S . 143 .

y Geschichtsquellen der Stadt Wien . I. Nr - üXIV .
°) Huber : Herzog Rudolf IV . S . 103 .
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Die deutschen Fürsten bedienten sich häufig der Einwohner ihrer
Landstädte, die weit weniger Hindernisse rücksichtlich des Kriegsdienstes
entgegensetzten, als die Vasallen̂). Die aufstrebende Landeshoheit
stützte sich dem Adel gegenüber auf die Städte, die fortwährend
Privilegien erlangten. Als Centralpunkte des Reichthums wurden
sie die sicherste Quelle zur Bezahlung der Soldmiliz2).

Die wichtigsten landesfürstlichen Einnahmen waren (außer den
Zöllen) Ungelt, Urbargeld, Städte steuern und Gerichtsgelder2).
Die Förderung und Privilegierung der landesfürstlichen Städte
vermehrten den dritten der genannten Posten. Es ist nicht genau
von „Hebung des Bürgerthums" im Allgemeinen zu sprechen. Die
nicht landesfürstlichen Städte hatten manche Zurücksetzung
zu erfahren. So wurden z. B. die Handelsleute von Steyr auf
Kosten der nicht landesfürstlichen Stadt Waidhofen an der Mbs
in Bezug auf Einführung des Rohmaterials sehr begünstigt̂).

Den Wohlstand der landesfürstlichen Städte freilich sah
der Herzog als den seinigen an und beförderte ihn nach Kräften.
Man kann also sehr viele Privilegien zu Gunsten landesfürstlicher
Städte auch unter dem Gesichtspunkt indirekter Finanzmaßregeln
betrachten̂).

Vereinzelt sind die meisten dieser Maßregeln schon vorher zu
finden. Herzog Rudolf hat sie aber mit besonderer Energie gesteigert,
ergänzt und verallgemeinert.

Zwei Umstände gaben eine reichliche Veranlassung zu Streitig¬
keiten. Auf dem Lande die Besitzungen von Bürgern landesfürstlicher
Städte, in den Städten die Besitzungen adeliger und kirchlicher
Personen. Nach beiden Richtungen hin beschützten die Landesfürsten
die Bürger ihrer Städte. So nahm Herzog Rudolf IV. die Güter
der Wiener in Aichau und Lachsendorf in seinen besondern Schutzs).

y Stenzel : Kricgsverfassung , S . 257 .
2) Vgl . Rößler : über die Bedeutung der Geschichte des Rechts u. s. w.

S . 42 ; — auch Kremer : Lchenrecht I S . 22, 23.
y Oberleitner in den Sitzungsberichten der Academie XXll . (Jg . 1860 ) S .12.
y Blätter für Landeskunde von Niederösterreich Jg . 1870 , S . 213 , 214 .
°> Kurz : Rudols IV. S . 93 , 308 .
°) Gcschichtsquellen der Stadt Wien I . Nr . IVt .
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Bezüglich der Besitzungen der Bürger auf dem Lande ent¬
standen Conflikte mit den Landherren, sei es, daß die Güter bäuerliche
oder adeliche waren; denn auch solche zu kaufen, waren Bürger
landesfürstlicher Städte berechtiget, so die von Wiener- Neustadt
(seit 1277), von Wien (seit 1278). Waren die erworbenen Güter
bäuerliche, so mußten die Bürger nunmehr an den Grundherrn
zahlen; auch die rudolfinische Grundrechtsablösung von 1360 befteite
sie nicht davon, wie Einige meinen̂). Denn dieselbe bezog sich nur
auf Besitzungen in Städten und Vorstädten. Wohl aber sind Erlässe
da, welche befehlen, die Bürger landesfürstlicher Städte auf ihren
Landgütern, die sie von Herren zu Lehen haben, zu schützen und
nicht zu gestatten, daß ihre Lehensherren eine Steuer darauf legen,
da jene ohnehin dem Herzog von aller ihrer Habe jährlich Steuer
geben2). Ein solcher Erlaß für Enns existirt auch von Herzog
Rudolf IV. aus dem Jahre 1362 (erneuert 1402) 2). Auch für
andere landesfürstliche Städte wiederholten sich derlei Erlässe4).

Für ihre Weinberge genossen die Bürger landesfürstlicher Städte
mancherlei Begünstigungen. Eine solche war es, wenn Herzog Rudolf
i. I . 1364 den Zehentnern gebot, die Bürger von Wien ihren
Maisch frei fortsühren zu lassen und den Zehent von ihnen in der
Stadt und das „Bergrecht" (Abgabe an den Grundherrn des Wein¬
berges) nach dem Stadtmaß zu nehmen̂). Damit es beim rechten
Lohn bleibe, d. H. damit die Bürger um niederen Lohn Taglöhner
bekommen, ordnete Herzog Rudolf die Auflösung aller Bestand-

' 1 Kurz : Rudolf IV . S - 98 - — Hormayr : Denkwürdigkeiten III . S . 191 .
— Franz Mayr : Geschichte Oesterreichs I. S - 292 .

1358 bezüglich Enns , Linz , Wels , Steyr , Gmunden (Urkundenbuch
d. Landes ob d. Enns . VII . S . 570 ). — Im Jahre 1405 gibt Herzog Wilhelm
dem Markte Pcrchtoldsdorf die Freiheit , dah Niemand außer den Fürsten von
Oesterreich Steuern und Auflagen anschlagen dürfe lLatschka: Perchtoldsdors S . 65),

2) Urkundenbuch d . Landes ob d- Enns VIII . Nr . 41V . S . 56 . — Pritz :
Gesch. d. Landes ob d- Enns II . S . 89 , 700 .

H z. B . für Wels 1369 , 1391, 1404 (Pritz a. a . O- II . S . 83 , 701 ) ;
für Steyr 1380 , 1404 (ebenda II . 703 >, für Freistadt 1431 (Maade : Handels -
gesch- v. Freistadt 46).

Geschichtsquellen d. Stadt Wien I. Nr . 4XIX . damit ist zu vergleichen:
ebenda Nr . 4XXXIII . und Fischer : Klosterneuburg I . S . 181 . II . Urk. 04XXVII .
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Verträge über Weingärten an , die Taglöhner sollen sich rechtzeitig
einfinden und ihre Ansprüche mäßigen^ .

Außerdem bestanden für Bürger landesfürstlicher Städte Holz-
Vorkaufsrechtes, Stapelrechte, und günstige Bestimmungen über die
von Kaufleuten aus Böhmen , Ungarn und ändern Ländern ein¬
zuhaltenden Handelswege ch

Einer längeren Erklärung bedürfen die Maßregeln , durch welche
insbesondere Herzog Rudolf IV. im Innern der (landesfürstlichen)
Städte die Steuerkraft der Bürger erhöhte. Wie vorhin von Be¬
sitzungen der Bürger außerhalb der Stadt die Rede war , handelt
es sich jetzt um die Positionen der Landherren im Innern der
landesfürstlichen Städte , wo sie einerseits Immobilien und grund¬
herrliche Rechte, anderseits Renten besaßen. Es waren theils Adels¬
geschlechter, theils inländische und ausländische Hochstifte, die da
Besitzungen hatten. So besaßen in Wien ausländische Bisthümer
für die Verwaltung ihrer weitläufigen Besitzungen und für die Ver¬
tretung beim Landesfürsten eigene Höfe (Salzburger -Hof, Passauer -
Hof, Freisinger-Hof). Sowohl zu diesen geistlichen als zu jenen
adelichen Grundherren standen Bürger im rechtlichen Berhältniß der
Erbleihe. Sie hatten Parzellen in „Burgrecht " und muhten davon
einen jährlichen Grundzins zahlen. Außerdem waren ihre Häuser
mit anderweitigen Renten z. B . für milde Stiftungen , Meliora¬
tionen belastet. Beide Arten der Belastung nahmen in ungünstigen
Zeiten den landesfürstlichen Bürger so sehr in Anspruch, daß die
landesfürstlichen Steuern sehr drückend empfunden wurden. Herzog
Rudolf suchte daher die vorgenannte alte Belastung durch seine
Ablösungsgesetze vom Juni und August 1360 zu beseitigen, um
Wohlstand und damit auch Steuerkraft seiner Bürger zu heben.

g Geschichtsquellen der Stadt Wien l . Nr . üXVIl . — dazu ist zu ver¬
gleichen die Lohnsatzung Albrechts II . für den Weingartenbau v. 1852 —58 .
(Geschichtsquellen der Stadt Wien I. Nr . XüVIl . und XI ,VIII .)

2) z. B - für Wien v- I . 1350 (Geschichtsquellen d. St . Wien 1. INX.).
für Steyr v . I . 1359 (Pritz , Steher 110 ).

' ) So für Wien v . I . 1364 lLichnowsky : Reg - Nr . 547 ), 1369 (Geschichts¬
quellen d. St . Wien I. Nr . LXXX .)



Abschnitt III.
Ke AMüsimgLgesetze Herzog Kiräolfs IV. — Netzer mittel-

älterliche Hällsertzel-lstung. — Ertzleitze uml AententzAuf. —
Veüeutung lleü Wortes„Kurgrecht" im Allgemeinen, — in cken

österreichischen DSnüern. — „Grunärecht". — „Netzerzins".

Die beiden Ablösungsverordnungen Herzog Rudolfs bedürfen
einer einleitenden Erklärung, weil sie Ausdrücke enthalten, die be¬
sonders der österreichischen Rechtsgeschichte eigenthümlich sind: —
Burgrecht, Grundrecht, Ueberzins. Zu ihrem Verständuiß muß die
mittelalterliche Häuserbelastung, das Verhättniß von Erbleihe und
Rentenkauf, wenigstens kurz skizzirt werden').

Erbleihe war der Vertrag, bei welchem der Eigenthümer
eines Grundstücks dasselbe einem ändern übertrug und dieser, der
Beliehene, für sich und seine Erben als Besitzer des betreffenden
Grundstückes einen jährlichen Zins versprach. Der Leiheherr behielt
sein Eigenthum und als (hauptsächlichen) Inhalt desselben das Recht
auf Zinsbezug2). Leihe war also, kurz gesagt, die Einräumung
eines Gutes zu Zinsrecht. Vom Lehen unterschied sich die Leihe
weder durch die Dauer, noch durch den Mangel einer Herrschaft
über den Zinsmann, sondern durch die Natur der Leistungen, als
unritterlicher, bäuerlicher'ff. Daß Leiheverhältniffe dem Verkaufe

In duser Richtung ist besonders die Geschichte der Stäote Lübeck, Basel ,
Würzburg nd Cöln untersucht worden . Pauli : Abhandlungen IV . die Wic-
boldsrcnten . Lübeck 1865, Arnold : Gesch. des Eigentums in d. deutschen Städten ,
Rosenthal : Gesch. des Eigentums in Würzburg , Gobbers : die Erbleihe und ihr
Verhältniß zum Rentenkaus im mittelalterl . Cöln . In Bd . IV . der Zeitschrift
der Savignystistung . Siehe auch Hüniger in Jahrb . f. Nationalök . VIII . S . 573 .

ft Gobbers loo. eil . S . 133 .
h Homeyer : Sachsenspiegel Thl . II . Bd . II . 2 . 271-



— 16 —

vorgezogen wurden hängt damit zusammen, daß man sich des (so
wichtigen) Grundbesitzes ungern definitiv entäußerte. Ferner waren
der Kirche, dieser bedeutenden Grundeigentümerin, Veräußerungen
untersagt l ) . Daß endlich der Vorrath an Baargeld gering war ,

leistete der Leihe ebenfalls mehr Vorschub, als dem Kauf und Verkauf.
Die Vorzüge der Erbleihe gegenüber unfreien Verhältnissen

lagen in der Bestimmtheit der Abgaben und der Erblichkeit des
Besitzes. Namentlich in der Nähe geschlossener Ortschaften, von
Stadt und Dorf, wo eine Menge grundbedürstiger Leute zusammen¬
wohnten, zerstückelten Gutsherren größere und kleinere Güter und
thaten sie in Parzellen zu erblichen Besitzrecht aus )̂. — In den
Städten selbst kamen analoge Verhältnisse vor, indem der oder die
ursprünglichen Grundeigenthümer Theile des Bodens, die arsa —
allein oder mit einem Hause zu Erbzinsricht ausgethan halten.

Solche Zinse nun wurden sehr bald zu milden Stiftungen
verwendet, d. H. man findet, daß Eigenthümer Zinse von ihren
Häusern zu „Seelgeräth" anwiesen3).

Verschieden von jenem aus der Erbleihe herrührenden grund¬
herrlichen Zins (oonous rsgsrvativus, 66ll8U3 schlechthin, rento
86iKllsuru1s, 6W8, rsnt servios) — ist die durch Kauf entstandene
Rente Dritter(esimuZ ooimtitutivim, roältim, rsnts, rsnt ebarAs) )̂.
Während die eine Leistung Folge bestimmter Abhängigkeitsverhält¬
nisse, also, wie man wohl sagte, eine„staatsrechtliche" Reallast ist̂ ),
beruht der Rentenkauf auf einem einfachen Vertrag zweier von
einander unabhängiger Personen, er ist eine rein „privatrechtliche"
Reallast6).

') Evelt : Kirchenvermögen. 1845 . S . 162.
*) Albrecht: Gewere S . 174-
") Arnold : Gesch. des Eigenthums S . 97 . — Vgl . z. B kontss rsr .

nuslriuv . LVIII . Nr 15 (Urk. v. 1211 )
*) Stobbe : deutsches Privatrecht ll . S - 242 , 271 . — Arnold : Gesch. d.

Eigenthums S - 88, 117. — Endemann : Studien , H. S - 122- — Gundermann :
Englisches Privatrecht I. S . 191 . — leoslix «1 klonrion : Iruils äss rsulss
tonoidrss . Paris . 1828 - S . 2.

°) Gundermann a. a-0 . 1. S . 242 . — Neuner : Privatrechtsverhältniß- S . 82 .
°) Stobbe : deutsches Privatrecht II- S . 238 . — Maurenbrecher: Lehr¬

buch d- deutschen Rechts. 1832 . 8 269 - - Renaud : Reallastcn. S . 102.
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Den Uebergang von den Grundzinsen der altern Zeit, die ein
Aequivalent für die Nutznießung eines verliehenen Grundstückes
waren, — zur Rente, der jährlich wiederkehrenden Leistung als
Entgelt für die einmalige Hingabe einer Summe, — bildeten Zins¬
kauf und Seelzinŝ).

Die Deckung der Kosten eines kirchlichen Anniversariums, eines
jährlichen Almosens, einer Stiftung für ein Spital rc., konnte, wie
bereits erwähnt, durch Zuweisung eines schon bestehenden
Grundzinses geschehen. Sie konnte bald auch durch Neubegrün¬
dung einer jährlich wiederkehrenden Leistung geschehen, zu welcher
der Stifter sich und seine Nachfolger verpflichtete. Die Abgabe
wurde von jedem Besitzer des pflichtigen Hauses mit übernommen
und so die Absicht des Stifters erreicht, fromme, milde oder gemein¬
nützige Zwecke auf dauernde Weise ökonomisch zu fördern. Letztwillige
Anordnungen solcher Art hatten auch aus Gründen der Pietät und
guten Sitte weniger die Anfechtung seitens der Erben zu befürchten
als andere Vermächtnisse.

Eine dritte Möglichkeit war der Kauf eines schon bestehenden
Zinses. Man kaufte das Obereigenthum eines Grundstückes, eines
Hauses, eines Feldes, und wies den Untereigenthümer an, den Zins
dem Kloster, der Kirche, dem Hospital zu leisten. Oder diese letz¬
teren Anstalten verwendeten ihnen vermachte Summen zum Ankauf
von Obereigenthum, um sich jährliche Lieferungen von Naturalien
oder Geld zu sichern, und so den übernommenen Verpflichtungen
Nachkommen zu können̂). Wo sich, wie besondes in den Städten,
der Hauptinhalt des Obereigenthums auf das Zinsrecht reduzirte,
begnügte man sich damit, als Obereigenthum des Grundstückes den

') Arnold: Geschichte des EigentumsS. 95, 225- — Rosenthal: Gesch.
d. Eigentums in WürzburgS. 81. — In München erscheint das„Ewiggeld"
als milde Gabe noch im XIll. Jahrh-, ausgebildet in Form eines Kauf Vertrags
erst einige Jahre nach dem großen Brande von 1327; Riedl: Ewiggeld.

*) Bei ländlichen Grundstücken mag sehr oft eine Raturalleistung über¬
nommen worden sein, daherz. B- die Bezeichnung„Jmmerkuh", Elvert: Jglau.
S- 79. Raiser: Lauingen 1822. S . 85.

') Hering: Liebesthätigkeit. 1883. S . 37.
Bruder , FtnanzpMttk Rudels iv . 2
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auf demselben ruhenden und die eigentliche Nutzung desselben bil¬
denden Zins zu übertragenr).

Konnte man bestehende Grundzinse kaufen(Zinskaus), hatte
sich die Nenconstituirung von Seelzinsen eingebürgert, so war —
seit dem XlV. Jahrhunderts — der Schritt nicht mehr groß zur
gekauften Rente , d. H. zur Uebernahme einer jährlichen Leistung
gegen eine ein für allemal hingegebene Geldsumme. Meistens han¬
delte es sich um eine ökonomische Operation, um eine produktive
Anlage. Dazu gaben gerade städtischer Boden und Baugründe viel
Gelegenheit. Eine ziemlich regelmäßige Veranlassung, Renten zu
verkaufen, scheinen die nach großen Bränden nothwendigen Neu¬
bauten gewesen zu seüO). In einem solchen Falle langte der Per-
sonalcredit des Bausührenden um so weniger aus, da die Haftung
des Erben für die Schulden des Erblassers eine sehr beschränkte
war. Durch die Uebernahme einer Reallast hingegen auf das be¬
treffende Haus wurde ganz fachgemäß demjenigen, der zum Zustande¬
kommen oder zur Vergrößerung desselben wesentlich beigetragen hatte,
ein beständiger Antheil an dem Ertrage aus demselben gewährt.

Die rechtliche Form freilich, in der man diese wirtschaftliche
Absicht realisiren konnte, war anfangs umständlich. Der Vorgang
war verschieden, je nach dem ein Eigenthümer oder ein Beliehener
die Rente verkaufte. Im ersten Falle mußte ursprünglich das
Grundstück an den die Geldsumme Gebenden verkauft und von
diesem an den ehemaligen Eigenthümer leihweise gegen Zins rück¬
übertragen werden. Im zweiten Fall übertrug der Beliehene durch
die Hand seines Leiheherrn dem Rentenkäufer den Besitz und
empfing ihn in Asterleihe zurückZ. Der Rentenkauf war also in
dieser seiner altern Periode in das Geschäft einer Erbleihe des
belasteten Grundstückes eingehülltes kam dabei ein ähnliches

' ) Gobbers : Erbleihe in der Zeitschrist der Savignystistmig IV. S 155-
Rosenthal : Gesch. des Eigentums . S . 88 -

h Bergmann : beurkundete Geschichte Münchens . S . 47 . — Roth : Bayr .
Civilrecht II . Z 176- — Friedlieb : Reallasten . S . 48 .

st Stobbe : in Zeitschr. f. dtschs. Recht XiX . S . !85 . - Mann : Real¬
lasten 1873 . S . 42 . — Dotaoge : anoisn . äroit volx . II . 26 .

st Gerber : Privatrecht . 14- Aufl . ß 188. Note 6-
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Verhältniß wie zwischen Gutsherren und zinspflichtigenHintersassen
zu Stande . In späterer Zeit erscheint die Verbindung des
Rentenkaufs mit der Erbleihe gelöst, der Rentenberechtigte verliert
allmälig die über die Wirkungen der Belastung hinausgehenden
Rechte am Grundstückes.

Der Uebergang geschah allmälig. Je mehr die Grundherr¬
lichkeit in den Städten von ihrer ehemaligen Bedeutung verlor, um
so weniger bedurfte es zur Begründung von Abgaben an Nicht¬
grundherren , der Form der Erbleihe 2). Anfangs war noch zur
Belastung durch Rente die grundherrliche Einwilligung nothwendig,
später bedurfte es deren nicht mehr ft.

Auf verschiedene Weise war der rechtlichen Möglichkeit, Reuten
direkt zu constituiren vorgearbeitet — jene Rückübertragungen ent¬
fielen zunächst überall da, wo der Grundherr selbst dem Be-
liehenen die Geldsumme vorstreckte. Die Rente erscheint da als eine
bloße Erhöhung des Zinses ft.

Oft verlieh der Beliehene weiter gegen Afterleihzins , der
so gut wie der Grundzins veräußert werden konnte. Da war es
nur ein kleiner Schritt , den Verkauf solcher jährlicher Leistungen
auch da zuzulassen, wo gar kein Afterleihzins bestand ft.

Von einer Art Zwangsrentenkauf wird aus Lübeck 1309
berichtet. Zwei Nachbarn haben auf obrigkeitlichen Befehl eine
Brandmauer zu errichten. Da der Eine unvermögend ist, hat sie
der Andere auf seine Kosten aufzuführen, darf jedoch für je 16 solicki,
die er für Ersteren ausgelegt, so lange jährlich einen soliäus ver¬
langen, bis ihm seine gehabte Auslage vergütet wird ft.

9 3 - B . das Pfändungsrecht. (Wilda : Zeitschr. f. dtsch. Recht l - S . 214 .)
— Das Vorkaufsrecht. (Roth : Civilrecht 8 176 .)

ft Friedlieb : Reallasten. 1853 . S . 46 f. — Renaud : Reallasten. S . 14.
Vgl . Hcußler : Deutsches Privatrecht. 1885 - S - 350 .

ft Arnold : Geschichte des Eigentums . S . 106-
ft Arnold : ebenda S . 109 - — Heußler : in Zeitschr. f. schweizer. Recht.

IX. S . 71 .
ft Arnold : Geschichte des Eigentums . S . 91 .
ft Siebenkees : Beiträge IV. S . 223 - — Nach Pauli (Abhandlungen aus

dem lüb. Recht. IV. S . 38) mußte der Grundherr des ärmeren Nachbarn zahlen
und erhöhte sich des Letzteren Grundzins (Wurtzins ) entsprechend-

2 *
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Eine Abschwächung des grundherrlichenVerhältnisses in Städten
war es auch, wenn diesen vom Herrn der Stadt das Einforderungs¬
recht der verschiedenen einzelnen Grundzinsen gegen eine jährliche
Pauschalsumme überlassen wurde. Dies Recht erhielt z. B . die
Stadt Marienburg 1380 vom deutschen Orden ' ). Ueberhaupt waren
die Ueberlassungen mancher ursprünglich dem Stadtherrn vorbehaltener
Einkünfte an die Stadt im Wesentlichen Rentenkäufe2), da die Städte
solche Rechte regelmäßig nur für große Summen erhielten. Ander¬
seits waren es auch wieder die städtischen Communitäten, die schon
sehr frühe in Geldverlegenheiten Renten verkauften )̂. — Endlich
erwähne ich noch die Gepflogenheit, Häuser so zu verkaufen, daß
statt der Hälfte des Kaufpreises der Käufer Rente bezahltes .

In der Literatur über Erbleihe und Rentenkauf ist die Frage
noch immer nicht erledigt, ob man annehmen könne, daß der Renten¬
kauf überhaupt aus dem Institut der Erbleihe hervorgegangen sei.
Die Einen reden einer selbständigen Entstehung das Wort und
betonen die zwei wichtigen Unterschiede von Rentenkauf und Erbleihe :
1. daß der Rentenberechtigte nicht (Ober-)Eigenthümer des pflichtigen
Grundstückes war , 2. die bald aufkommende Ablösbarkeit der Rente )̂.
Die Anderen halten daran fest, daß die grundherrliche Leihe das
Vorbild der gekauften Rente war und daß diese als eine Art Nach¬
bildung der Grundzinse ihre Entstehung gefunden habe "). Nicht

') Voigt : Geschichte von Marienburg. S - 175 .
0 Grünhagen : Breslau . S . 16.
0 Grünhagen : a. a. O. S . 80 .

Pauli : lübische Zustände 111. S . 123. — Mittermaier : Deutsches Privat¬
recht 1- 8 155 .

5) Stobbe : Deutsches Privatrecht II. 244 (neue Aufl. 274). — Duncker:
Neallasten S . 45 -

°) Wyß : Die Gült , in : Zeitschrift für schweizerisches Recht IL. S - 5, 16.
— Blunschli : Deutsches Privatrecht 3. A. S . 285 - — Häberlin in der Zeit¬
schrift für deutsches Recht XVlll . S . 158 . — Schnell in dem Werke: Basel
im XIV . Jhdt . S - 316 - — Gundermann : Englisches Privatrecht I. S . 241 - —
Warnkönig: Französische Rechtsgeschichtc II. S . 586 . — Arnold : Geschichte des
Eigenthums S - 136 - — Roth : Bahr . Civilrecht, Tübingen 1872 . II. S - 357 .
— Zöpfl : Rechtsgeschichte. 4. Aufl. III- S - 304 — Brünneck: Stadtrechte
Siziliens ll . S . 170 . — Baumeister : Hamburgischcs Privatrecht 8 23. 1. S . 164 .
— Euler : Rechtsgeschichtevon Frankfurt. S - 34 . — Renaud ; Reallasten.
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nur die Benennung des Erbleihzinses ging vielfach auf das jüngere
Institut über, — auch nach denselben Rechtsgrundsätzen wurde
letzteres lange Zeit behandelt'). Viele Städte-Statuten stellen die
Grundsätze über die bestellte Rente und das Erbzinsrecht neben und
durch einander.

Die Analogie des älteren Rentenkaufs mit dem grundherrlichen
Verhältnisse und dessen Rechten(so z. B. der Vorgang bei ver¬
sessenen Zinsen, Rutschen des Zinses) läßt sich auch in den öster¬
reichischen Städten im Mittelalter beobachten. Auch diese nämlich
kennen Erbleihe und Rentenkauf, freilich unter besonderen Bezeich¬
nungen, deren Erklärung nunmehr folgen soll.

In erster Linie handelt es sich um das Wort Burgrecht .
Das Wort Burgrecht kommt auch außerhalb Oesterreichs vor und
hat da eine Reihe von Bedeutungen̂).

Erstens: Stadtrecht , Bürgerrecht einer Stadt, Besitzthum
nach Stadtrecht3), Inbegriff der Rechte und Freiheiten— auch des
Schutzes der Vollbürger einer Gemeindê). Von Auswärtigen, die
städtischen Schutz suchten, heißt es in süddeutschen Quellen: sie seien
dieser oder jener Stadt mit Burgrecht zugethan, mit Burgrechten
verwandt. Ein Graf von Kyburg war zu Bern verburgrechtet, nahm
später Burgrecht zu Freiburg. Bei ihrer Huldigung 1406 versprach
die Stadt Kaiserstuhl keinen fremden Schirm, noch Burgrecht zu
suchen'').

S . 31 , 41 . — Gobbcrs : Erbleihe und Rentenkauf in Cöln , in : Zeitschrift der
Savignystistung . Bd . IV . — Albrecht : Gewere . S . 160 (vgl. dagegen später
in Richters kritischen Jahrbüchern . V. S . 313).

' ) Siehe Bluntschli , Wyß a- a. O- — Ueber Vorkaufsrecht des Renten «
gläubigcrs vgl. Roth : Bayr - Civilrecht II . 8 176 . S . 358 . — Ueber die Frage
des außergerichtlichen Pfändungsrechts vgl. Wilda : Pfändungsrecht in der Zeit¬
schrift für deutsches Recht, l . S . 199, 214 . — Heß : Das Burgrecht . S . 767 .

*) Müller -Zarncke, mittehochd. Wörterb . : „Burcrecht ". — Gengler : Stadt -
altertümec - S 283 , 386 . — Zeumer : Städtesteuern S . 40 .

' ) Wackernagel, althochd. Wörterbuch 1861 : Burgrecht . — Maaser : Im
Archiv f. hcnnebcrgifche A. lll . S . 59, 64 .

0 Rockinger : Altbayerische Freibriefe , Glossar .
Mone 's Zeitschrist VIII . S . 442 . — Lancizolle : Deutsches Städtc -

wesen- S - 53 .
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Zweitens: Leistungen für das Bürgerrecht, die nach Stadt¬
recht schuldigen bürgerlichen Leistungen'). Bürgerliche Rechte und
bürgerliche Pflichten erscheinen als untrennbare Correlate und wurden
daher öfters mit demselben Namen bezeichnet)̂. So bedeutet beides
in Cöln der Ausdruck sns eivils, sus urbanum, su« civitatis ch. Auch
in Schlesien findet sich im XV. Jahrhundert eine sus oivils genannte
Steuer̂ ).

Drittens: Erbleihe eines Gutes gegen bestimmte Abgaben
und Dienste. Es wird Burgrecht erklärt als „ein bestimmtes recht¬
liches Verhältnis in welchem Personen wegen des Besitzes bestimmter
Liegenschaften stehen"; als „die rechtliche Stellung Jemandes, der
auf das Schloß eines Edlen zinset" )̂.

Viertens: die jährlich wiederkehrende Leistung in Folge des
eben erwähnten Abhäugigkeitsverhättnisses").

Fünftens: die betreffenden Liegenschaften selbst, die zu
Erbleihe gegen festbestimmten jährlichen Zins ausgethan sind.

Von Burgrecht verschieden ist Burglehen . Es bezeichnet
ein zu Lehen gegebenes Landstück oder anderes unbewegliches Gut
oder doch ein eisernes Kapital oder eine jährliche Geldsumme, womit
Jemand belehnt wird, um sich zur Vertheidigung eines festen Platzes
zu verpflichten)̂. Der Inbegriff aller den Burgmannen als solchen
zustehenden besondern Freiheiten hieß dann wohl auch das Burg¬
recht ch.

In den Ländern Böhmen, Mähren und Schlesien hat das
Wort „Burgrecht" auch eine nationale Bedeutung. In den Ur-

tz Brinckmeier : ZtossariuiN Uixloms -tivuill . — Lang , C. H. : Steuer¬
verfassung. 1793 . S - 161-

*) Gierte : Genossenschaftsrecht. I . 1868 . S . 329 .
b Gobbers : Erbleihe und Rententauf in Coln in Zeitschrift d- Savigny -

stiftung Bd . IV . S . 178. — Vgl . Haltaus : Glossar snb v. Burgrecht .
Lerixtorss raranr silssis .os.rnrn . III . S . 269 .

°) Wackernagel : Althochd. Handwörterbuch .
Lörsch und Schröder : Urkunden zur Geschichte des deutschen Rechts- 1.

Nr . 134 „zu Burgrecht " d. H. gegen Zins .
9 Stenzel : Kriegsverfassung . S - 108 .
9 Frank : Geschichte Oppenheims - 1859 . S . 105 .
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künden wird es da auch „deutsches Recht" genannt'). Der Grund
liegt in den rechtsgeschichtlichen Folgen der deutscheil Einwanderung
und Germanisirung der Städte )̂. Die wichtigste Begünstigung für
deutsche Ansiedler bestand in der Zusicherung deutschen Rechtswesens,
im Verzicht aus ungemessene Lasten und in der Vereinbarung über
bestimmte rechtskräftig festgestellte Dienste und Abgaben̂), üns
mvilö hieß jenes Verhältniß, theils weil die Bewegung vielfach von
den Städten ausging, die ihre Dörfer nach diesem Rechte aussetzten,
theils weil das Recht, nach dem solche Dörfer lebten, deutsches—
also Städterecht war. Die Grundherren unterwarfen sich in allen
das Verhältniß zu den Grundholden betreffenden Streitsachen den
Aussprüchen des nächstgelegenen Stadtgerichteŝ). — In slavischer
Sprache hieß das Rechtsverhältiüß xrüvo rüknxnj oder xolluom vIZo )̂;
in lateinisch abgefaßten Urkunden und Statuten wird es mit jns
swpb^tsotieum wieder gegebenb). Nach dem Brünner Schösfenbuch
geht jener Grundzins (esusus ompb̂ toutious, Burgrecht) allen ändern
Schulden, Strafgeldern und insbesondere jenem Zinse vor, der in
Städten von Häusern und anderem Erbe verkauft wird Z.

Das Burgrecht findet sich auch in ungarischen Städten ch.
>) ASjjbstÄ» L. gZ : /ju« «zinpiütvlMoum ssu tsutovivslc : vul -

Mnitsr purkreolN . — Tomaschek: Recht und Verfassung von Mähren . S . 8.
— 6oä . älpl . Liwsiutz IV . S . 145 und Meitzen : Einleitung zu diesem Bande .
S . 109- — Tzschoppe und Stenzel : Urkundenbuch. S . 172 . — Chlumetzky:
Weisthümcr aus Mähren im Archiv für Kunde österr . Gesch. XVll . <1857).
S . 13. — Emler : rsKösts , doNsiu . 1253 —1310 . Index .

Vgl . auch Pelzet in den Mittheilung , d- Vereins f- Gesch d Deutschen
in Böhmen . VI . S . 77, 78 .

Tomaschek: Recht und Verfassung in Mähren . S . 51 . — Biermann :
Geschichte Troppaus - S . 81 - — Wuttke : Entwicklung Schlesiens . 1842 . 1. S - 18.

«) Tomaschek a. a. O- S - 72 .
Palacky : Gesch. Böhmens . II . 1. S . 159 . — Schlesinger : Stadtbuch

von Brüx . Urk. Nr . 242 v. 1438 -
ch Brünner Schüffenbuch, herausgegeb . v. Rößler Nr . 117 , 283 - S - 61 ,

129 . — Demuth : Landtafel der Markgrasschaft Mähren . 1856 . lid . III . Nr . 486 .
— Brandt : Oloskurium . 1876 . — Loäsx äixl . tüoruvius V . Nr . 375 , 1329.
— Chlumecky: Zierotin und seine Zeit 1862 , S . 8. — Vgl . auch Prochaska
in d. Mittheil . d. Ver . f. Gesch. d. Dtsch- XIX . S . 8.

' 1 Brünner Schösfenbuch Nr . 118 . S . 61 und Einleitung S . I X̂XV .
ch Ofner Stadtrecht von Michnay u. Lichner onx . 173. — Ueber dos
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Besonders häufig ist der Ausdruck Burgrecht in den (i. eng. S .)
österreichischenRechtsquellen. Er bedeutet hier zunächst dasselbe
wie in anderen deutschen Rechtsquellen.

Erstens : Stadtrecht . So im Privilegium Herzog Rudolfs IV.
für Hall und Innsbruck , Leute vom Lande in ihr Burgrecht auf¬
nehmen zu dürfen *) (1363).

Zweitens : Burgrecht bedeutet ferner die Abgaben , die für
Erlangung oder wegen des Bürgerrechts bezahlt werden. Burgrecht
ähnlich wie Richterrecht die Einkünfte des Stadtrichters bedeutetes.

Drittens : ist Burgrecht gleichbedeutend mit Erbleihe )̂.
Dieses Institut begleitete auch in Oesterreich die Entstehung der
Städte . In denselben verschwinden allmälig die persönlichen
Abhängigkeismomente, und in dieser geänderten Form wirkte das
Institut wieder auf die Verhältnisse des Landes zurück̂). In
lateinischen Urkunden wird jenes Besitzverhältniß bezeichnet mit pnoto
suris civilis snwro, sus tori, stis koronss, aä urbis justitiam etc.,
ein Zeichen, daß die Rechtsverhältnisse an so ausgethanenen Grund¬
stücken mehr oder weniger nach stadtrechtlichenGrundsätzen zu be-
urtheilen seien )̂.

Da jenes Besitzverhältniß mit der Emphiteuse Aehnlichkeit hat,
wird es in den Urkunden derselben gleichgestellt, ckus ompbz'tooti-
oum guoä vulSkritsr purcbrscüt äicitnr o).

Borkommen des Wortes „ Burgrecht " im angelsächsischen Recht , wo es das Recht
eine gewisse Abgabe in Städten oder Burgen zu beziehen , bedeutet — siehe
Zöpfl , Alterthümer I. S . 210 .

'I Rapp : Vaterland - Statuten in d. Beitr - f. Oesch. u. s. w . v. Tirol . Hl .
S . 147 . — In der Tiroler Landcs -Ordnung bedeutete Burgrecht (Bürgerrecht )
so viel als Stadtgericht im Gegensatz zu Landgericht .

Luschin : Gerichtswesen . S . 205 .
Vgl . österr . Landrecht , herausgegeb . v . Hasenöhrl , (Art . 33 ) ; steierisches

Landrecht , herausgegeb . v . Bischofs (Art . 36 , 83 ).
*) Tomaschek : Heimfallsrecht . S . 35 . — Geschichtsquellcn der Stadt Wien .

Einleitung von Tomaschek . S . IX .
2) In den Städten scheint sich früher als ans dem Lande Erblichkeit des ver¬

liehenen Grundbesitzes und genaue Fixirung der darauf ruhenden Lasten heraus
gebildet zu haben .

°) Arnold : Gesch. des Eigenthums . S . 62 , 144 . — Zahn : Steierisches
Urkundcnbuch . Regist . V .
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Burgrecht steht im Gegensatz zu Aigen und Lehen Es
kommen Fälle vor, wo Jemand die „Aygenschaft" eines Grund¬
stückes aufgibt und es als Burgrecht gegen geringen Zins zurück¬
empfängt. Im Jahre 1304 thut dies ein Bürger und Fleischhacker
von Wien — „da weder er noch seine Frau Genossen der Eigen¬
schaft des Weingartens sind )̂.

Viertens: heißen Burgrecht die unter Burgrecht stehenden
Grundstücke )̂.

Fünftens: — die in Folge des Burgrechtsverhältnisses jährlich
wiederkehrende Leistung , also die Abgabe an den Obereigenthümer
oder an dessen Burg, wenn er in einer solchen seine gewöhnliche
Wohnung hatteZ. — Diese Bedeutung war die Veranlassung, daß
Burgrecht im XIV. Jahrhundert allmälig jenen Vertrag bezeichnete,
den wir jetzt Rentenkauf nennen

Wie oben bei Skizzirung des Verhältnisses von Erbleihe und
Rentenkauf im Allgemeinen dargethan wurde, ist es bestritten, ob
das jüngere Rechtsinstitut, der Rentenkauf, unabhängig von der
Erbleihe oder im Anschluß an letztere entstanden sei. In Oesterreich
spricht für dieses der Umstand, daß das Wort Burgrecht, welches
die Erbleihe bezeichnete, seit der ersten Hälfte des XIV. Jahrhunderts
die gekaufte Rente bedeutet6) und für die Leistung aus der Erbleihe
das Wort Grundrecht üblich wird. Ueberall dort nämlich, wo die

' ) Steter - Landrecht Art . 83 .
' ) Kontos rsr . nustr . II . Bd . LVIII . Nr . 0X6VI . S . 94 ; vgl . Nr . OOVlI .

S . 235 .
Wiener Stadtrechtsbuch Art . 1l9 .
Jäger : Landständische Verfassung Tirols . Bd . II . S . 142.

°) Stobbe : Zur Geschichte des deutschen Vertragsrechts . S . 45 . — Nicht
zu verwechseln mit „Burgrecht " ist „Bergrecht " d. H. eine bestimmte Quantität
Wein , die der Besitzer eines Weingartens dem Grundherrn lBergherru ) jährlich
abliefern mußte . „Berghos " war das herrschaftliche Haus , wo sich das Berg¬
gericht über gewisse unterthänige Weingärten befand und wohin das Bergrecht
zu entrichten war ; Weiskern : Topographie HI . 171.

°1 Heß : Burgrecht in : Sitzungsberichte der Wiener Academie XI . (1853 )
S . 761 , in Mähren soll Burgrecht nur in der ältern Bedeutung (Erbpacht )
Vorkommen. — Schalk : in den Blättern d. Vereines für Landeskunde v. Nieder¬
österreich XVII . S . 33 , 38- Schuster : Wiener Stadtrechtsbuch , Glossar .
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Belastung einer Immobilie beschrieben wird, deren Besitzer an den
Obereigenthümer oder dritte Personen Renten verkauft oder geschenkt
hatten, werden diese — Burgrecht, die ursprüngliche Zinsbelastung
dagegen — Grundrecht genannt )̂.

Für die Richtigkeit dieser Erklärung spricht: 1. daß das Grund¬
recht — gewöhnlich eine viel kleinere Summe — zuerst genannt
wird ; 2. das Wort Burgrecht wird mit Ueberzins, also Nach zins
(wovon später) gleichwerthig gebraucht. Nach Art . 125 und 129
des Wiener Stadtrechts beziehen die Grundherren das Grundrecht,
die Burgherren und Burgfrauen den Ueberzins; 3. die ausdrückliche
Fassung des Art . 125 des Wiener Stadtrechtes : „Was Jemand
auf sein Burgrecht Gelt 's verkauft, das heißt Bnrgrecht und die
Bürger wollen daß, wer denselben Ueberzins versitzt, daß man den
mit Zwiespild bessere, als Burgrechts Recht ist " ; sodann Art . 119,
wo als Burgrecht aufgeführt werden: Immobilien und Pfenninggelt ,
wo das liegt auf dem Erbe Jemands 2).

Da Burgrecht, wo es allein vorkommt und nicht im aus¬
drücklichen Gegensatz zu Grundrecht gebraucht wird, noch lange die
alte Erbleihe und Burgherr in ähnlichen Fällen den Grundherrn
bedeutet̂ ), so find die vielen Verwechslungen der Worte Grundherr
und Burgherr in den verschiedenen Handschriften des Wiener Stadt¬
rechts durch diesen Fortgebrauch der alten Bedeutung jener Worte
zu erklären.

In demselben Verhältniß wie hier Grundherren und Burg¬
herren stehen sich in der Tiroler Landesordnung Grundherren und
Zinsherren gegenüber. Die Ersteren nannte man im XV. Jahr¬
hundert auch die Gerichtsherren. Letztere — die Zinsherren —

') Am frühesten finde ich Grundherr und Burgherr gegenübergestellt:
koirtos rsr. uristr. II. XVIII. Nr. 611. S . 122. tllrk. v. 1307). Jemand ver¬
kauft seinem Grundherrn 1 Pfund Burgrecht. Vgl . auch Nr. 6XVII . S . 137
(Urk. v. 13101 und seitdem öfter.

9 Geusau : Geschichte der Stiftungen in Wien- 1803 . S . 115 erklärt:
Purkrecht ist nicht Dienstbarkeit des Hauses, sondern es war das Recht sein
Eigenthum verborgen zu können.

»> Taschenbuchfür vaterländischeGeschichte. 1841 . S - 87. (Urk. v. 1331).
Hausverkauf „mit des Burgherren Hand. "
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waren die Käufer und Besitzer bestehender Gülten oder neuconsti-
tuirter Renten. Denn gegen Ende des XIV . Jahrhunderts hatte
man auch hier angefangen, Zinse und Giebigkeiten als einen ver¬
äußerlichen und verkäuflichen Gegenstand zn betrachten und zu be¬
handeln Z.

Eine ähnliche Aenderung der Bedeutung, wie sie das Wort
Burgrecht erfuhr, ist im Norden von Deutschland mit dem analogen
„Wicbelde" vor sich gegangen. Wicbelderecht oder kurz Wicbelde
bedeutete ursprünglich Erbleihe und Erbleihezins, dagegen später die
gekaufte Rente. „Von der Zeit, an welcher Wiebeld als Bezeichnung
dieser Art Renten in Gebrauch kam, erlosch der Name Wicbeldgeld
oder Wicbeldezins für den Erbpachtzins der vererbpachteten Wurten
und Wurttinze trat an dessen Stelle " ch.

Mit Burgrecht im Sinne von census constitutivus (gekaufte
Rente) wird der Ausdruck Ueberzins gleichbedeutend gebraucht.
Die Präposition „über " kann sowohl quantitativ , als zeitlich auf¬
gefaßt werden. Im ersten Fall wird Ueberzins ein größerer Zins
als gewöhnlich ch, im zweiten Fall so viel als späterer, zweiter Zins
heißen, wie ja die Ausdrücke Afterzins, Nachzins sehr häufig Vor¬
kommen (Ulm, Nürnberg ). Der Ausdruck Ueberzins veranschaulicht
da, wie zum grundherrlichen ein weiterer Zins , — eine zweite Be¬
lastungsschichte— hinzukam, sei es, daß der Erbleihemann das
Object ganz oder theilweise gegen erhöhten Zins weiterlieh oder daß
er, besonders zu Meliorationen , gegen jährliche Rente eine Geld¬
summe aufnahm. Sehr oft waren die Grundherren selbst die An¬
bieter von Kapitalien , oder es waren Seelzinse dem Leiheherru selber
vermacht worden. In diesen Fällen erhöhte sich einfach der Grund¬
zins verhältnißmüßig.

Wo es sich nicht um einen Jahrtag oder eine sonstige fromme

') Jäger : LandständischeVerfassung l . S . 556 . s. auch S . 562 —564 -
Ü Techen: Weichbild in Kuhns Zeitschrift s- Sprachf. Xtl . S - 48 . —

Schiller und Lübben: mittelniederdeutsches Wörterbuch unter : Wicbelde. —
Pauli : lübische Zustände I. S . 131. — In Brüx (Böhmen) kommt sür Wortzins
der Auedruck„Wursczins " vor ; Schlesinger: Stadtbuch von Brüx (Urk. v. 1342 )
S . 73 Anm.

ft Schade : Altdeutsches Wörterbuch.



— 28 —

Stiftung handelte, war der Ueberzins regelmäßig die Gegenleistung
für die pecuniare Beihilfe zur Wiederherstellung oder Verbesserung
einer Immobilie. Der Ueberzins erhielt sogar hie und da davon
den Namen. In Danzig hieß der erste Zins der Pfennigzins, die
ferneren auf ein Grundstück aufgenommenen Kapitalien führten den
Namen der 1., 2., 3. u. s. w. Verbesserung ft. In Hessen hießen
die mit Renten belasteten Erbgüter Oberbesserung ft.

Auch in Frankreich kommt im Gegensatz zum grundherrlichen
Zins (osn8) der Ueberzins(Mresns, auch §ro3 osns) vor. Der
Ausdruck großer Zins zeigt an, daß die spätern Belastungen durch
verkaufte Rente auch dort größer waren, als der ursprüngliche grund-
herrliche Zins. Uebrigens sprach man von suroons auch in dem
Fall, wenn ein Zinspflichtiger sein Eigenthum weiter auf Zins
verlieh. Ein solcher Vertrag war in den meisten Coutumes ver¬
boten ft oder nur mit Consens des Herrn gestattet ft.

Besonders häufig kommt Ueberzins in den österreichischen Rechts¬
quellen vor ft. Der schon oben erwähnte Art. 129 des Wiener
Stadtrechts enthält den Passus: — „daß dem Grundherrn sein
Grundrecht, dem Burgherrn (also Rentenbesitzer) sein Ueberzins
nicht abgeheu solle, der nach dem Grundherren auf demselben Erbe
verkauft und gestiftet ist". Eine VeordnungK. Ferdinands von 1523
entscheidet, daß die Landherren auf städtische Güter, von welchen sie
Grundzins haben, „Steuer schlagen" dürfen; doch sollen Ueberzins
nicht für Grundzins verstanden werden ft.

') Siewert , F . G - : Das Pfennnigzins - oder Strohwischrccht Danzigs -
Halle 1802 .

°> Mittermaier : Deutsches Privatrecht H. 8 435 . — Aehnticher Gegensatz
zn Breslau zwischen Erb - und Mauerzinsen . Erstere sollen immer Vorgehen-
Rathsverord . v. 1438 . 6oä . äixl . Kilos. XI . S . 187.

SchSsfner : Geschichte d. Rcchtsvers . Frankreichs Bd . HI . (1850 ) S . 344
und 347 .

9 lio^ mariv : Histoils äss kn ^ sairs . Paris . 1849. S . 568 .
9 Oesterr . Wcisthnmer . Bd . VI . Glossar .
9 In : Landhandseste K. Karl VI . für Steiermark . Graz . 1842 . S - 58 .

Vgl . auch das St . Pöltner Stadtrecht von 1338 heransg . von Winter und
dessen Erklärung von Ueberzins im XVII . Bd . der Blätter des Vereins für
Landeskunde von Niederösterreich.
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Die tirolischen Rechtsquellenhaben statt Ueberzins— After¬
zins und Aftergült. Ein überzinstes Gut bedeutete in der Tiroler
Landesordnung ein solches, welches den Zins nicht zu ertragen ver¬
mag. In einem ähnlichen Sinne wird diese Präposition gebraucht,
wenn man die Vorkehrungerl der salzburgischen Regierung nach dem
Bauernkrieg von 1526 liest. Es sollten da Erhebungen gepflogen
werden, ob Jemand überdient , d. H. unverhältnißmäßigen Dienst
leistet'). In demselben Herzogthume war bis in neuere Zeiten ein
Verbot gegen das Ueberbriefen vorhanden, also eine Art Ver-
schuldungsgränze gezogen.

Der Vollzähligkeit halber sei es gestattet, iroch des Wortes
Kaufrecht zu gedenken, das in den österreichischen Ländern dem
„Burgrecht" im altern Sinne (Erbleihe) 2), — selten dem Burgrecht
im neueren Sinne (Ueberzins) gleichgestellt wird

In italienischen Ländern ist die Erbleihe durch lletus gegeben.
Die Formel lautete: looars iu psrpotuum nä rootnm üntlouow ssu
üetuurZ.

>) Pichler : Landesgeschichte von Salzburg . S - 350 .
smpNz-tsiitiLum guoct vul ^ nritsr <lieit ,ur oliuntrootlt illrkundenb -

v. Kremsmünster , herausg . v. Hagn . Wien 1852. Nr - 140 S - 157). — Brünner
Schössenbuch Von Nr . 283 : 0« surs vsuäitiouis vulAnriter puroiireovl . —
Vgl . Pröckl : Eger , S . 32 . — Lichnowsky : Regest. Nr . 648 von 1365 . —
Chmel : Materialien 1837 . Bd . I. Reg . 338 v. I . 1441 : Als Kausrechtsrecht
ist im Lande Steier . — Ueber die „Kaufrechtlichmachungen" in Steiermark
siehe Kalchberg im Hormayrs Archiv IX. (1818) Nr . 112 S . 443 .

") Art . 125 des Wiener Stadtrechts : „Was der Mann auf sein Burgrecht
Gells verkauft oder unter sich stiftet zu Kaufrecht , das heißt Burgrecht ".

Brünneck : Stadtrechte Siziliens . S . 169. — Ononugs : Zlossariuiu
unter nküvtus . — Buri : Abhandlung von Bauergiitern 1783 . Cap . III . 3. —
Balentinelli : Reg . der Patriarchen von Aquileja im Notizcnblatt der Academie
V. ,1855 ) S . 221 ,Urk. v. 12801, S . 170 <Urk. v. 14711, S . 273 (Urk. des
XIV . Jahrh .). — Reutz, Rechk-zustand Dalmatiens im Mittelalter S . 339 . —
Für das Gebiet von Trient vgl- Loäsx VnnSMuus vä . Link . S . 464 und
Jäger : Landständ - Verfassung I. S . 572 .



Abschnitt kV.

Neber üie Mobilyirung äes Kentenkauft im Allgemeinen. —
Die AMösungsgesehe Hersog Knllolft iv . — Nnterschieä von
nnilern AdlöMng8gesetzen. — Sie erstrecken sich Mch auf Grunä-

rinse. — Aer sinnnzielle Ellnrnkter äer ALlüsunMgesetze.

Nach Erklärung der in Herzogs Rudolfs Ablösungsgesetzen
verkommenden, Ausschlag gebenden Rechtsausdrücke ist das Ver-
ständniß jener erleichtert. Um jedoch deren rechtsgeschichliche Stel¬
lung zu beurtheilen, ist eine Vergleichung mit ähnlichen Ablösungs¬
verordnungen und vorher eine Darstellung der Veränderung zweck¬
dienlich, welche mit dem Institute des Rentenkaufs vor sich ging.

Ursprünglich war die gekaufte Rente eben so unab löslich ,
wie es ihr Vorbild, der Erbleihezins, war und lange geblieben ist.
Die gekaufte Rente war eben ursprünglich nichts anderes, als eine
Grundgült, die Jemand kaufte. Der Käufer kaufte ein grundherr¬
liches Obereigenthumsrecht, das sehr oft auf den jährlichen Zins¬
genuß zusammengeschrumpftwar ft.

Die Einräumung des Wiederkaufsrechtes wurde als eine be¬
sondere Gunstbezeugung des Rentenkäufers betrachtet ft. Dies ge¬
schieht noch in der Bulle Martins V., vom Jahre 1423 und in
der Schrift Hümmerlin's ('s 1460 oder 1461): äo swtiono unius
pro vi§inti sin seinem opusouln, Laoil. 1497, 6X1). Lange Zeit
war die Frage der Ablösung Sache freier Vereinbarung. Ende des

>) Gerber : Deutsches Privatrecht 8 188 . Rosenthal : Geschichte d. Eigen¬
thums in Würzburg . S - 96 - Gvbbers in der Zeitschrift der Savigny -Stiftung .
IV . S . ISO.

9 Roscnthal : a . a- O . S . 97 . — Neumann : Geschichte des Wuchers .
S . 250 . - Blumer I . I . : Staats - und Rechtsgeschichte I. 455 .
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XIV-, Anfang des XV. Jahrhunderts wird es Sitte, sich beim
Rentenverkaufdie Wiedereinköfung vorzubehalten'). Diese Ueber-
einkunft wurde im Laufe des XV. Jahrhunderts zur Regel2).

Die Ausbildring des Kündiguugsrechtes des Verkäufers(durch
wiederholte besondere Verabredungen) zu einer Gewohnheit ging
schrittweise vor sich. Insbesondere dürften Uebertragungen das
Wiederlösungsrecht vorbereitet haben̂). Kamen solche auf Seiten
des Rentenbesitzers vor, so mögen sie auch dem Rentenpflichtigen
gestattet worden fein. — Sehr oft wurde die Rente eine immer¬
währende, falls sie der Schuldner nicht in einer bestimmten Frist
zurückkaufte4). Bei städtischen Finanzoperationen wurde die Rück¬
käuflichkeit ins Auge gefaßt5). Einmal leitete der Verkauf von
Leibrenten darauf hin und anderseits war der Rückkauf an und für
sich eine im Mittelalter häufige Nebenverabredung.

Der Rentenrückkauf erinnert an den Vorgang bei Einlösung
einer Pfandschaft. Wurde dem Pfandherrn öie Hauptsumme"), die
man ihm schuldete, eingehändiget, so wurden die jährlichen Einkünfte
der Pfandsache: des Gutes, des Dorfes, der Stadt, die bisher jenem
zuflossen, wieder ihrem ursprünglichen Herrn zugeführt.

Philipps meint, es könne das aufkündbare Rentenlehen
als Vermittlung gedient haben. Für solche Lehen stellte Kaiser
Karl IV. (1346) die allgemeine Vermuthung der Rückküuflichkeit aufch.

'1 Wyß: in d. Zeitschrists. schweiz. Recht. tX. S . 10. — Hiipke» im
Bremischen Jahrbuch VlI. S . 147.

Arnold: Geschichte des Eigenthnms S - 117. — Donandt: Bremer
Stadtrecht II. S . 333.

2) Schnell in dem Werke : Basel im XIV . Jahrh . S . 316 . — Donandt :
Bremer Stadtrecht. II. S - 314.

p Fabricius: Stralsunder Stadtbuch. S . 276. — Baumeister: Hambur-
gisches PrivatrechtZ 23, S - 166.

Chronikend. deutschen Städte II. Nürnberg. L S . 323. — Fabrieius:
a. a. O- S . 187.

°) Nach der strengen Theorie sollten die aus der Pfandsache gezogenen
Früchte eingerechnet, also abgezogen werden; dies verlangt auch Langenstein in
seiner »epiiNolu" (Kap. XIV. äoanrn. 25).

Privatrccht3. Ausl. II- S . 100.
ch Homeyer: Sachsenspiegel. Thl. II. Bd. II. S . 271. — Hontheim: Uist,

Irsrir . Uiploni . II . xaZ . 163 - nun . 1346 .
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Um nun alle gekauften Renten ablösbar zu machen, bedurfte
es eines besonderen Gesetzes. Sehr oft erlangten die Bürger ein¬
zelner Städte durch kaiserliche oder landesfürstliche Freibriefe die
Befugniß, durch Rückzahlung des Kapitals die Renten von ihren
Häusern abzulösen. Ein solches Gesetz willkührte der Rath von
Lübeck schon Mitte des XIII . Jahrhunderts . Aehnliche Gesetze sind
für Hamburg (1270), Goslar (1283, 1390), Brilon (1290), Lim¬
burg (1325), Dortmund (1346), Hannover («L. 1350 ) vorhanden (j.

Eine Reihe von Ablösungsgesetzenerließen die Luxemburger
in Böhmen. Das früheste ist von König Johann für Znaim be¬
kannt. Es hat den Charakter eines Amortisationsgesetzes. Um den
Wohlstand Znaims zu heben wird 1325 bestimmt, daß Kirchen,
Klöster, geistliche Personen, welche testamentarisch Renten erhielten,
sich dieselben — jede Mark um 4 Mark abkaufen lassen müssen2).
Derselbe König Johann verordnete 1331 für Brünn , daß Niemand
ewigen Zins haben solle, außer wenn der Verpflichtete freiwillig ihn
leiste. Als Ablösungssumme war das Sechsfache festgesetzt, ein
ungleich günstigeres Verhältniß als zu Prag , wo die Ablösung um
das Zehnfache gestattet war )̂. Im Jahre 1351 befiehlt K. Karl IV.
den Besitzern von Renten , die auf den Häusern und Höfen der
Prager Neustadt lasten, keine Schwierigkeiten zu machen, wenn ein
Verpflichteter solche Renten ablösen will *). Dasselbe Recht für
Köllin 1352 )̂. In Breslau war es eine städtische Finanzmaßregel
gewesen, Renten aus der städtischen Kammer zu verkaufen. K. Karl IV-
legalisirte dies 1361 )̂ mit den beigefügten Bemerkung, daß die

6 Pauli : Abhandlungen aus dem lüb. Recht IV. S . 23, 72. — Neumann :
Geschichte des Wuchers. S . 233 - — Böhmer : kuäolti . Nr. 758 . -
Seiberh : Urkundb. d- Herzogthums Westphalen. I- S . 528 . — Mone : Zeitschr.
f. Gesch. d. Oberrheins. X. S . 309 . — Frensdorfs : Dortmunder Statuten .
S . 201 . — Höpken im Bremischen Jahrb . VIl . S . 147.

E) ( ,'oclsL äiploinntieus Noravino . VI. 216 . 17. Nr. OHXXX .
Rößler : Brünner Schösfenbuch, Einleitung . S . UXXV. und Nr- 119 ;

Nr. 121.
9 Pelzel : Karl IV. Thl . I. Urk. 53 .
'I Ebenda Urk. 122.
*) Grünhagen : B >eslau . S . 90.
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betreffenden Renten immer rückkäuflich sein sollen. 1372 befiehlt
K. Karl IV. „zur Hebung des Wohlstandes der Stadt" den Geist¬
lichen, welche zu Brüx Renten haben, denjenigen, welche dieselben
um das Zehnfache ablösen wollen, keinen Widerstand zu leisten*).

Es ist nicht unmöglich, daß die Gesetzgebung der Luxemburger
(soweit sie vor 1360 fällt) von Einfluß auf die Wirtschaftspolitik
Herzog Rudolfs IV. gewesen ist. Er strebte ja nach derselben Un¬
abhängigkeit und Landesherrlichkeit, wie sie in Böhmen unter der:
Luxenburgern bereits ausgebildet war. Es ist mehrmals bemerkt
worden, Herzog Rudolf habe seinem Schwiegervater, K. Karl IV.
in vielen Dingen nachgeeifert)̂. Wie es diesem gelang, das Bis¬
thum Prag vom Erzbisthum Mainz unabhängig zu machen, so
strebte auch Herzog Rudolf nach Errichtung eines eigenen Bisthums
in Wien. Der Gründung der Prager Universität entsprechend,
stiftete Herzog Rudolf die Hochschule zu Wien. Die Stellung des
Probstes von Wissehrad diente zum Vorbild, als Herzog Rudolf
1365 das Collegiatstift St. Stephan gründete, welches„einen ge¬
fürsteten Probst" haben sollte, der Erzkanzler von Oesterreich
sein sollê). Wie in Böhmen sollte es auch in Oesterreich fürstliche
Unterthanen geben. — Viele Rechte, welche die goldene Bulle Kaiser
Karl IV. den Kurfürsten zuerkennt, beansprucht Herzog Rudolfs
privilö̂ium umsus auch für Oesterreichs): Succession nach der Primo¬
genitur, Verbot der Appellation nach auswärts seitens der Unter¬
thanen. Alle weltlichen Gerichte sollten als Lehen vom Herzog
abhängen. Auch das Vorrecht, daß den Herzogen von Oesterreich
Jeder Länder schenken, verpfänden und verkaufen dürfe, erinnert an
die gleiche Begünstigung der Kurfürsten durch die goldene Bulles.
Zu den grundbücherlichen Anordnungeno) K. Karl IV. und zu seinen

') Schlesinger: Stadtbuch von Brüx Nr. 101.
') Palacky: Geschichte Böhmens. II/r- S . 359-

Ficker: Reichsfürstenstand. S . 368. Nr- 252.
Huber: Rudolf IV. S . 29, 130. — Berchtold: Landeshoheit. S. 200.

— Festschrift zur 600jährig>Gedenkfeier der Belehnung des Hauses Habsburg
mit Oesterreich. S - 28.

°) Huber: in, den Sitzungsberichten histor- Cl. XXIV. (1860) S . 45.
°) Randa in der Zcitschr. f. d. öffentl- u. Privatrechtd- Gegenwart. IV.

(1879) S . 81 s. und Randa: EigenthumsrechtZ 18.
Bruder , Finanzpolitik Rudolf IV. 3
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Amortisationsgesetzen finden sich in Herzog Rudolfs Regierung
Seitenstücke. Herzog Rudolfs Ungeld und seine Aufhebung der
Zünfte sind Maßregeln , welche auch die Luxemburger angewendet
haben (1336 , 1352) ').

Die Geschichte der Mobilisirung ?) des Rentenkaufs in Oester¬
reich ist ähnlich, wie sie oben im Allgemeinen skizzirt wurde. Wie
schon bestehende Grundgülten bei ihrem Ankauf durch Dritte dauernd
auf diese übergingen, so waren auch Renten, die durch den Kaufvertrag
erst geschaffen wurden, ursprünglich dauernd (psrpstui ). Schon das
oftmalige Nichtvorkommen der Kauffumme zeigt, daß man an die
Rückgängigmachungdes Geschäftes durch Ablösung um die gegebene
Kaufsumme nicht dachte. Ost findet sich die Bezeichnung „ewigs
Purkrecht".

Hie und da in der ersten Hälfte des XIV. Jahrhunderts finden
sich Vereinbarungen bezüglich der Ablösung )̂. Allein die Gestattung
der Ablösung wird öfters als eine besondere Gunstbezeugung erklärt.
So heißt es z. B . 1325, der Probst habe die Gnade gethan, die
Ablösung der betreffenden Gült durch eine gleiche, für das Gottes¬
haus Klosterneuburg gleich günstig gelegene, Gült zu gestatten st.
Nur zweimal wird vor Herzog Rudolf in den österreichischen Landen
eines Ablösungsgesetzes Erwähnung gethan. Im St . Pöltner
Stadtbanntaiding heißt es , es solle der Amtmann Ueberzins zu
lösen geben ein Pfund um zehn Pfund . Zur Erklärung muß das
Passauer Stadtrecht von 1338 als Mutterrecht herangezogen werden.
Dasselbe bestimmt, es soll Niemand auf den Häusern Gelt verkaufen.
Was aber Gelts darauf liegt , das ehedem darauf verkauft ist , ist
es auf unseren Aigen (d. H. sind es Häuser, deren Grundherr der

st Elvert : Aiuanzgeschichte. S . 11. — Monse : GeschichteMährens , An¬
hang. S - 67 .

Diese Bezeichnung ist durch die Angaben Langensteins gerechtfertigt-
Derselbe erklärt, die Ablösungsverordnung habe die bisher dauernden Renten
(röäilu « perpsbui ) »uwditss ' gemacht.

°) z. B . I'oMsu. XVlll . Nr - OlV., 6V1 .. 0X1,111. u- a. m.
st z. B . koiüas . XVlll . Sir. I,XXVIl ., 0XXV1 ., 0X0 ., 001 . u- a. M.
st Urkundenbuchvon Klosterneuburg Fontes X. Nr . OOXIV. vgl- auch

Nr. OOOXXIV.
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Bischof ist), so soll man jedes Pfund Gelt um zehn Pfund ablösen,
wer das thun will '). — Ein anderes Ablösungsgesetz ist jenes
Herzog Friedrichs des Schönen v. I . 1327. Er erlaubt den Bür¬
gern von Wiener - Neustadt die Ueberzinse im Burgfrieden um so
viel abzulösen, als sie seiner Zeit gekauft worden waren 2).

Am 28. Juni 1360 2) nun befahl Herzog Rudolf IV. — zu¬
nächst für Wien — die allgemeine Ablösung der gekauften Renten
(Burgrechte, Ueberzinse) und fünf Wochen später , am 2. August
1360 , die allgemeine Ablösung der den Grundherren schuldigen Zinse,
deren Jmmobiliar -Gerichtsbarkeit an den Stadtrath übergehen soll.
Wer von den Bezugsberechtigten dem herzoglichen Gebote nicht nach-
kommen und die Ablösung verweigern würde , verliere nach einem
Monat auch noch sein Anrecht auf die Ablösungssumme. So lange
die Ablösung nicht vollzogen sei, müssen diejenigen, welche Grund¬
zinse oder Renten von Bürgerhäusern beziehen, dem Herzog davon
in demselben Verhältniß Steuer geben, wie die Bürger von ändern
Gütern dienen, im Weigerungsfälle aber fünfzig Pfund Goldes als
Strafe zahlen. Als Motiv des Gesetzes wird die Absicht angegeben,
dem Wohlstände der Stadt anfzuhelfen. Viele Häuser seien— der
schweren Ueberzinse wegen — im Verfall und unbewohnt.

Noch im August desselben Jahres wurden jene Ablösungsgesetze
auch auf andere landesfürstliche Städte in Oesterreich ausgedehnt :
Enns , Klosterneuburg, Krems, Wels, Wiener-Neustadt 0 . Die Ver¬
ordnung für Steyrs läßt es zweifelhaft, ob außer den gekauften
Renten auch die Grundzinse von der Ablösung getroffen waren.
Es heißt , der Burggraf möge sorgen, daß den Bürgern zu lösen

') Winter : in den Blättern f. Landeskundev. Niederöstcrr. XVII . S . 479 .
'> Lichnowskh: Reg. III. Nr. 725 -
') Geschichtsquellender Stadt Wien. I. Nr . I-Xl .
0 Für Enns vgl. Oberleitner im Archiv f. österr. Gesch. XXVII . S . 15

und Urkundenbuch des Landes ob. d. Enns . VII . Nr. VOOX. und VOOXIl., —
sür Klosterneuburg Lichnowsky: Reg. I. Nr. 204 , — snr Krems Strobl : Gesch.
von Krems. 1881 - S . 38 und Lichnowsky: Reg. I. Nr . 205 , — sür Wels
Urkundenbuch des Landes ob. d. Enns - VII. Nr. V06XI . u- VOOXIII. und
Pritz : Gesch. d. Landes ob. d. Enns . II. S . 700, — sür Wiener-Neustadt Gleich:
Wiener-Neustadt. 1808-

Urkundenbuch des Landes ob- d. Enns . VII. Nr . V06VII . S - 710 .
3»
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gegeben werde, was an Zinsen, Diensten, Gütern aus dem Burg¬
frieden hinaus verkauft, verschafft, gegeben oder versetzt worden sei.
Wollte Jemand dawider sein, so solle sich der Burggraf der be¬
treffenden Dienste oder Gülten unterwinden. Ueber die Ablösungs¬
summe sollen ehrbare Leute erkennen. — Das Ablösungsgesetzfür
Marburg ist vom 11. März 1363 , jenes für Tuln vom 3. März
1364 datirt *).

Jene Ablösungsgesetze bestätigen das oben über den Gegensatz
von Grund - und Burgrecht Gesagte. Daß Herzog Rudolf zuerst,
Juni 1360 , nur die Ablösung der Burgrechte (gekauften Renten)
anordnete, dürfte damit Zusammenhängen, daß die Mobilisirung
dieser Reuten durch verabredete Ablösungsvorbehalte oder nachträg¬
liche Vereinbarungen der Parteien schon weiter vorgeschritten war ,
als jene der (lange unbeweglichen) Grundzinse. Als Herzog Rudolf
im August desselben Jahres auch bei letzteren die Ablösung befahl,
ging er von der Anschauung aus , daß die grundherrliche Jmmo -
bilar -Gerichtsbarkeit dem Erfolge der ersteren Verordnung hindernd
im Wege stehe (siehe Absch. V.) und daß eine Entlastung der Bürger¬
häuser nur durch beide Verordnungen erreicht werde.

Die Vergleichung der beiden Erlässe zeigt genau, daß Burg¬
recht da nichts anderes als die gekauften Renten bedeutet. Als
dessen mögliche Besitzer erscheinen nämlich in dem Burgrechts - Ab¬
lösungsgesetze auch Juden und Frauen 2), die unter den Besitzern
von „Grundrecht" im August-Erlasse nicht aufgezählt werden. Da¬
gegen ist in letzterem den Bezugsberechtigten (den Grundherren ) die
Fertigung und Siegelung der Kaufbriefe genommen, was im
Juni - Erlasse den Rentenberechtigten nicht genommen zu werden
brauchte, da sie ja keine Jmmobilar -Gerichtsbarkeit besaßen. Ferner
heißt es vom Burgrecht, daß man es Geistlichen oder Landherren
oder Kirchen oder Räthen und Gemeinschaften in den Städten und
auf dem Lande diene. Beim Grundrecht fehlt dieser Zusatz, da

') Huber: Rudolf IV. Reg. Nr . 428 . — Kerschbaumer: Tuln - 1874 .
Nr. 660XXI .

^ „Burgfrauen " im Sinne von Rentenbesitzerinnen in : I'ontes XVIII .
Nr . 66l ,XLVIll . (Urk. v. 1363 ).
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man es nur Wiener Grundherren dienen konnte. Der beste Beweis
aber, daß Burgrecht mehr und mehr nur die gekauften Renten be¬
deutete, ist der Umstand, daß die später zu erwähnende Bulle Papst
Martins V., welche den Rentenkauf erlaubt , in einer Wiener Hand¬
schrift ') mit der Aufschrift versehen ist : Bulle Papst Martins V.,
daß die eontraotuZ bur^ansss, gemeinhin Burgrecht, erlaubt sind.

Vergleicht man das Ablösungsgesetz Herzog Rudolfs mit an¬
deren ähnlichen Ablösungsgesetzen, so charakterisirt es sich durch
nachfolgendeEigenthümlichkeiten:

1. Die Ablösung der gekauften Renten uudderG rundzinse .
Vor Herzog Rudolf ist ein ähnlicher Versuch nur von Lübeck(aus
dem XIII . Jahrhundert ) bekannt. Erst Ende des XlV . Jahrhun¬
derts versuchen dies auch andere Reichsstädte: Worms 1366, Ulm
1388, Goslar 1390. Die Ablösung der Grundzinse machte erst in
der Reformationszeit größere Fortschritte )̂.

2. Die Frühzeitigkeit der Maßregel . Man begegnet vor
der Mitte des XIV. Jahrhunderts noch sehr wenigen Ablösungs¬
gesetzen. Es sind größtentheils Städte Norddeutfchlands und der
luxemburgischen Länder , aus denen so früh analoge Verfügungen
bekannt sind.

3. Bei anderen Ablösungsgesetzen ist die eine oder andere
Modalität , Ausnahme und Milderung zu beobachten, die man in
Herzog Rudolfs energischem Befehle vermißt. Die Ablösungssumme
war regelmäßig die gegebene oder eine noch höhere als jene, für
welche die Rente gekauft worden war (Lübeck, Hamburg), sie wurde
oft der Parteienvereinbarung , eventuell dem Rath überlassen (so
Lübeck, später München 1391). Die Ablösung war nur am Fällig -

9 Manuscr. der Wiener Hofbibliothek Nr. 4450 Fol . 307b. Vgl . unten
Abschn. X.

9 Arnold : Gesch. d. Eigenthums . S - 296 . — Vgl . auch Christian Meyer :
in d. Zeitschr- des histor- Vereins f. Schwaben u. Neuburg. V . (1878). S - 346 - —
Daß die Grundzinse länger als die bestellten Renten unablöslich blieben, darüber
vgl. Stobbc : deutsches Privatrecht, ll S . 274 , — für München Bergmann :
BeurkundeteGesch. S - 47 , — für Hamburg Gries : Hamburger Stadtrecht. 1837 .
t. S . 264 , - für Bremen Höpken: im bremischen Jahrbuch. VII . S . 112, —
für Riga Bunge : Riga - S . 213 . — Ferner Pauli : Abhandlungen aus dem
lüb. Recht. IV. S - 40- — Fahne : Forschungen. 1864 . S . 10. Anm. 19.
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keitstermine der Rente (so Brilon ) oder nur für dieses oder jenes
kritische Jahr gestattet (so später in München für das Jahr 1391,
für das Jahr 1401). In Dortmund wurde 1346 die Ablösbarkeit
der Renten (als eine baupolizeiliche Prämie ) nur jenem Schuldner
gewährt , der sein Haus gegen Feuersgefahr durch bauliche Ein¬
richtungen sicherte. Bei Häusern , die neu , feuerpolizeilichen Vor¬
schriften gemäß erbaut worden und hintennach mit einer Rente
belastet sind, konnte die Ablösung nur mit Willen des Renten¬
berechtigten geschehen'). — Hie und da waren die Renten milder
Stiftungen von der Ablösung ausgenommen (Ulm 1388, Goslar
1390). So in Frankreich noch nach einer Erklärung Karls IX .
vom letzten August 1566 und nach einer Verordnung von 1606
Art . 20 2). Aehnlich die Verordnung für Niedwalden v. I . 1432 :
in Zukunft sollen nur Gotteshäuser unablösliche Renten Habens .
In Basel hieß es noch 1441 , daß nur die neuen Renten ablösbar
sein sollten. Auch gaben die Ablösungsverordnungen durchweg nur
die Erlaubniß abzulösen*): dagegen trägt Herzog Rudolfs Ablösungs¬
gesetz einen obligatorischen Charakter.

Was die zwei vor Herzog Rudolf in Oesterreich vorfindlichen
Ablösungsgesetze betrifft, so gestattete Herzog Friedrich der Schöne
1327 den Wiener-Neustädter Bürgern wohl die Ablösung der ge-
gekauften Renten, aber nur um so viel, um wie viel sie gekauft sind.
Das St . Pöltner Stadtrecht aber wird so erklärt, daß der Bischof
Rentenablösung nur auf Häusern gestattete, deren Grundherr er
selbst war . Die Ablösungsgesetze der Luxemburger sind dem Gesetze
Herzog Rudolfs ähnlicher, aber auch jenes für Brünn erlaubt noch
Ewiggelder, nur dürfen sie nicht in das Stadtregister eingetragen
werden.

Die beste Erklärung des Ablösungsgesetzes wird in der finan¬
ziellen Seite desselben zu suchen sein5). Es war in doppelter Hinsicht

6 Dortmunder Statuten , herausg . von Frensdorss . 1882 . S . 201 , 202 .
tHansische Geschichtsquellen . lH -)

st llsurion : rsntss touoisrss . 1828 . S - 55 .
0 Blumer : Staats - und Rechtsgeschichte . S . 457 .
^ Arnold : Geschichte des Eigenthums . S . 5 .

Heß : Das Burgrecht , in den Sitzungsberichten XI . S . 761 , 781 . —
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eine finanzielle Maßregel : einmal direkt, indem auch Zinse und Renten
zur Besteuerung herangezogen wurden, sodann indirekt durch Hebung
des Wohlstandes der landesfürstlichen Bürger , ein Motiv , das im
Wortlaut der Verordnung selbst vorkommt.

1. Was das Erstere anbelangt, ist etwa Folgendes zu sagen.
Die Grundzinse gehörten nach den Anschauungen jener Zeit zu den
Immobilien . Auf sie zuerst dürfte die Besteuerung, vom Grund¬
besitz ausgehend, sich erstreckt haben, dann auch aus alle festen zins¬
artigen Einkünfte, insbesondere auf Renten *). So vertheilte man
z. B . in Breslau ursprünglich die aufzubringende Collekte nach den
Bauplätzen, die in ganze, halbe und Viertel-Höfe eingetheilt waren.
Die Steuerreform von 1320 bestand darin » daß man diesen Modus
nur für die eine Hälfte der Collekte beibehielt, die andere Hälfte
aber durch eine Vermögenssteuer auf bewegliche Habe, insbesondere
ewige und wiederkäufliche Zinse und Renten zu Stande brachte )̂.
In Tours erscheint 1358—59 eine Steuer von allen rsntos ot
lougssss äs waisons mit Ausnahme der geistlichen Besitzungen;
4 , sols " von jedem Pfund und für die Renten auswärts wohnender
Besitzer von städtischen Häusern sogar die Hälfte -fl. Auch in Nürn¬
berg mußten die Herrengülten — Einnahmen aus den Gütern vom
Lande — versteuert werden fl . In Olmütz wiesen die Besitzer von
Zinsen die Stadt — wenn sie von ihnen Steuern erheben wollte
— auf ihre Zinsschuldner an. Doch sollten sie nicht mehr als
12 Groschen von einer Mark Zins anweisen dürfen. Nur unter
dieser Bedingung gestattete 1354 Markgraf Johann den Kauf und
Verkauf von Erb - und zeitlichen Zinsen und die Belastung städtischer
Realitäten mit solchen fl.

Krön es : Geschichte Oesterreichs Hl . I . 52 . — Maade : Handelsgeschichtevon
Freistadt. S . 44 . — Kerschbaumer: Krems- S . 548

') Zeumer : Städtesteuern in den „Forschungen" herausg . von Schmoller
l . S . 88 .

fl Griinhagen : Breslau . S . 38, 43 -
fl Gierke's Rccension über die Stadtrechnungen v. Tours in den Jahr¬

büchern für Nationalökonomie N. F . Bd . IV. (1882 ) S . 174—192 .
fl Chroniken deutscherStädte . II. Nürnberg 2. S . 323 .
fl Fd. Bischof: Deutsches Recht in Olmütz. 1855 , Anhang. Urk. 18
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In den Ablösungsgesetzen Herzog Rudolfs nun bestand die
Heranziehung der Gülten zur Besteuerung in Folgendem: 1. Jeder,
der im Sinne des Ablösungsgesetzesdie Renten (Ueberzinse), zu
denen er verpflichtet war, durch Abkauf um das Achtfache„zu ihm
selber lediget", soll von jenen eingelösten Renten den Herzogen
Steuer entrichten. 2. So lange die Ueberzinse noch nicht abgelöst
sind, sollen die, denen sie gedient werden, — wer immer sie seien
— den Herzogen davon Steuer geben in dem Verhältnisse wie andere
Bürger von Wien von anderen Gütern den Herzogen dienen und
Steuer geben.

Besteuerungen der Gülten in späterer Zeit sind bekannt aus
den Jahren 1441 (Niederösterreich), 1459 (Mähren), 1528—29
Niederösterreich) 0- 1573 proponitteu die tirolischen Stände eine
Besteuerung der Interessen oder „Aftergülten".

2. Die Ablösungsgesetze waren aber auch indirekt eine finanzielle
Maßregel. Ein Recht auf Beiziehung sämmtlicher Unterthanen-
klassen zur Tragung der Staatsverwaltuugskosten hatten die deutschen
Landesherren im Mittelalter nicht. Sie waren regelmäßig auf die
Erträgnisse des landesherrlichen Grundbesitzes, auf die nutzbaren
Regalien, die Gefälle aus der Gerichtsbarkeit und Vogteiherrlichkeit
angewiesen̂). Wohl aber konnten sie weitergehende finanzielle Zu¬
muthungen an die eigenen Grundholden und jene Städte machen̂),
in denen sie die ausschließlichen oder wichtigsten Grundherren waren
(landesfürstliche Städte). Die finanzielle Lage solcher Besteuerungs¬
objekte war somit ihre eigene. Das Prosperiren, — beziehungsweise
die anderweitige Entlastung, landesfürstlicher Bürger zeigte sich in
steigenden Kammereinkünsten.

Wie oben Abschn. III . dargethan wurde, war die Belastung
der Bürger landesfürstlicher Städte zweifacher Natur : einmal ihren
Grund- und Burgherren gegenüber» — anderseits ihre landesfürst¬
lichen Abgaben. War der Wohlstand im Zunehmen, so konnten
sie allseitig ihren Verpflichtungen Nachkommen. Gab es aber be-

') Siche darüber Elvert : Finanzgcschichte. S . 24 , 27 , b3.
') Berchtold: Landeshoheit. S - 200 .
-1 Kurz: Rudolf IV. S . 93 , 308 .
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sondere Unglücksfälle, Brände Seuchen, schlechte Ernten und geringen
Verkehr, viele Kriegsdienste, die sie leisten mußten— so versagte
die angespannte Steuerkraft. Gar mancher war nicht mehr im
Stande, landessürstliche Steuer und Zinse und Renten zu entrichten').

Allerdings war der Grundzins niedrig. Allein er war es mit
Rücksicht auf die Last des Neubaues nach Bränden, die dem Erb-
zinsmann oblagt). Sogar die Nachleistung der restirenden Zinse
und Renten, die ja an der Scholle hafteten, mußten vom Nachfolger
mit übernommen werden. Kein Wunder, daß in schlechten Zeiten viele
Häuser öde wurden und die Bürgersteuer entsprechend abnahm.
Diese Ausfälle wurden der herzoglichen Kammer fühlbar. Der Stadt¬
rath empfahl eine Verminderung der Belastung"). Die Ablösungs¬
gesetzev. I . 1360 gingen darauf ein. Sie befehlen die Ablösung
der Grundzinse und gekauften Renten um das Achtfache. Die Be¬
günstigung der Pflichtigen war großZ, — sonst würde die harte
Strafe von 50 Pfund Gold (und Verlust der betreffenden Einkünfte)
gegen sich weigernde Grund- und Burgherren unverständlich sein.
Auch wäre ja bei landesüblicher Berechnung des Werthes der jähr¬
lichen Nutzungen keine Erleichterung erreicht worden. Die späteren
Ausführungen(Universitäts- und Stadtgutachten) werden diese An¬
deutungen erhärten.

So lange— und dies bezeugt am besten, daß die Ablösung
mit sinanziellen Erwägungen im Zusammenhang steht, — so lange
die Ablösung nicht vollzogen ist, müssen die Rentenbesitzer von den
Renten, die Grundherren von den Grundzinsen'') Steuer zahlen in

' ) Kurz : Rudolf lV . S . 1S4. — Huber : Rudolf IV . S . 121- — Ober -
leitncr : Enns , im Archiv f. österr . Gesch. XXVII . S . 38 .

h Bodmaun : Altcrthümer S . 770 unten . So noch später in Oesterreich,
worüber : Vinstsrvsläer odservutionos 1713 —30 lid . II. obrmrv . XI ,Vl ; clowo
empd ^ tontiLU invonüio vonsurntu smxü ^ toutu niliiloiniliu » psnsiouom solvsrs
tvüvtur .

' » Weiß : Gesch. der Stadt Wien . 2- Aufl . I . S . 338 .
«) Strnadt : Peuerbach . S - 417 . — Lichnowsky : Geschichte d- Hauses

Habsburg IV . S . 30 . — Koch: Wien - S . 13. — Maade : Handelsgeschichtc-
S - 45. — Dagegen Huber : Rudolf IV. S - 122- — Kcrschbaumer : Tuln - 1874 .
S . 249 .

' 1 Für dir Ablösung der Grundzinse sollen alle Bestimmungen der Burg -
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dem Maße „als unsere Bürger uns von ändern Gütern Steuer
zahlen". Zugleich behält sich der Herzog vor, nach Bedarf diesen
„Aufsatz" zu mehren und zu mindern. Auch sein Nachfolger Herzog
Albrecht III . nennt Herzog Rudolfs Ablösungsgesetz einen„Aufsatz".
Der Pfarrer von Haimburg erhält von ihm das Privileg, daß man
ihm Grundrecht und Burgrecht nicht ablösen solle. Es solle ihm
und seiner Kirche der Aufsatz, den weiland Herzog Rudolf gethan
hat um Ablösung Grundrechts und Burgrechts daran kein Schade
seini).

Ganz ähnlich, also obige Ausführungen bestätigend, wird das
Ablösungsgesetz des Herzogs Johann von Niederbaiern betrachtet.
In den dortigeil Städten hatten die Belastungen von Grund und
Boden so zugenommen, daß die Steuerkraft der städtischen Gemein¬
wesen herabgedrückt, also indirekt auch eine Einnahmsquelledes
Landesherrn in ihrer Freigebigkeit gemindert wurde. Herzog Johann
erklärte daher 1420 die Ablösbarkeit aller auf dem Grundbesitz
ruhenden Gülten, Zinse und Dienste?). Für Goslar sprach es
Kaiser Rudolf schon 1283 aus, daß es um Entlastung der Häuser
willen geschehe und mittelbar um die Unterthanen zur Erfüllung
ihrer Staatspflichten leichter zu befähigen, wenn er die Ablösbarkeit
der Renten mit dem Zehnfachen derselben gestattetb).

Um ein vollständiges Urtheil über Herzog Rudolfs Ablösungs¬
gesetze zu ermöglichen, muß nun noch ihr »veiteres Schicksal, ihr
Erfolg und das Urtheil der Zeitgenossen, insbesondere der Inhalt
der etwa 25 Jahre später erflossenen Gutachten dargestellt werden.
Um jedoch nicht vorzugreifen und die chronologische Ordnung nicht
zu stören, sind noch vorher drei andere mit den Ablösungsgesetzen
zusammenhängendeoder doch finanzpolitische Maßregeln zu erwähnen.

rechtsablösung Geltung haben - Gejchichtsquellcn der Stadt Wien I. Nr . l X̂ll .
S - IM -

') Senkenberg : Lslavta guris IV . S . 300 .

2) Rosenthal : Beiträge z. dtsch . Stadtrechts -Gesch . 1883 . S . 297 .
"t Neumann : Wucher . S . 236



Abschnitt V.
L. Jussmmenksng Ler Aufhebung Ler grunäberrUchen Immo -

bMurgerichtsdurkeit (13601 mit cken AMfungsgesetzen .

Die Verordnung vom 28 . Juni 1360 über die Ablösung der
Burgrechte steht im Zusammenhang mit der Verordnung vom
2. August 1360 , daß die Uebertragung von Rechten an Immobilien
in Wien nicht mehr mit Händen der Grundherren , sondern des
Bürgermeisters und Rathes der Stadt geschehen solle. Diesem letz¬
teren Erlasse war die schon besprochene Aufhebung der Grundzinse
beigefügt und dabei auf die Burgrechtsablösung verwiesen.

Beinahe alle Klöster in Wien , Adelige und auswärtige Stifte ,
die Besitzungen in Wien hatten (Möller -, Freisinger -, Passauer -,
Klosterneuburger-, Heiligkreuzer-Hof rc.) waren rücksichtlich derselben
von Richter und Rath gefreit 2). Sie hatten Parzellen an Hand¬
werker und andere Leute als Hofstätten gegen einen mäßigen Grund¬
zins ausgethan und übten über diese und die darauf erbauten Häuser
obrigkeitliche Rechte aus . Das Charakteristische der deutschen Leihe
war , daß sie den öffentlichen Charakter des Lehnmannes bestimmte.
Durch die Verleihung trat derselbe nicht nur in ein dingliches Ver -
hältniß , sondern er wurde auch der Gerichtsbarkeit des Grundherrn
unterworfen )̂. Insbesondere war zu allen Rechtsgeschäften, welche

') Hierüber Weih : Gesch. d- Stadt Wien- 2. Aufl . Bd. l . Abschn VII . :
Die räumliche Entwicklung.

Geschichtsquellend- Stadt Wien. I. Einl . S . I-XXIII . — Franz Mayer :
Gesch. Oesterreichs I. S . 288 - — Ueber die Gerichtsbarkeit des Stadtrichters
siehe Hasenöhrl: Landesrecht. S - 187 , 188.

°) Zeitschrift für deutsches Recht. VIII. S . 121 . — Ueber den Zusammen¬
hang von Grundherrlichkeit und vorbehaltenen Grundzinsen vgl. z. B . Warn-
künig: Flandrische RechtsgeschichteIli . 1. S . 76, 77- Daher die öffentlich-
rechtliche Natur der Grundzinse, s. oben Abschn. III. S . 16.
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Immobilien betrafen, die Mitwirkung , eventuell Fertigung der be¬
züglichen Grundherren erforderlich. So waren auch die in Herzog
Rudolfs Erlasse „Burgrecht " genannten Rentenverträge regelmäßig
unter Mitwirkung der betreffenden Grundherren zu Staude gekommen')
und sollten auf demselben Wege wieder gelöst werden. Der Erfolg
der Burgrechtsablösung war also sehr vom guten Willen der Grund -
Herrschaften abhängig 2). Dies änderte die bald darauf erfolgte
Verordnung vom 2. August desselben Jahres . Sie machte die Ab¬
lösung der Renten dadurch von den Grundherren unabhängig, daß
alle Immobilien betreffenden Rechtsgeschäfte künftig vor dem Stadt¬
rath geschehen und von diesem, nicht von den Grundherren gefertigt
werden sollten. Ja es sollte die grundherrschaftliche Abhängigkeit
in den landesfürstlichen Städten überhaupt aNfhören. Denn dieselbe
Verordnung, die auch auf andere Städte ausgedehnt wurde, erklärt
die den städtischen Grundherren schuldigen Abgaben, das „Grund¬
recht", ebenfalls um das Achtfache für ablösbar . Auch haben bei dieser
Ablösung dieselben Modalitäten , wie bei der Ablösung der gekauften
Renten, des „Burgrechtes ", zu gelten. — Einige Autoren beschränken
diesen Erlaß ,des Herzogs auf Grundherrschaften, deren Gerichts¬
barkeit auf dem Herkommen und nicht auf ausdrücklichemPrivile¬
gium beruhte 2).

Fügen wir nun noch die Verordnung vom 20. Juli des nächsten
Jahres (1361) hinzu, welche — mit wenigen Ausnahmen ff — die
Steuerfreiheiten , die Sondergerichte, die Schutzvogteien und Asyle
für aufgehoben erklärte, so ist es gerechtfertigt, von einer versuchten

'1 Bgl. Wiener StadtrechtsbuchArt. 126 (Klagen um BurgrechtszinS vor
dem Grundherrn).

ff Die Strasandrohung allein scheint nicht gefruchtet zu haben- Die Höhe
der Geldstrafen unter Herzog Rudolf IV. ist beachtenswerth.

ff Schuster in dem von ihm hcrausg. Wiener Stadtrechtsbnch. S - 30- —
Nach ihm Schalk in den Blättern für Landeskunde von Niederösterreich XVIl.
S . 15.

ff Ausgenommen waren das Hof-, Stadt -, Münz- und Judengericht,
ferner die herzoglichen Bogtrien über St . Stephan und St . Clara, und die
Asylrechte des Schottenklosters, der Burg und von St . Stephan.
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Aufhebung aller fremden Grundherrlichkeit *) in den bedeutendern
landesfürstlichen Städten zu reden. Waren die Grundzinse be¬
seitigt , so mußte auch die Gegenleistung der Grundherren (Schutz
und Gerichtsbarkeit), aber auch ihre Steuerfreiheit (als Obrigkeit)
fallen .

Die allmälige Verdrängung der grundherrlichen durch die
städtischen Gerichte läßt sich auch anderwärts beobachten. Sie er¬
scheint ziemlich früh in den Hansestädten )̂. In Basel erlosch die
grundherrliche Gerichtsbarkeit Ende des XIV . Jahrhunderts *), da¬
gegen in Gent erst 1793 )̂. Nach einem Prager- Statut von 1373
mußten alle Briefe über einen auf Häusern oder Hofftätten in Prag
ruhenden Zins binnen Jahr und Tag nach Verlautbarung dieser
Bestimmung auf das Rathshans gebracht und in das Stadtregister
eingetragen werden "). Letzteres Erforderniß bestand auch in München
im XIV . Jahrhundert , scheint jedoch später außer Uebung gekommen
zu fein '), Nach dem Brünner Schvffenbuch (Nr . 119 und 427 )
wurden nur die ablöslichen Renten eingetragen ; Uebertragung von
Erbgütern muß vor Gericht geschehen, Auflassung vor dem Grund -

') Lichnowsky: Geschichte des Hauses Habsburg. IV. S . 30 ; Meynert :
Geschichte Oesterreichs. II. S - 194-

Für Wien: Geschichtsquelleu der Stadt Wie». I Nr. IXIV ., — für
Enns Oberlcituer: im Archiv für Kunde österr. Gesch. XXVll . S . 58, — für
Wiener-Neustadt Stadtrecht von Wiener-Neustadt, hgb. v. Winter S . 38, —
für Krems und Stein Kinzl: Chronik von Krems. S 495 ; Kerschbaumer:
Krems. S - 491, — für Wels Hormayrs Archiv XVIII. S . 823, — für Tuln
Kerschbaumer: Tnln 1874. Regest. Sir. 321 und Nr- 322. — Auch in Billach
hatte der Bischof von Bamberg das Gericht in den dortigen Vorstädten und
im Burgfrieden verlöre». Huber: Rudolf IV. S . 66- - Inwiefern das her¬
zogliche Recht zur Regelung der Jurisdictions - Verhältnisse mit den österr.
Privilegien zusammenhängtdarüber stehe Canstein: Geschichte des österr. Civil-
prozesses. I. S - 90, 95.

h Donandt: Bremer Stadtrecht. 1830. II. S . 309. — Vgl- auch
Mäscher, Grundbuchswesen. S . 54.

«) Arnold: Geschichte des Eigenthums. S . 281.
Warnkönig: Flandrische Rechtsgeschichte. Il/ 1. S . 78.

°) Rößler : Altprager Stadtrecht Nr. 109 iRechtsdenkmälerl. S . 671. —
Johanny : Pränotation- S . 42-

' 1 Roth : Bayerisches Civilrecht. II . Z. 176.
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Herrn genügt nicht(Nr. 325). Auch nach den Jglauer Schöffen¬
sprüchenl) soll Burgrecht oder Erbzinsgeld„wenn das Erbrecht
hat" vor Richter und Schöffen übertragen werden und nicht heimlich
vor dem Zinsherrn. Im Fürstenthum Breslau existirte seit König
Johann eine Reihe von Landbüchern; die Ubri porpstuorum, — seit
1331, — waren zur Aufnahme von Verträgen bestimmt, die über
Grund und Boden oder Renten definitive Verfügungen trafen. Die
libri wsmtznäorum enthielten Verfügungen über wiederkäufliche Zinse,
davon gibt es Bände seit 1367 2).

Dieselbe Verordnung, die, wie oben erwähnt, Asyle und Sonder¬
gerichte aufhob, enthielt auch die finanzielle Mahregel bezüglich der
Steuerfreiheiten und das Amortisationsgesetz.

y Tvmaschek: Oberhoj Jglau . S . 67. Entscheidung Nr . bv.
Ooäsx äiplonr . 8ilssiue . IV. S . 18»



Abschnitt Vl.
0. Die Aufhebung üer Steuerfreiheiten (1361).

Ein weiteres Mittel , die Steuerkraft der landesfürstlichen Städte
zu heben, enthielt die schon erwähnte Verordnung von 1361 . Sie
erleichterte die Tragung der Stadtlasten durch Erweiterung der
Steuerpflicht , indem sie — unter Anderen — alle Freibriefe und
Steuerfreiheiten aufhob. Von dem damit im Zusammenhang stehenden
Amortisationsgefetz derselben Verordnung ist im Abschn. VH . die
Rede.

Das canonische Recht verlangte für die Kirche und ihre Güter
Steuerfreiheit . Nach zwei Conzilsbeschlüssen (1179 , 1215 ) sollte nur
mit Genehmigung der Bischöfe und des Papstes das Gut der Kirche,
falls das der Laien zur Tragung allgemeiner und dringend noth-
wendiger Staatslasten nicht ansreichte, herangezogen werden dürfen *).

Früher als in Deutschland hatten in den italienischen Städten
die Streitigkeiten über Gerichtsbarkeit und Steuerfreiheit der Geist¬
lichen begonnen )̂. Der erwähnte Conzilsbeschluß von 1179 war
besonders durch das Vorgehen der Magistrate der lombardischen
Städte veranlaßt )̂, die in ihren Kriegen gegen K. Friedrich I. eine
Reihe finanzieller Maßregeln in Anwendung brachten. In späterer
Zeit verursachte das finanzielle Vorgehen des französischen Königs

') Friedberg: Kirchenrecht. 3. Aufl. 8 168.
Hüllmann : Städtewesen . IV. 131. — Bethmann-Holweg : Lombard.

Städtesreiheit. S . 161 . — Raumer : Hohenstaufen- V. S - 109. — Raumer :
!» den Jahrbüchern der Literatur Vlll . (18I9 >. S . 18, 19, 23, 86 . 161.

°) Plant : Gesch. d- christl. kircbl- Gesellschastsverfassuug. Thl . V . S . 195.
— Schulte : Kircheurecht- 1856 - II. S . 502 .
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Philipp des Schönen die Bulle des Papstes Bonifaz VIII . »olsricis
luioos" von 1296 i).

Schon Kaiser Friedrich II . hatte durch Reichsgesetz von 1220
die kirchliche immunitas bestätiget. Im Jahre 1359 (und 1377)
erneuerte Kaiser Karl IV. die Bestätigung )̂. Städte und Landes¬
herren waren nämlich geneigt, entweder gar keine oder doch nur
aus besonderen Titeln herrührende Befreiungen anzuerkennen, dagegen
neu erworbenes Gut der Besteuerung zu unterwerfen )̂. Der Um¬
fang der thatsächlich besessenen Steuerfreiheit war also verschieden.
Im Großen und Ganzen hat die Geistlichkeit wohl die Steuerfreiheit
der eigentlichen „Stiftsleute ", der engeren , tgmilia " —- nicht aber
aller auf ihren städtischen Grundstücken angesessenen Leute behauptet̂ ).
Der Grundsatz war ziemlich allgemein, daß Theilnahme am Handel
zu allen bürgerlichen Lasten verpflichte )̂. In Bezug aus die Be¬
sitzungen der Kirchen trachtete man wenigstens die Besteuerung aller
künftig an sie übergehenden, vorher steuerpflichtigen Güter zu er¬
reichen; man berief sich dabei auf den Satz, „daß die Sachen mit
ihren Lasten übergehen" °). Bisweilen verständigten sich Stifte und
Klöster gutwillig mit den Gemeinden über die von ihnen zu leisten¬
den Beiträge ' ). Ein Mittel , alle Klassen der Bevölkerung in
Anspruch zu nehmen, war die Erhebung indirekter Stenerns .

>) t 'risUösrA : cts Luium intsr sools «ia .in et oivitatsin rsAnnU . ,juäioio .

läpi,. 1861. S . 184.
9 RegestenK. Karl IV. hgb. v. Huber. Nr . 3006 und 3007.
9 Gierte : Genossenschastsrecht. I. <1868»S . 331. — Richter: Kirchenrecht.

7. Aufl. S - 1103- — Rauschnik: Bürgerthum. III. S - 11. - Daß die Steuer¬
freiheit des Clerus ziemlich regelmäßig war, beweisen auch die vornehmlich
deshalb entstandenenAmortisationsgesetze; wovon Abschn. VII.

9 Gengler: Stadtrechtsalterthüm- S .294. —Zeumer: Städtesteuern. S . 78.
9 Zeumer: ebenda. S . 72- — Vgl- z. B- Günther : Coblenz. S . 98

(Vertrag mit dem Adel von 1406).
9 Bgl. Stobbe: Deutsches Privatrecht. 1. Aufl. II. S - 234- Anm. 2.
' ) Zeumer: Städtesteuern. S . 81- — Vgl. z. B. Franck: Gesch. von

Oppenheim- 1859. S . 107 (Vertrag v. ISIS). — Seibertz, RechtSgeschichtevon
Westphalen. I. 3/, . S . 482.

' 1 Sohm in d. Jahrbüchern f. Nationalökonomie. 1879. Bd. 34. S . 260. —
Mone's Zeitschrift. X. 299.
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Freilich gab es auch darüber Streit genug>). Von einem letzten
Mittel, das man in diesen Finanzstreitigkeiten benutzte— von der
Beschränkung der kirchlichen Jmmobiliar-Erwerbsfähigkeit— soll
Abschn. VII. die Rede sein.

Wie die Städte um die eigene Steuerkraft, so waren die
Landesherren im steigenden Maße um die Steuerfähigkeit ihrer Land¬
städte bemüht. Sie hatten ein Interesse, sich durch Ausdehnung
der Steuerfreiheit die Einnahme nicht schmälern zu lassen̂). Daher
auch das Streben, die kirchlichen Erwerbungen von der landesherr¬
lichen Einwilligung abhängig zu machen oder im Falle der Erwer¬
bung die Steuern auch auf das neu erworbene Kirchengut auszu¬
dehnen̂).

Was die(später) österreichischen Länder anbelangt, so sind in
erster Reihe die luxemburgischen Herrscher, voran König Johann,
zu erwähnen. Für die wichtigsten Städte der böhmischen Länder
wurde durch ihn die Heranziehung geistlicher und adeliger Haus¬
besitzer zur Besteuerung angebahnt. Er verordnete für Brünn
13195), sgr Olmütz 1323 ch: als Seelgeräth vermachtes Gut müsse
trotzdem Steuer zahlen, — für Leitmeritz 1329?), für Olmütz 1331 ch:

3 Arnold : Versassungsgesch. II . S . 20. — Hüllmann : Finanzgesch. S - 143.
3 Vgl . z. B . die Verordnungen , beziehungsweise Privilegien für : Regens¬

burg 1208 (Zeumer : Städtesteuern . S . 74), 1320 (Stenzel : Kriegsverfassung .
S . 177), Zürich 1230 lTschudi : Chronik- 1- S . 113), Basel , Nürnberg 1257,
(Riccius : Stadtgesetze. S - 585 ).

3 Mone 's Zeitschrift- VI . S . 5 ; oft litten auch die Lehensverpflichtungen
durch die kirchliche Immunität (Kahl : Amortisationsgesetze. S . 43 ).

3 Beispiele für Bayern bei Hoffmann : Gesch. d. direkten Steuern . 1883 .
S . 9 (Vorgang in München 1214 ). Ferner Urkunde von 1294 in : Deutsche
Städtcchronikcn . XV . S - 425 . — Ottonische Handfeste v. 1311 (Mayer Kirchen¬
hoheit S . 13). — Münchner Stadtrecht v. 1347 Art . 459 (Ausgabe v. Auer
S . 175). — Stadtrecht von Ingolstadt v. 1312 Z 33 (Quellen u. Forschungen .
VI . S - 204 ). — Göttinger Statut v- 1354 (Friedberg : Kirchenrecht. 1879 . S . 19).
— Voigt : Gesch. v. Marienburg . 1824 . S . 194-

3 Rößler : Rechtsdenkmäler . II . S . 385 .
3 Bischof: Deutsches Recht in Olmütz Urk. 7.
3 Lippcrt : Leitmeritz in d- Mittheil . d. Vereins f. Gesch. d. Deutschen.

VI. S - 97 . — Prochaska in denselben Mittheil . XIX . S . 12 (S . 5).
°) Bischof: a. a . O . S . 13.

Bruder , Finanzpolitik Rudols IV. 4
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steuerpflichtigeGüter , die hernach Geistlichen oder Adeligen zins¬
pflichtig geworden, sollen trotzdem mit den Bürgern steuern. Ein
ähnliches Privileg erhielt Prag -Kleinseite 1330 : den Handwerkern
der nächsten Umgebung der Stadt , d. i. am Aujezd und ändern
Vorstädten, wird die Pflicht auferlegt, zu den städtischen Steuern
beizntragen, wenn sie auch unter andere Obrigkeiten gehörten. In
der Altstadt wurde durch Privileg desselben König Johann (1330)
die Steuerfreiheit der Herren und Geistlichen auf solche Häuser
beschränkt, welche sie schon von Alters her genossen*). In Brünn
wurde die Geistlichkeit von ihrem Besitzthum die bürgerlichen Lasten
zu tragen verpflichtet 1331? ). Im Jahre 1337 erließ König Johann
eine Verordnung gleich an zwölf Städte auf einmal, darunter Prag
(Kleinseite), Leitmeritz, Aussig, Brüx , Elbogen rc., welche unter
anderem auch die Steuerpflicht der zu der Stadt gehörigen Güter
betont „ohne Rücksicht auf von uns gegebene Freibriefe " 'H. 1338
bestehlt König Johann : wer in Breslau Erbzinse hat, ist zur Mit¬
tragung der bürgerlichen Lasten verpflichtet )̂. Den Brünnern
bestätigte Markgraf Johann das Privilegium , wodurch geistlichen
und adeligen Personen verboten wird, in der Stadt Brünn zum
Nachtheile der Bürgerschaft und ihres bürgerlichen Gewerbes Häuser
zu kaufen °'). — Von Kaiser Karl IV . mögen erwähnt sein die Ver¬
ordnungen für Elbogen 1352, für Kollin 1352 «) : Steuerpflicht
jener, die Erbzinse haben, — für Eger 1358 : geistliche Güter und
Gülten binnen Jahresfrist an weltliche Personen zu verkaufenH. —
Frellich ist man geneigt, aus den oftmaligen Erneuerungen auf
entstandene Streitigkeiten und auf Widerstand zu schließen, den jene
Erlässe bei den Betheiligten fanden.

Von der Besteuerung des Clerus in den österreichischen Herzog-

h Tomek: Gesch. Prags . S . 321 .
2) Rößler : Rechtsdenkmäler II. S . 386 .
2) Schlesinger : Stadlduch v. Brüx Nr . 71 , vgl. auch Mittheil . d. Ver .

s. Gesch. d. Deutschen. XVll . S . 14.
fl Korn : Breslauer Urkundb. Nr . 158, 159.
fl Elvert : Brünn . S . 115 .
fl Pelzel : Karl IV. Bd . I. Urk. 6XVII . und S . OXXII.
fl Drivok : Eger. S - 163 . — Pröckl: Eger. S . 80 .
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thümern ist schon Abschn. II. gesprochen worden. Hier soll nur
von seinen städtischen Steuerfreiheiten die Rede sein.

Was die nicht landesfürstlichen Städte anbelangt, so heißt es
z. B. im Privilegium des Salzburger Erzbischofs Ortolff für
Gmünd in Kärnten 1346: „hat ein geistlich Mann in der Stadt
mehr Häuser denn eines, der soll davon leiden und tragen Steuer
und allen Aufsatz mit den Bürgern als der Laie, der es vor ihm
gehabt hat" 9- Das Privilegium des Passauer Bischofs Albrecht II.
für St . Pölten 1338 (Stadtrecht Art. 47) enthält: „Niemand soll
Haus oder Erbe ohne des Bischofs Willen erwerben. Im Falle der
Bewilligung nmß jeder (Pfaff oder Laie) mit unseren Burgern
steuern" )̂.

In den landesfürstlichen Städten Oesterreichs genossen Kirchen,
Klöster und Freigründe die Steuerfreiheit̂ ) ; aber über ihren Um¬
fang gab es oft Streit . Die Berechtigten dehnten sie auch auf neue
Erwerbungen aus und manche gewerbtreibenden Inwohner privile-
girter Gründe beanspruchten sie. Die Bürger dagegen waren für
einschränkende Interpretation und wurden darin von den Landes¬
herren unterstützt. Die Erlässe derselben lauteten zum Theil im
Sinne jenes oben erwähnten Grundsatzes, daß Theilnahme am
Handel zu den bürgerlichen Lasten verpflichte: „wer die Stadt mit
neusset, soll auch mit ihr steuern und dienen" )̂ ; — andere wieder
verlangten geradezu, daß alle Hausbesitzer an den Stadtlasten theil-
nehmen sollen. Auch findet sich die Bestimmung, daß Güter, die
bisher mit der Stadt steuerten, auch künftig (beim Uebergang in
andere Hände) mitleiden sollen, so im Privileg für Steyr 1355 st,
— oder daß Steuerfreiheit eingeschränkt wird auf Herren und Edel-

tz Notizenblatt der Academie- I. 1851 . S . 327 . — Man beachte „ Auf¬
satz" für Steuer ; s. oben Abschn IV. S - 42 .

tz Siehe darüber Winter in den Blättern f- Landeskunde v- Niederösterr .
Bd . XVII . S . 479 .

st Tomaschek: Heimsallsrecht . S . 75 .
st So für Steyr (1287 ) : es müsse mitleiden , „wer mit Euch neußet . "

(Winter : Beiträge . 1877- S . 43 ). — Für Linz (1336 ) : jeder, der mit den
Bürgern arbeiten lein Geschäst treiben ) will , muß auch mit ihnen leiden (Ur-
kundb. d. Landes o- d- Enns . VI . Nr - 6VXV .)

st Urknndb. d- Landes o- d. Enns . VII . Nr - OOXVI . S . 425 .
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leute, die sie von Alters hergebracht haben, so im erneuerten Stadt¬
recht für Klagenfurt 1338 si.

Anderseits ertheilten ' die Landesfürsten auch wieder Freibriefe,
die von der städtischen Schatzsteuer befreiten. Alle solche für Wien
vorhandenen Freibriefe hob Herzog Rudolf in der Verordnung
vom 20. Juli 1361 auf . Auch die sonst gewöhnlich steuerfreien Hof¬
bediensteten, mit Ausnahme der herzoglichen Räthe , sollten mit
besteuert werden. Ueberhanpt sollten Klöster und Kirchen fortan
nur für den Umfang des eigentlichen Gebäudes, nicht aber für
andere städtische Besitzungen Abgabenfreiheit genießen2).

Ganz ähnliche Bestimmungen erließ Herzog Rudolf auch für
andere landesfürstliche Städte , so für Wiener - Neustadt 1361 "h,
Bruck a. d. Mur 1365 )̂, Graz 1364 -H. Diese Stadt hatte geklagt,
daß Landedelleute Häuser in Graz haben, aber nicht Steuer zahlen,
daher die Bürger um so mehr überladen sind, so daß sie die Stadt¬
steuer künftig ohne große Beschwerde nicht tragen können. Darauf
hin erging Herzog Rudolfs Erlaß , daß Landherren von ihren
Häusern Steuer geben als „unsere Bürger " — wenn sie auch nicht
in Graz wohnen.

Streng genommen war die Einbeziehung in die Steuer eigentlich
schon in der Burgrechtsablösung ausgesprochen, da, wie Abschn. IV .
S . 40 erwähnt, bis zur Ablösung Alle jene, welchen Ueberzinse gereicht
werden, den Herzog davon Steuer geben müssen „als andere unsere
Bürger von ihren Gütern ".

') Hermann : Klagenfurt. S . 85 .
2) Geschichtsquellen der Stadt Wien - I. Nr . IXlV . S . 153 -

Kirchliche Topographie v. Niederösterr. Xll . S - 271 , 272 .
6 Lichnowsly Reg. Nr. 632 , 633 .
h Steiermark. Zeitschrift. Vlll . <,1846) S . 10, 13.



Abschnitt VII.
v . Der finanzielle Marakter üeZ AmortisationsgrfetzeL (1361).

Wie schon aus dem vorhergehenden Abschn. VI. ersichtlich,
stehen die mittelalterlichen Amortisationsgesetze mit der kirchlichen
Steuerfreiheit im Zusammenhang. Es ist daher gerechtfertigt, auch
das Amortisationsgesetz Herzog Rudolfs hier — gelegentlich der
Darstellung seiner Finanzpolitik — ins Auge zu fassen. Dies ist
um so mehr am Platz , als es mit jener Aufhebung der Steuer¬
freibriefe einen Theil eines und desselben Erlasses vom 20. Juli
1361 bildet. Die Einleitung desselben zählt die dem Wohlstand
der Stadt Wien nachtheiligen Ereignisse auf : Feuersbrünste , Miß¬
wachs au Getreide und Wein in Oesterreich und den Nachbarländern ,
Tod und Sterben (1349 , 1359 )̂, wodurch — in Folge von Ver¬
mächtnissen — viele Güter hinaus „in unsere und fremde Lande"
gefallen seien. Daher verordnet Herzog Rudolf , außer der Auf¬
hebung der Zünfte, Sondergerichte und Steuerfreiheiten, auch eine
Verschärfung des Amortisationsgesetzes. Die Aufhebung der Zünfte
sollte wie die freie Niederlassung fremder Arbeiter und deren drei¬
jährige Steuerfreiheit das Zuströmen von Handwerkern befördern )̂.
Die Ausdehnung der Steuerpflicht sollte die Stadtlasten erleichtern
und dasselbe bezweckte das Amortisationsgesetz. —

Seit der Zeit Kaiser Constantins war die christliche Kirche
nicht nur Vermögenssubjekt geworden und als solches staatlich an¬
erkannt , sondern sie hatte auch eine Reihe von Begünstigungen
für den Vermögenserwerb erhalten. Diese römisch- rechtlichen Be¬

ll Lechner: Das große Sterben - 1884 . S . 92 .
ll Huber: Gesch. Oesterreichs. II. S - 283 .
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fugmsse der Kirche wurden in die germanischen Reiche herüber
genommen und später durch die Doktrin noch ausgedehnt. Dessen
ungeachtet gab es mindestens schon im Hkl . Jahrhundert namentlich
in Italien Amortisationsgesetze, welche die kirchliche Erwerbsfähigkeit,
den „Erwerb der todten Hand" — und dies besonders aus finan¬
ziellen Gründen— beschränkten'). Die eonslitutiauas isZui Lieilms
Friedrichs II. 1231 erneuerten ein abgekommenes Gesetz König
Rogers ltz 1154) : an kirchliche Personen, die nicht zu Reichsdienst
verpflichtet sind, darf kein Grundvermögen verkauft, verschenkt re.
werden. Kommen Grundstücke im Wege letztwilliger Verfügungen
in solche Hände, so müssen sie binnen Jahresfrist an einen die
Leistungen übernehmendenLaien verkauft werden̂ ). Es ist möglich,
daß König Roger dieses Gesetz in einem ehemals der griechischen
Herrschaft unterworfenen Theile seines unteritalischen Reiches vor¬
fand und auf alle übrigen Theile ausdehntê ). Dies würde auf
byzantinische Gesetze des Kaisers Romanus Lacapenus 928 zurück-
weisen̂). — Auch aus anderen Staaten Italiens werden Amortisations-
gesetze berichtet, so aus Florenz 1218 )̂, Nizza, Turin, später.Venedig
1333H, Mailand 1370. Sie fanden in Westeuropa Nachahmung, so in
Frankreichz.B. in den Freiheiten von Belleville(l233), Rion (1270),
Meulant (1220) Paris (1261) ; seit Philipp dem Kühnen wurden
sie öfters wiederholt. In England verbot die e1mrtn(1224)
das Aufträgen von Lehen an die Kirchen, Eduard I. — jede Land-
abtretung an dieselben ohne Erlaubniß des Königs"). Ziemlich

') Evelt : Kirchenvermögen . 1845 . S . 65 .
Raumer : Friedrich It . Staatseinrichtungen in Sizilien , in den Jahr¬

büchern s. Literatur . 1818 - S . 12. — Schirrmacher : Friedrich II . Bd . tl . S . 246 -
1̂ Galanti : Sizilien . 1. S 136 .

6 Gsrörer : Byzantin . Gesch. 111. S . 17. — Die Abhandlung : v . L.
Vuiro , eoriiiusnt . »,t oonst . Iriäsrioi <>« reku « «tuditibus uon ulisuumti «
seolssüs — war mir leider nicht zugänglich . - Ein späteres Amortisationsgesetz
rührt von Nicephorus Phocas (963 - 969 ), es wurde jedoch 987 von Basilius II .
wieder aufgehoben.

b) Planck : Gesellsch. Lerf . Bd . IV. Abschn. lt . S . 219 .
°) Vgl . Schulte in der Zeitschrift für Kirchenrecht. VIll . S . 198.
0 Riccius : Stadtgesetze. S . 588 , 589 .
9 Gneist : Engl . Verf . Gesch. S . 404 - Bezüglich deutscher Kaiser vgl.

die Angaben bei Heinke Lehenrecht. I . S - 34-



— 55 —

gleichzeitig Amortisationsgesetze in Flandern durch Graf Guido 1293 ,
in Brabant durch Herzog Johann 1312, in Portugal durch König
Diniz (Dionys ) 1291 ').

Gegen die Amortisationsgesetzesowie gegen alle Lehren, welche
der Kirche die Zulässigkeit des Vermögenserwerbs bestritten (Wal¬
denser, Wiclif, Huß) kämpfte die Kirche und wurde von den Kaisern
unterstützt. Insbesondere bestätigte, wie erwähnt, K. Friedrich II .
durch Reichsgesetz die kirchlicherseits geforderte Immunität . Dasselbe
that später K. Karl IV.

Auch in Deutschland suchten die Städte schon im XIII ., be¬
sonders aber seit dem XIV. Jahrhundert Amortisationsprivilegien
zu erlangen, meist gegen die Anhäufung des Grundbesitzes in der
Hand der Ordensgeistlichengerichtet. Nach Entwicklung der Landes¬
hoheit finden sich auch in Territorien solche Gesetzes.

Die Amortisationsgesetzewendeten sich bald an die Laien, bald
an den Clerus , den Einen die Uebertragung, — den Ändern den
Empfang verbietend. In ersterer Fassung kommen die Verbote
beispielsweise vor im Privilegium für Goslar (1212), in Riga (vor
1230), in Lübeck(Rathsbeschluß zw. 1220 u. 1226 , Statut von 1240),
in der Culmer Handfeste (1251), in Erfurt (1281, 1351), Beschluß
der Landsgemeinde Schwyz (1294) , in Nordhausen (1300), in
Bremen (1303), in Augsburg (1305 , 1315), in Regensburg (Be¬
schluß der Bürger von 1308), in Schweidnitz(Handfeste von 1328), im
Münchner Stadtrecht (1347), im Verdener Statut von 1330, in Lands¬
hut (Beschluß von 1334), in Cassel (1337), in Mühlhausen (Privile¬
gium von 1348), in Mainz (Rathsverbot von 1365, 1382), in Ulm
(Statut von 1367), in Alen (Statut von 1389), in Nürnberg (Ende
des XIV. Jahrhundert ) u. a. ch

y PH. Friedrich in Loünüät : 't'üesMrus svvtssinst . V . (1747.) —
Planck: a- a. O- — Walter : KirchenrechtH 252 . S . 573 . — Bezüglich Ungarns
vgl . Franz Mayr : Gesch. Ocsterr. 1. S - 220 , 323 .

'0 Kahl : Amortisationsgesetze. S . 51 - — Richter: Kirchenrccht. 7. Anfl-
S - 1089 - — Fricdberg in der Zeitschr. s. Kirchenrecht. Bd . VlII . S - 281 .

») (HL. Die Belege beziehen sich auf den ganzen Absatz in gleicher Reihen¬
folge.) — Goschen: Goslarische Statuten . S . 193- — Bunge : Riga . S . 215 .
— Hach: Lübisches Recht. I- S - 26 . — Leman : Culmisches Recht. S . 6. —
Förstemann : Neue Mittheilungen . VlI . 2- S - 115 u. Gaupp : Stävtegründung .
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Die zweite Fassung der Amortisationsgesetze, die dem Clerus
die Erwerbsfähigkeit entzieht, kommt beispielsweise vor in einem
Schiedssprüche K. Friedrich I. für Cambray (1184), in einer Ur¬
kunde des Klosters Herrenalb (1302), in Eßlingen (Urk. v. 1317
und Priv . v. 1330), in Frankfurt (1318), in Münster (Urk. v.
1320), in Stade (1329), in Friedberg (Priv . v. 1346), in Cöln
(zw. 1345 u. 1350 , dann 1385) u. a. ')

Etliche dieser Verbote sind noch in der Weise geschärft , daß
mit ihnen neben dem Rechtsnachtheil der Nichtigkeit auch Androhung
einer Geld- oder anderen Strafe verbunden war )̂, oder daß das
Verbot rückwirkende Kraft hatte , z. B . in Frankfurt 1318, in
Pforzheim 1287 )̂.

Anderseits finden sich jene Beschränkungen auch in gemil¬
derter Form , indem Zuwendungen oder Veräußerungen an die
todte Hand nicht direkt verboten, sondern von Fall zu Fall der
vorhergehenden Genehmigung oder nachfolgenden Bestätigung unter¬
worfen waren. In manchen Fällen waren diese Forderungen nicht
einmal Bedingungen der Giltigkeit, sondern dienten nur zu größerer
Sicherheit Z. Hie und da wurden zwei bis drei einfache Zeugen
für genügend erklärt °>).

S . 124 . — Blmner : Staats - und Rechtsgesch . 1. S . 135 - — Förstemann :
Neue Mittheilungen . Ut . 1 . S . 57 . — Donandt : Brem . Stadtrecht , tl - S . 343 .
— Stetten : Excerpte der Augsburger Rathsbeschlüsse aä aan . 1431 u. 1432
lhandschristlich zu Augsburg , Kreisbibliothet ). — Arnold : Verfassungsgesch . 1.
S . 177 . 11. S . 366 . — Zschoppe u . Stenzel : Urkundensammlung . S - 525 - —
Münchner Stadtrecht , hgb- v. Auer - Art - 223 . — Pufendors : Odssrvnt . I. 3 . 82 .
— Rosenthal : Beiträge - S . 147 - — Riccius : Stadtgesetze . S . 579 - — Lünig :
Reichsorchiv . vont . IV . V . XIV . (Reichsstädte ) S - 1427 . — Chroniken deutscher
Städte . XVIII . (Mainz ). S . 124 s. — Jäger : Ulm - S . 355 - — Gengler :
Ooäsx g'uris munieip . S . 17 . — Siebenkees : Materialien i - S . 167 .

') Baron : Politik der Staufer , Diss . S - 18 . — Mone 's Zeitschrift . V .
S - 219 . — Lnnäb i Llstrop . Lulisd . II . S - 231 . — Kriegk : Bürgerzwiste . S . 105 .
— A . Schmidt in : Hrssuurus ooolööiust ,. V . S . 718 . — Senkenberg : sslootu

zur . VI . S . 298 . — Chroniken deutscher Städte . XlV . (Cöln 3 .) S - 04X111 .
2) Beispiele dafür bei Kahl : Amortisationsgesetze . S . 54 .
0 Jäger : Jurist . Magazin V . 95 . — Mone 's Zeitschrift . II . S . 236 .
0 Kahl : Amortisationsgesetze . S . 50 .
°) Z . B . Richthofen : Untersuchungen über fries . Rechtsgesch . I. S . 107
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Für die durch letztwillige Dispositionen gemachten kirchlichen
Erwerbungen war ziemlich regelmäßig die Verpflichtung der Wieder¬
veräußerung binnen Jahresfrist gesetzlich ausgesprochen. Diese
Bestimmung wird getroffen in Riga (1243), in Altenburg (Priv .
v. 1256), Lindau (Priv . v. 1270), Kauffbeuern (1286), Königsberg
(1286), in Urk. des Klosters Herrenalb v. 1287 , in Frankenberg
(Priv . v. 1294), in Buchhorn (1299), in Ulm (1300), in Zürich
(Bürgerbeschluß v. 1304), in Augsburg (Priv . v. 1306), in Heil¬
bronn (Urk. v. 1306), in Regensburg (Beschluß der Bürger v. 1308),
in Frankfurt (1318), in Eßlingen (Priv . v. 1330), in Gelnhausen
(Priv . v. 1333), in Cassel (1337), in München (1347), in Leipzig
(1345), in Mainz (Vertrag v. 1366), in Dortmund (Statuten , 1377),
in Cöln (Morgensprache v. 1385) u. a. *).

Ueber alle diese Verhältnisse gab es nicht wenig Streitigkeiten,
die mit wechselndem Glück geführt wurden )̂. — Die finanzielle Natur
der mittelalterlichen Beschränkungen der kirchlichen Erwerbsfähigkeit
geht aus mehreren Umständen hervor. 1. Es wurde regelmäßig
nur der Erwerb von Immobilien erschwert oder verboten, da

(Uppstalbomer- Gesetz von 1323), Zschoppe u. Stenzel : Urkundensammlung.
S - 504 ss- (Grottkauer Stadtrecht v 8 1324. 23), Friedberg: Vs iininin tiNsr
scsi . sto. S . 190 (Vertrag in Elbing 1364).

h Bunge: Riga. S . 2l4 , 215. — Napierskh: Urkuiidensammlung. 1.
Rr . 68. — Kahl: Amortisationsgesetze. S . 53. — Jäger : Magazin. Ul. S . 223.
— Riccius: Stadtgesetze- S . 576, 584. — Mone's Zeitschrist II. S . 236, 237- —
Riccius: Stadtgesetze. S . 579. — Gcngler: Ooäsx gnr. rannioip. Bd. I. S . 142.
— Jäger : Ulm. S . 359, 361. — Stetten : Excerpte der Augsburger Raths-
beschlüssc(handschriftlich) beim Im re 1396 erwähnt. — Jäger : Heilbronn. 1.
S -97. — Hüllniann: Städtewcsen. IV. S . 129. — Kriegk: BürgerzwisteS . 106.
— Maurer : Gesch. d Städtevers. I. S . 399- — Lünig : Reichsarchiv. Oont. IV.
1'. XIV. (Reichsstädte). S . 499- — Thudichnm: Gauverfassung. S . 199. —
Riccius : Stadtgesetze. S - 579. — Münchner Stadtrecht, hgb. v- Auer. Art. 482 .
— Arnold: Bersassnngsgesch. II. S - 178, 366- —Dortmunder Statuten , hgb. von
Frensdorfs. I- lat. Stat . 27. — Chroniken deutscher Städte. XIV. (Cöln- 3 )
S . OVXlII. — Ennen : Gesch. v. Cöln. Ili . S . 758. — Siebenkees: Materialien.
I. S - 167.

9 Für Riga vgl. Bunge und Napierskh: a. a. O- — sür Cöln Ennen :
a- a- O- — für Frankfurt Kriegk: a. a- O- — für Ulm Jäger : Ulm. S . 163
u. s. w.
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hauptsächlich an diesen die bürgerlichen Lasten hafteten. Die Zu¬
wendung desselben Werthes in Geld unterlag im Großen und
Ganzen keinem Anstand. Nicht selten wird aufgefordert, das be¬
treffende Grundstück an einen Steuerträger zu verkaufen und das
Geld für den milden Zweck zu verwenden2 . Oft wird bei den
Uebertragungsverboten die Besteuerung ausdrücklich als Motiv
des Gesetzes erklärt, entweder direkt — und da wird der Uebergang
von Grundstücken an Kirchen verboten, „damit sie nicht der Steuer
entfremdet werden", oder indirekt — indem die Seitens der Kirchen
erworbenen Grundstücke in bestimmter Zeit verkauft werden sollen
an Jemand , „der mit der Stadt leidet". Für Ersteres vergleiche
man z. B . die schon erwähnten Privilegien für Goslar , Ulm, Augs¬
burg, Wetzlars , Mühlhausen , Friedberg und die Statuten von Dinkels¬
bühl °) ; — für Letzteres den Beschluß der Landsgemeinde Schwyz
(1294), der Bürger von Regensburg (1308), Handfeste von Schweidnitz
(1328), Münchner Stadtrecht (Art . 223 ) 0 . In Augsburg wird
1396 für fromme Vermächtnisse bestimmt: Wer sein Gut „verschaffen"
will, darf es thun, aber nur mit der Stadt Siegel . Das hat der Rath darum
gethan, daß alles Gut , das in die Steuer gehört, darin bleibe und in geist¬
licher Leute Gewalt nicht komme )̂. 3. Als weiterer Beweis für die
finanzielle Natur des Amortisationsgesetzesdient der Umstand, daß
der Jmmobiliarerwerb nicht blos kirchlichen Instituten und Personen,

y Zcumer : Städtesteuern. S - 80 . — Beispiele : Das Privileg f. Goslar
1212 (Göschen: Goslarische Statuten . S - 193 >, sür Boppard (1274) s. Günther :
6oä . äipl . Rüono . Nos . II. 390 , Nr. 258 , Verordnung in Lübeck(1240 >siehe
Hach: Lüb. Recht. I- S . 26 . — Vgl . Kahl : Amortisationsgcs. S - 49 - -- Wiegand ;
Corvey. S . 298 .

Göschen: Goslarische Statuten 115 - S . 193 . — Böhmer : ksKsstn
1246 — 1313 (Reg. Albr. I. Nr . 292 ) auch Jäger : Ulm. S -335 . — Lünig : Reichs¬
archiv vonti. IV. 1 . XIV . (Reichsstädte) S . 90 , 91- — Ulmenstein: Wetzlar. I.
S . S33.

Lünig : Reichsarchiv coni . IV. 1 . XIV . S - 737 . 1427 . — Haupt :
Zeitschrift ür deutsches Alterthum. VII . S . 98 -

h Blumer : Staats - u- Rechtsgesch- l . S . 135 - — Arnold : Verfassungsgesch.
II. S . 177 . — Tzschoppe u. Stenzel : Urkundcnsammlung- S . 525 . — Münchner
Stadtrecht hgb. v. Auer. Art. 223 .

y v. Stetten : Excerpte der Augsburger Rathsbeschlüsse (handschriftlich).
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sondern auch Anderen erschwert wurde, von denen man befürchten
mußte, daß sie sich den bürgerlichen Lasten entziehen möchten, so
Auswärtigen oder adeligen Personen. „Nicht etwa aus Feind¬
schaft gegen die Geistlichen war jenes Statut erwachsen, sondern
weil es Grundsatz des städtischen Rechts war und blieb, Immo¬
biliarbesitz nur in die Hand Solcher kommen zu lassen, die der
Stadt gehorchten und die städtischen Pflichten erfüllten, weßhalb auch
dem Erwerb von Grundstücken durch Gäste, wie durch Geistliche
gleichmäßig entgegen getreten wurde" '). 4. Die Veräußerung an
die todte Hand wird sehr oft unter der Bedingung gestattet, daß die
veräußerten Güter, Höfe, Häuser, wie bisher besteuert werden2).
Man berief sich dabei auf einen Satz der Glosse, daß die Dinge
mit ihren Lasten übergehen(ros transit eum orwro suo). Dieser
Satz findet sichz. B. in der Culm'schenI. Handfeste(1233) , im
Privilegium für Gelnhausen(1289), im Beschluß der Bewohner
des Nons- und Sulzberges in Tirol von 1298, im Priv. für
Odernheimv. 1291, für Ulm v. 1300, für Ambergv. 1318, in
einem Vertrag der Stadt Quedlinburgv. 1332, im Privileg für
Eßlingenv. 1345, für Wetzlarv. 1349, für Dortmundv. 1377
und 1379-st.

So viel mußte über die Amortisationsgesetze im Allgemeinen
und ihre finanzielle Seite erwähnt werden. Vor Darstellung der
österreichischen Amortisationsgesetze sind noch einige hieher gehörige
Maßregeln der benachbarten Luxemburger aufzuführen.

Um Znaims Wohlstand zu heben, befiehlt König Johann 1325
die Ablösung aller Rentenvermächtnisse an Geistliche um das Vier-

' < Frensdorfs : Dortmunder Statuten - 1882. S - t .XXV . — Vgl - Rapp :
Statutenwesen in Beiträge s. Gesch. Tirols - 111- (182M S - 49 . — Für Däne¬
mark vgl . die Rechtsgeschichte von Koldernpp -Rosenvingh . S . 209 .

9 Arnold : Vcrsassungsgeschichte. ll . S . 177.
Spangenberg : Beiträge . 1822. S . 209 - — Egger : Geschichte Tirols .

1. S - 6b1 - — Böhmer : neta imp . »st . 187Y. Nr . 478 . — Jäger : Gesch. Ulms -
S . 3b9 , 361 . — OsiiKlsr : Oväox sur . rnunioix . I. S . 3b . — Quedlinburger
Urkundb. Nr . 11ü sin den Geschichtsquellen d. Prov . Sachsen , ll .) — Lünig :
Reichsarchiv eont . IV. 'l . XIV . (Reichsstädte). S . 499 - — Ulmenstein : Wetzlar -
I. S . 633 . — Frensdorfs : Dortmunder Statuten . S . 5LXV .



— 60 —

fache, verbietet sie in Zukunft und bestimmt, daß sie, falls sie trotz¬
dem Vorkommen, binnen Jahresfrist nicht an einen Fremden , son¬
dern an einen Bürger verkauft werden '). Für Brünn bestimmt er,
daß Geistliche keine städtischen Güter erwerben dürfen , und Seel-
geräthe nur in „beraitem " Geld gemacht werden dürfe2). In Breslau
sind seit 1338 Vermächtnisse von Grundstücken und Renten an
geistliche Personen oder Stiftungen von der Erlaubniß des Landes¬
herren abhängig. Diese Verordnung wurde erweitert 1370 -st.

Als Kaiser hatte Karl IV. mehrmals die libortas oeelosiastiva
im weitesten Sinn anerkannt und war den Bestrebungen der Städte
und Territorien , die kirchliche Erwerbsfähigkeit zu beschränken, ent¬
gegengetretenZ. In den böhmischen Ländern aber trachtete er nach
Kräften zu verhüten, daß bisher dienst- und steuerpflichtigeObjekte
in steuerfreie Hände gerathen. Die wassstus Oarolina enthält (Nr . 32)
die Bestimmung , man solle seine Güter nicht Personen verkaufen,
verschenken rc., die nicht unmittelbar unter dem König stehen5).
In Karls IV. Privilegien für böhmische Städte findet sich die regel¬
mäßig wiederkehrende Formel , die Bürger haben das Recht, ihre
Güter zu verkaufen, jedoch sollen die Empfänger steuerbare Bürger
und nicht Geistliche sein )̂. Nach einer Verordnung von 1360 für
die 5 Lausitz'schen Städte Görlitz, Zittau , Bndessin, Lauban und
Löbau sollen, da dort die königliche Steuer abnehme, Vermächtnisse

g Ouüsx üiploin . AoiÄVE . vü. liovsk . VI. S . 216 , Nr . 006XXX .
2) Ooävx äixl . Norrrv . VI . S - 328 . Nr . ODXXIX . — Rößler : Rcchts -

denkmäler. II. S . 387 .
') Korn : Breslauer Urkuudcnöuch Nr . 167, 261 .
0 Vgl . Grünhagen im Archiv f. österr- Geschichte. XXXIX . S . 242 . —

kÜMer : OriSiuss IsA. xsrw . I. S . 134 , 167. — Zeitschrift sür Kirchenrecht
von Dove- VIII . S . 281 - — Nouuiusuls , lorea XXXIII . x . 504 - — Arnold :
Verfassungsgesch. II. S . 325 .

0 Pelzel : Karl IV. Bd . I. S . 311 . — Löüsr : Ooueilin pruASirs. XXIll .
— Aehnlich contrastirt Kaiser Friedrichs II. Verordnung sür Sizilien (1231 )
mit dessen Reichsgesetz(1230 ).

°> Für Kuttenberg 1371 (Pelzel : a. a. O. II. S . 842 Urk. 061 ,1V.), -
für Leitmeritz 1372 rLippert in den Mittheiluugeu des Vereins f. Gesch. VI.
S . 153), — für Prag (Kleinseite), Königgrätz, Brüx, Mies 1372 (Meyncrt : Gesch.
Oesterreichs. III. S . 421 ).
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an die Geistlichkeit nicht in Immobilien (wozu auch Ewiggülten
gerechnet werden), sondern in „beraitern" Geld bestehen̂). Aehnliche
Bestimmungen für Eger. Dort durften nach einer Entscheidung
Karl IV. 1359 Geistliche keine losungspflichtigen Güter ankaufen.
Geschah es trotzdem, so mußten sie binnen Jahresfrist den Ver¬
wandten oder dem Stadtrath zur Wiedereinlösung angeboten werden2).
Das Wiedereinlösungsrecht unbeweglicher Güter, die Kirchen und
Klöstern durch Testament zugefallen waren, findet sich auch in
Jglau 2).

Was die österreichischenAmortisationsgesetze anbelangt, so geht
aus Urkunden von 1308 und 1311 hervor, daß zur Zeit Herzog
Friedrichs des Schönen geistlichen Personen der Ankauf liegender
Güter ohne ausdrückliche landesherrliche Bewilligung verboten warZ.
Die Aufzeichnung der Wiener Rechte für Krems und Stein (1305)
enthält bereits die Bestimmung: Vergabungen von liegenden
Gütern innerhalb des Stadtgebietes an Klöster bedürfen des Ab¬
schlusses vor dem Rath oder den „Genannten", überdies muß die
Liegenschaft binnen Jahresfrist an einen Bürger verkauft werden,
der mit der Stadt steuertI . Dieselbe Bestimmung befindet sich in
Herzog Albrechts II. Handfeste für Wien 1340 I , sie ist aber da
bedeutend älter, da sie, wie eben bemerkt, schon im Privileg für
Krems und Stein vorkommt, welchen Städten Herzog Rudolf III.
dieselben Rechte gewährte, in deren Genuß sich Wien befand.

In der Verordnung vom 20. Juli 1361 I , welche dem durch
verschiedene Unglücksfälle geschädigten Wohlstand der Stadt Wien

' ) Frind : Kirchengesch. Böhmens. 11. S . 356.
0 Pröckl: Eger- 1845. S . 41. — RegestenK- Karl IV. hgb. v. Hnber.

Nr. 2747. — F. M. Mayer : Berordnungsbücherv. Eger S . 55.
°) Elvert : Jglau . S . 57. — Solche Vorbehalte des Vorkauss- oder

Losnngsrechtes für die Verwandten oder die Stadt des Bedachten gaö es auch
anderwärts- — Vgl. Kahl: Amortisationsgesetzc. S . 49. — Ueber das Wart¬
recht in Oesterreich siehe Hasenöhrl: Landesrecht. S - 138.

i) Kurz: Rudolf IV. S . 132. — ksxssta , boiou, V. 133. — Luschin:
Gerichtswesen. S . 270. — Berchtold: Landeshoheit. S . 210.

0 Luschin: Gerichtswesen. S - 270- — Strobl : Krems. 1881. S . 30, 51.
9 Geschichtsquellcn der Stadt Wien. I. Nr. XXXVII.
0 Geschichtsquellen der Stadt Wien. I. Nr. I,X1V.
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aufhelfen sollte, erschien neben ändern schon erwähnten Rechten auch
jenes Amortisationsgesetz, jedoch in zweifach geschärfter Form. Wäh¬
rend 1340 nur von Vergabungen liegender Güter an Klöster
die Rede ist, wird hier bei jeden: Vermächtniß(also auch von Mo¬
bilien ) an geistliche Personen, also auch des Säcularclerus ,
Abschluß vor Rath oder Genannten verlangt. Der Schluß der
Bestimmung ist entsprechend geändert. Erbgüter, die geistlichen
Personen zugefallen sind, müssen binnen Jahresfrist an Jemand,
Frau oder Mann, der mit der Stadt leidet, verkauft werden. Ge¬
schieht es nicht, so fallen sie dem Herzog und der Stadt anheim.
1340 hieß es : so sollen sie zu Nutz und Ehr der Stadt angelegt
werden.

Diese Bestimmung Herzog Rudolfs IV. wurde auch auf andere
landesfürstliche Städte ausgedehnt, so auf Wiener-Neustadt 3. Dez.
1361, Tulu 6. März 1364 )̂. Für Linz existirt eine ähnliche
Entscheidung Herzog Rudolfs vom 18. März 1362 2).

') Kerschbaumer: Tuln . 1874 . Nr . 660XXIII .
Stütz : Wilhering - S . b t.



Abschnitt Vili .

Aer unmittelbare Erfolg äer gefchilckerten Maßregeln. —Heinrich
Oyta «nä Heinrich Nungenstein bebuupten Lie Nndilligkeit ües

Ablüfungagefetzes. — Inriftifche Grläuterungsfchrift Johsnn
Keutter's.

In Bezug auf die Darstellung der weiteren Schicksale der
betrachteten Finanzmaßregeln Herzog RudolfsIV. empfiehlt es sich,
zunächst den unmittelbaren Erfolg ins Auge zu fasten. Bei der
Frage nach dem Erfolg der Ablösungsgesetze ist auch die Frage nach
dem Alter des Wiener Weichbildrechtes einigermaßen von Wichtigkeit.
Die Entstehungszeit desselben wird nämlich von dem letzten Heraus¬
geber in die Jahre von 1278—1296 versetzt, unter anderem auch
aus dem Grunde, weil in allen die Jmmobiliarverträge behandelnden
Artikeln(z. B. 120, 125, 133) die Intervention der Berg-, Burg¬
oder Grundherren zur Giltigkeit dieser Verträge, soweit sie entgeltlich
sind, verlangt, — nie aber eine solche des Bürgermeisters und
Rathes erwähnt werde. Da Herzog Rudolfs Erlaß vom2. August
1360 dieses bisherige Recht in Bezug auf Uebertragung von Rechten
an Immobilien in Wien aufgehoben habe, so müsse das Wiener
Weichbildrecht mit unumstößlicher Gewißheit vor 1360 entstanden
seini). — Dies würde also einen durchschlagenden Erfolg jener
Verordnung voraussetzen. Allein die grundherrlicheGerichts -
barkeit in landesfürstlichen Städten blieb ungeachtet der herzog¬
lichen Verordnungen— bestehen. Die Grundherren stellten nach
wie vor Kauf- und Satzbriefe aus und fügten noch den Beisatz
hinzu: „uns ohne Schaden". Nur diese letztere„Neuung" verbietet

') Wiener Stadtrechtsbuch, hgb- v. Schuster. 1873 . S - 36 .
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1366 Herzog Albrecht III. Es solle beim alten Herkommen
bleiben. Er spricht aber selbst von Kauf-, Satz- und ändern Briefen
„daran Eure Jnsiegel gehören"*).

Allerdings legte der Wiener Rath seit jener Zeit Grundbücher
an n. zw. Bücher für Kauf und Verkauf seit 1368, Satzbücher zur
Eintragung von Verpfändungen der im Stadtbereich liegenden Im¬
mobilien feit 13732). Mein die grundherrlichen Grundbücher hörten
damit nicht auf. Ein großer Theil existirte fort bis zum Jahre 1848.

Die Eintragungen in den städtischen Grundbüchern beweisen
allerdings, daß die Erlässe Herzog Rudolfs vielfach befolgt wurden3).
Der Stadtrath nahm jene, welche von der Ablösung Gebrauch
machten, in Schutzs). Eine vollständige Durchführung aber kam
nicht zu Standes, sonst hätte es später keine Grundzinse und nur
(um's Achtfache) ablösbare Renten gegeben.

Den Mittheilungen Langensteins zu Folge, wovon unten die
Rede, dauerte es lange, bis sich die Ansicht verbreitete, die Zwangs¬
ablösung fei eine unbillige Maßregel gewesen. Der gemeine

' ) Geschichtsquellen der Stadt Wien . I . Nr . 1/XL . — Vgl . ebenda Ein¬
leitung S . 1>XXlV . und auch S . XXXVIk .

") Luschin : Gerichtswesen . S . 221 . — Krasnopolski in d. Zeitschrist f.
ösf- u- Priv .-Recht- XI . 0884 ). S . 552 f

2) Schalk in den Blättern für Landeskunde von Niederösterreich . XVII .

S - 38 u- 43 . — Es kam auch vor , daß man Kapitalien aufnahm , nm das
„ ewig Burgrecht " abzulösen . Man vertauschte auf diese Weise eine bisher uu -
ablösliche mit einer abloslichen BcOstung . I 'ontss XVIII . Nr . 601 >XXVI (Urk.
v. I . 1362 ).

*) Bei einigen AblösungsurkuiU en wird auf Herzog Rudolfs Verordnung
ausdrücklich Bezug genommen , so in einer Urkunde v. 1361 (Louise XVIII .
Nr -OlLXXIV .), — v. 1363 (Kerschbaumer : Tuln . 1874 -Nr . 066 'XVII ), — v. 1361
(Urkundb. 0. d. Enns VIII . Nr . VIII . Nr . XXXV .). Nach einer Urkunde von
1404 (Kontos XVIII . Nr . 606X0VIII ) hat der Bürgermeister Vorlauf die
Ablösungssumme „zu der Stadt Grundbuch gelegt", da der Propst von
St . Stephan die Annahme verweigert „trotz der Brief Sag , die wir von fürstlicher
Gab darum haben ". — Vgl . auch Urk. v- 1366 bei Schuster : Wiener Stadt¬
rechtsbuch. S - 30-

Tomaschek in der Einleitung S . I-XVI . z. d. Geschichtsquellen d- Stadt
Wien . — Geusau : Gesch. der Stiftungen . 1803 . S - 115 . — Strnadt : Peuer -
bach. S . 417 .
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Manu') machte sich, trotz der Predigten und Gutachten gelehrter
Männer, die Verordnung zu Nutze. Dasselbe scheinen die Juden
gethan zu haben. Vielleicht erklärt es sich auf diese Weise, daß die
(städtischen) Satzbücher des XIV. Jahrhunderts„mit Juden als
Satzgläubigern oder Burgrechtsinhabern, was eines und dasselbe
war, angefüllt sind", und mehr als die Hälfte(?) der Häuser in
Wien ihnen verpfändet war'si.

Die versuchte Aenderung der Jmmobiliargerichtsbarkeit
(1Z60)ist alsom. E. kein Grund gegen die Ansicht Tomascheks, welche die
Entstehungszeit des Stadtrechtes in die zweite Hälfte des XIV.Jahr¬
hunderts versetzt si. Ist dies richtig, so könnte man umgekehrt jene
Artikel des Stadtrechtes als Beweis dafür anführen, daß Herzog
Rudolfs Aufhebung der Jurisdiction der Grundherren einen geringen
Erfolg hatte. —

Es darf dies nicht befremden. Andere herzogliche Erlässe,
z. B. die Aufhebung der Zünfte (20. Juli 1361) si hatten ja ein
ähnliches Schicksal. In der Fleischhackervrdnung vom 28. August
1364 erklärt Herzog Rudolf selbst, daß die Freiung von Zechen
und Einungen des Handwerks und von den Sätzen(Preisverab¬
redungen), die sie aus Eigennutz machen, — gehindert wird. Er
habe jenes Verbot der Zünfte erlassen, um des gemeinen Nutzens
der Stadt willen, damit sie an Leut und Gut in Aufnahme komme,
und verbiete sie jetzt wieder si. Trotz des Verbotes bestanden aber die

i) . lukiwi« sa,;t Lungenstein im enx. Itl . äocmrn. 2. seines Gutachtens.
Schlager: Wiener Skizzen, t. S - 27- (Andere Rentengläubiger mögen

eben»och lange beim bisherigen Modus grnndherrlicherSatzbriefe geblieben sein).
Gefchichtsquellender Stadt Wien. 1. Einleit. S . I>XVI.

6 Ebenda, I- Nr. ItXlV. S . 153. — Verbote gegen »nnionss « (Ver¬
einigungen, Verabredungen) ter Handwerker, insbes. jener die aus Lebensmittel
Bezug haben, gab es schon zu Zeilen Kaiser Rudolfs I. (1278) und Herzogs
Albrechts 1l- (1310) Siehe Geschichtsquellen der Stadt Wien. l . Nr. LV.
Art. 56. S . 49 und Nr. XXXVII. Art 64- S . 113 ; ferner Weiß: Geschichte
der Stadt Wien. I. S - 434 ff.

si Geschichtsquellender Stadt Wien- I. Nr. I-XVIII. v. 28. Aug. 1364).
Am frühesten stellten sich Mißstände, etwa unverhältnißmäßige Preisverab¬
redungen, bei den mit Nahrungsmitteln beschästigten Gewerben heraus. Deßhalb
stellte der Magistrat vor Allem eine Fleischhackerordnungzusammen, welche
Herzog Rudolf unter öligem Datum bestätigte-

Bruder , Flnauzpolitil Rudolf lv . Z
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Zünfte auch noch nach dem Gesetze Herzog Rudolfs. Mehreren
Korporationen gelang es, eine ausdrückliche Wiederbestätigung, theil-
weise Neuregulirung ihrer korporativen Rechts zu erlangen, z. B. den
Goldschmieden 1366, Laubenherren(Tuchhändlern) 1368, Fütterern
1368, Flämingern(Färbern) 1373 re. '). Die Wirkung des Gesetzes
Herzog Rudolfs reduzirte sich auf ein seither gehandhabtes Ober¬
aufsichtsrecht des Stadtmagistrates ch. Daß Herzog Rudolf selbst
nur eine vorübergehende Aufhebung der Zünfte für die Dauer von
Ausnahmszuständen beabsichtigt habe ch, geht aus dem Erlasse nicht
hervor. Im Gegentheil, es heißt ausdrücklich, daß die bisherigen
Privilegien der Zünfte aufgehoben und diese„fürbaß gänzlich ab"
seien. Von woher immer Jemand komme, er könne, wenn er mit
der Gemeinde steuern will, jedes beliebige rechtschaffene Gewerbe
und Geschäft treiben und soll ihn Niemand daran irren. — Es ist
gewiß nicht Zufall, daß in den erwähnten Neuordnungen der Zünfte
für Neuankömmlinge der Nachweis der Qualisication, beziehungs¬
weise die Ausnahme durch die Zunft verlangt wird. Fremde Gold¬
schmiede müssen eine urkundliche Bestätigung ihrer Heimatstadt vor¬
weisen. Für die Fütterer wurde ein nummus clausus aufgestellt,
(1368).

Bezüglich der Aufhebung der Steuerfreiheiten , Sonder¬
gerichte und Asyle wich Herzog Rudolf selbst wieder von den
1361 ausgesprochenen Grundsätzen ab. Der Propst von St . Stephan
erhielt Gerichtsbarkeit über seine eigenen und seiner Collegiatkirche
Unterthanen. Die Angehörigen der 1365 gegründeten Universität
wurden von der Gewalt der weltlichen Richter befreit und der
Gerichtsbarkeit des Rektors unterstellt. Außerdem erhielten die
Universitätsmitglieder Freiheit von allen Steuern und Abgaben.
Der Gedanke Herzog Rudolfs IV., nächst der Burg einen besonder»
aus der Jurisdiction des Stadtrichters geschiedenen Stadttheil
(„Pfaffenstadt") für die Universität zu gründen, wurde auf besondere

' ) Geschichtsquellcn der Stadt Wien . I - Nr . IXXI ., 1XXV ., IXXVI .,
1XXXVI .

y Kurz : Rudolf IV . S - 310 -
°) Weiß : Geschichte der Stadt Wien . I. S . 435 - — Czörnig : Ethno¬

graphie . I. 1. S . 212 .
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Bitte der Gemeinde fallen gelassen )̂. Was die Einschränkung des
Asylrechtes auf drei Orte anbelangt, so heißt es im Stiftungsbrief
der Universität (12. März 1365) : Jene , welche die Mitglieder der¬
selben verletzen, erfreuen sich nicht der Asyle und Immunitäten der
Gotteshäuser und Klöster, der in der Stadt ansässigen geistlichen
und weltlichen Fürsten , Prälaten , Grafen , Freiherrn w., deren Frei¬
heiten der Herzog für diesen Fall aufgehoben erklärt, um Alles zu
beseitigen,wodurch der Bestand der Universität gefährdet werden könne2).

Nicht bloß der Widerstand der Betheiligten, auch der frühzeitige
Tod Herzog Rudolfs IV . (27. Juli 1365) ch kann als Ursache des
geringen Erfolges seiner finanziellen Maßregeln angesehen werden.

„Wie Herzog Albrecht III . in so Vieles Ordnung zu bringen
trachtete, so mußte er auch manche Uebereilung seines Bruders Rudolf
verbessern" )̂. Sterbend hatte ihn derselbe darum gebeten5). Den
Bischöfen von Freising und Trient mußten die entrissenen Güter
zurückgestellt und Schadenersatz geleistet werden. Auch manches
Andere mußte restituirt werden. Zur Gründung des Kapitels
St . Stephan waren Lehen vom Reiche und ändern geistlichen und
weltlichen Herren verwendet worden, welche der Herzog ohne Be¬
willigung der Lehensherren nicht veräußern durfte , und die nun
zurückgegeben werden mußten "). Die vielen Schulden machten für
den Nachfolger Herzog Rudolfs große Sparsamkeit räthlich. Mög¬
licherweise steht dessen Vorgehen gegen die Juden (1370) damit im
Zusammenhang ?).

') Weiß: Geschichte der Stadt Wien. l . S - 342- — Ueber die eigene
Jurisdiction der Universität, sogar für strafrechtliche Fälles-Bucholtz, Ferdinandl.,
Bd. VIII. S - 218 und Luschin: Gerichtswesen. S . 255.

Hormayr: Denkwürdigkeiten. I. 5. Urkundb. S . 59. 60.
'1 Der frühzeitige Tod des Herzogs fand im Bolksmunde verschiedene

Deutungen, vgl. darüber Uoo: aunalss. III. 150. — LdeuäorKsr äs llussl -
Nued bei ? SL II. 809. — Zeibig: Kleine Klosterneuburger Chronik im Archiv
f. österr- Geschichte. Bd. VII.

h Lichnowsky: Gesch. d. Hauses Habsburg. IV. S - 125.
') EbendaS . 77.
°) Krones: Umrisse. S -217. — Kurz: Albrecht III. Bd. I. S . 57- — Keib-

linger: Melk. S - 445.
0 Beckh-Widmannstätter: Geldbeschaffung. S . 17. Anm- Nr. 21. — Lan-

5 *
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Auch in Bezug auf die„etwas turbulenten Reformen"(Sailer) ()
fand Herzog Albrecht III. Gelegercheit zu Vermittlung und Aus¬
gleich. Seiner Thütigkeit in Bezug auf die Neuordnung der gewerb¬
lichen Corporationen geschah bereits Erwähnung. Bezüglich der
Ablöfungsgesetze half er durch Ausnahmsprivilegiendarüber hinweg,
wie dies eigentlich schon Herzog Rudolf selbst gethan hatte. Die
Propstei Klosterneuburg erhielt nämlich, ungeachtet jener entgegen¬
stehenden allgemeinen Verordnung von 1360, im Jahre 1301 das
Privilegium, daß sie den Grund, das Grundrecht und Grundgericht
in der Stadt und außerhalb der Stadt im Burgfrieden derselben
ewig haben, auch zur Ablösung der Burgrechte nicht gehalten sein
solle2).

Unter Herzog Albrecht III. mehren sich die Befreiungen von
Herzog Rudolfs Ablösungsvorschrift. 1370 verspricht Herzog Albrecht
dem Pfarrer Heinrich zu Tuln dafür zu sorgen, daß man die zu
seiner Kirche und die zur Spitalkapelle gehörigen Gülten nicht ab-
löseb). Zwischen 1379 und 1380 bewilliget er dem Kloster Engelzell

genstein hat seine Ansicht über das Verhältniß der Christen zu den Juden in
dem traotutus xolsmious ooutrs . ASntitös xiasoixus vsro äuäaeos dargelegt .
Unter diesem Titel sind, wie oben (Abschn. I . S . 8 gezeigt wurde ) die Cap . XXV .
bis XXXI . d. I. Theiles seines Iraotatus cts voutraotibus zusammengfaßt worden .
(Schulte : Gesch. d- Quellen re. II . S - 433 ).

>) In den Blättern f. Landeskunde v. Niederösterr . Jg . 1870 . S . 111.
— „Fast wären wir geneigt eine Parallele zwischen ihm und Kaiser Joseph
zu ziehen" lHeß : Das Burgrecht in den Sitzungsberichten der Wiener Academie
XI . (1853 ) S . 783 .) — Der Papst ermahnte ihn einmal : u « umptillsg -tionsm
xriuvipatus uuimas saluti pruslsrrst (lia ^ oulä : Xunul . sevlss . uct nun .
1359 Nr . 14). — Ueber Herzog Rudolfs Bündniß mit Barnabo Visconti siehe
Kurz : Herzog Rudolf IV . S - 236 - — Vgl . ferner 6ruk : Uoiuu usilu msiuorin
äst msäio svo . Dorino . 1882. I . x . 360 . — Urkunde v. 19. November 1364
in Voutss rer . uustr . X. Nr . <16111. — Mumelter : Verdienste österr. Regenten .
S - 212 . — Stütz : Zur Gesch. d- Grasen v. Schaumberg . S - 42 , 44 . — Die
^ unalee Natsssusss schreiben über die pekuniären Verluste der Bischöfe von
Freising , Passau und Regensburg : 8is stiuru temporibus ex psrts prusäioti
kuäotti et aliorum iuLäsIium . . . iuüuitu uäbussit iuopia , uum creditorum
debitum excessit Irorum reddituum , (kerts . Nonum . 6erm . IX . 831 .)

Fischer : Gesch. v. Klosterneuburg . II - 388 .
0 Kerschbaumer : Tuln - 1874 . Nr . 066LXIV . und S . 249 .
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die„Unablösbarkeit der Güter desselben trotz des Gesetzes Herzog
Rudolfs deßhalb"'). 1381 befreit Herzog Albrecht das Bürger-
fpital zu Tuln von der Ablösung der Dienstpfennige, weit dies dem
Spital zu Tuln und den Siechen darin gar verderblich wäre: daß
(also) das Spital bei seinen Gülten, wo es die hat, bleiben sollech.
1382 bestätiget Herzog Albrecht alle Stiftungen, die Pfarrer Heinrich
zu Tuln zu Gunsten von Klöstern, Kirchen und Spitälern gemacht
hat und daß Niemand dieselben beirre ch. Auch der Pfarrer von
Haimburg erhielt von Herzog Albrecht das Privileg, daß man von
ihm Grund- und Burgrecht nicht ablösen soll: der Aufsatz, den
Herzog Rudolf gethan hat um Ablösung des Grund- und Burgrechts
soll ihm kein Schade sein*).

Allerdings wird 1365(8. Oktober) von einem Ablösungsprivileg
für Judenburg berichtet ch. Allein da handelt es sich um Renten,
die von den Landesfürsten selbst(vor Kurzem) gestiftet worden waren.
Als Ablösungssumme wurde das Zehnfache bestimmt. Herzog
Rudolf hatte dort ein Augustinerkloster gestiftet, dasselbe aber ver¬
pflichtet, dem Stadtpfarrer jährlich 10 Gulden zu geben. Auch von
der landesfürstlichen Bürgersteuer sollten dem Stadtpfarrer 10 Gulden
gegeben werden. Letztere Leistung erhöhte Herzog Albrecht III. auf
14 Gulden, erlaubte aber, daß sowohl jene 10 als diese 14 Gulden
um das Zehnfache abgelöst werden können. —

Aus den aufgeführten Ausnahmsprivilegien, sowie aus den
gleich zu besprechenden Gutachten und Schriften geht hervor, daß das
Ablösungsgesetz verhältnismäßig den größten Erfolg hatte. Ueber
die Rechtmäßigkeit des Ablösungsgesetzes erbaten einzelne wie obrig¬
keitliche Personen von gelehrten Männern Gutachten und Rath¬
schläge ch. Die uns erhaltenen hier zur Sprache kommenden Schriften
haben die Wiener Professoren Johann Reutter und Heinrich Langen-

' ) Lichnowsky : Reg. undat . Briefe u- s. w- zwischen 1368 und 1395
Reg. 54 . — Pritz : Gesch. d- Landes o- d. Enns . 1l . S . 703 .

2) Kerschbaumer : Tuln . Nr . 6VV .
Ebenda . Nr . OVIL .

st KsaksnbsrK : ssleotn juris IV. S . 300 -
0 Wartinqer , Ablösungen der Urbariatdienste im XIV . Jhdt . Graz . 1849 .
0 l âu^snstsin , sxistols , nä vonsutöö Visnn . enx . III. äoenm . 2.
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stein zu Verfassern. Die Zeit der Abfassung läßt sich nur annähernd
angeben. (Siehe auch unten S . 74).

Zuerst — zwischen 1383 u. 1390 — verfaßte Heinrich Langenstein
seinen Tractat äs contractibus . Nach 1383 — denn er berührt bereits
österreichische Verhältnisse, speziell das Ablösungsgesetz: vor 1390
— denn eine der drei Basler Handschriften trägt die Jahreszahl
1390 H. Ferner beruft sich Langenstein in dem späteren Gutachten
(Kapitel XII .) auf Kapitel 37 des ersten Theiles jenes längst
(äullura) geschriebenen Tractates . Dem Tractat sind 33 Fragen
angehängt, die Langenstein selbst beantwortet. Bei diesem Schluß¬
abschnitt hatte Heinrich Oyta mitgewirkt, der in seinem Tractate
über die Verträge unter Nr . 6 bis 16 das Ablösungsgesetz Herzog
Rudolfs ebenfalls berührt.

Ueber jene 33 Thesen „seiner Lehrer " schrieb nun Johann
Rentier . Daß er von irgend einer Seite zur Abgabe eines Gut¬
achtens aufgefordert worden sei, wie Aschbach behauptetH, ist möglich,
geht aber aus der Abhandlung selbst gerade nicht hervor. Sie ist
betitelt supsr gunostionibus lorwatis per ms^istros in tractatu äc
contractibus . Die 33 Fragen am Schlüsse des Langenstein'schen
Tractates über die Verträge zieht er in 9 Fragen zusammen. Zu
ihrer Beantwortung gehe er von denselben Voraussetzungen aus , wie
seine Meister , wolle sie jedoch durch juristische Belege unterstützen.
Rentiers 9 Fragen lauten :

1. Ist eine Verordnung weltlicher Gewalten über zum Gottes¬
dienst bestimmte Dinge giltig ?

2. Kann ein Fürst festsetzen, daß man seine Renten unter dem
gerechten Preis verkaufen müsse und mit dem Nebenvertrag
des Rückkaufs?

3. Kann er überhaupt befehlen, daß man Renten oder andere
unbewegliche Güter verkaufen müsse — wenn auch um ge¬
rechten Preis ?

4. Kann Clerus oder Volk zu solchem Statut zustimmen?

6 0 . Läusl : ug,t<i,1oAi iivrorulli MÄiiuöoripturuw. 1830 - S . 567 .
Aschbach: Gesch. d. Univ. Wien- l . S . 413 - — Ebenso Schulte : Gesch. d.

Quellen rc. II. S . 437 .
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5. Ob solche Gesetzgeber, deren Nachfolger und die Bürger, die
auf Beobachtung solcher Statuten dringen, gleich sündigen?

6. Ob die Strafe gegen die Uebertreter vernünftig ist?
7. Ob auf Renten, die um so wenig erlauft und rückkäuflich sind,

Gottesdienst fuudirt werden kann?
8. Ob jene, welche im Sinne des Statutes solche Kirchenrenten

kaufen, den Kirchen zu Schadenersatz verpflichtet sind?
9. Ob das genannte Statut, welches lange Zeit faktisch beob¬

achtet worden ist, wegen Vermeidung größerer Uebel ertragen
werden soll?

Die Voraussetzungen, von denen Rentter ansgeht, sind:
l. Der Fürst schütze seine Unterthanen in ihren Rechten und

Freiheiten, welche sie nach eanvnischem und Civilrecht besitzen.
Dies gilt insbesondere in Bezug aus den Gottesdienst. Der
Kaiser beschwört es bei der Krönung.

It. Die niedere Gewalt(der Fürst) kann nicht die Privilegien der
höheren(des Kaisers) verkürzen').

III. Der Fürst kann Lebensmittel-Taxen und bestimmte Maße
einfnhren und andere vernünftige Ordnungen machen, auch
bezüglich unbeweglicher Sachen, zu denen die Renten gehören.
Doch darf er regelmäßig nichts thnn zum Schaden jener, die
es in erster Reihe angeht.

IV. Kein weltlicher Fürst, auch nicht der Kaiser, darf über kirch¬
liche Dinge ohne Zustimmung der Kirche Gesetze erlassen;
denn die geistliche Gewalt steht nach dem Privilegium Kon¬
stantinŝ) höher, oder wenigstens wird man zugesteheu müssen,
daß sie gleichberechtigt einander gegenüber stehen.

V. Nach canonischem und Civilrecht kann man an Kirchen ver¬
kaufen, verschenken und Vermächtnisse hinterlassen.

VI. Nur in dringenden Fällen und mit Zustimmung des Capitels
oder Conventes ist dem Kirchenobern erlaubt, Kirchengnt her¬
zugeben.

>) Dazu vgl. Z 8 des von Herzog Rudolf IV. herrührenden xriviloZiurn
inajus: „was der Herzog thut, kann der Kaiser oder eine andere Macht nicht
ändern!" — Val. Huber: Herzog Rudolf kV. S . 29.

Siehe trisäkoig : äs tinium intsr sool. et viv. sie. S . 23 sg.
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VII. Der Pfandgläubiger muß sich die aus der Pfandsache gezogenen
Früchte vom Kapital abrechnen lassen.

VIII. Wurde gerechter Preis gezahlt, so gilt I>ie Abrede des Rück¬
kaufs um denselben Preis. Der Käufer darf die Früchte der
Zwischenzeit behalten.

IX. Aus ausfallender Kleinheit des Kaufpreises kann man bei
Rückkaufsverabredung aus eine Umgehung des Wucherverbotes
schließen. Es liegt in Wahrheit ein Pfandvertrag vor und
die Früchte sind einzureichen. So hat zur Zeit Urbans IV.
(si 1264) die römische Curie erklärt.

X. Der Zinsertrag ist nach Natürlichem und geoffenbartem Recht
verboten.

Auf Grund dieser Suppositionen beantwortet nunmehr Reutter
die oben erwähnten 33 Quästionen Langensteins. Die Antworten
fallen im Großen und Ganzen ähnlich jenen aus, die Langenstein
selbst(traetatus äo contraotibus Theil II. Cap. 38) gibt. Auch
Reutter eonstatirt, daß das Achtfache ein ungerechter Kaufpreis von
einem Pfund Rente ist. Nicht nur in Oesterreich, sondern auch

' anderwärts ist ein solches oft das Sechzehnfache werth(Antw. zu
Fr. 15). Jene Ablösungsverordnung war ungerecht(Antw. zu Fr. 16).
Zum Gottesdienste bestimmte Renten feien dauernd, ihre Veräußerung
ist nichtig. Der Kirche steht eine Klage auf die Sache zu, auf welche
die Rente gestiftet ist, rss suiin transit eurn onors. Die Verord¬
nung verstößt gegen die kirchliche Freiheit, gegen eanonisches und
Civilrecht. Nicht in Italien unter den„Tyrannen", noch anderwärts
gibt es eine solche Verordnung. Ihre Urheber müssen sorgen, daß
den Kirchen und kirchlichen Personen ihre Renten zurückgestellt werden,
damit sie in deren ruhigen Besitz bleiben, wie es die ersten Gründer
und Geschenkgeber angeordnet haben(Antw. zu Fr. 32). Nur un¬
gern erkläre er, was er eigentlich verschweigen wollte, daß alle Jene,
die über Kirchengüter entgegen der kirchlichen Freiheit solche Ver¬
ordnungen erlassen, ferner Jene, welche sie schreiben, Rathspersonen
und Jene, welche in ihrem Sinn Urtheile fällen und ihre Geltung
aufrecht erhalten, ixso furo excommunieirt sind').

y Vgt- Cap. 16. vsorstst . OrSAvr. IX . Iit>. II. tit . II. <1230 ). — Der
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Eine solche Verordnung darf also nicht hingenommen werden
(non toloralläa), denn sie befördert das Zinsnehmen. Renten in
ihrem Sinn gekauft, sind unrecht. Man kann auf sie keinen Gottes¬
dienst errichten. Man berufe sich nicht auf die Gepflogenheit, (eon-
snstuäo). Sie ist klein und eorrumpirend , dem Naturrecht und
Gesetze Gottes entgegen, und deshalb zu vertilgen. Die Verordnung
ist dem Seelenheil gefährlich, weil sie Jene , die ihre Beobachtung
erzwingen, in die Excommunieation führt . Daher ist sie, trotz
entgegenstehender Gewohnheit und möglicher Aergernisse, nicht zu
beobachten, sondern für immer abzuschaffen. Im Tractat über die
Verträge hatte nämlich Langenstein (Theil II . Cap. 38, Fr . 33)
von der Aufhebung der Ablösungsverordnung — der vielen Uebel
wegen, die daraus entstehen könnten — abgerathen und gemeint,
man solle ihren Gebrauch dem Gewissen der Einzelnen überlassen.
Die Schrift des Juristen Reutter scheint ihn aber umgestimmt zu
haben, denn in seinem (spätern) Gutachten ist er, wie Reutter , un¬
bedingt für Aufhebung jener Verordnung .

ältksle canon im coiP . cau . über diesen Gegensland rührt her vom Hl. Gregor
d. Gr. aus d. I . 589 , er lautet : 8aorit «Airnn st contra Is^ss sst , si gnis ,
gnoä vsnorLbilitms toais rstingnitur , pr»vas voluntatis stuclüs , suis tsn -
tuvsrit oompsnäiis rstiusrs («UP. I. vscrst . Orntino . ? s. II. suusu. XVIl .
-1- 4 . )



Mschnitt IX.

Der Wiener Mngijtrnt stellt nn äie tkeotogijche Uacultät ckie
Bitte , sich Zn Äußern. — Gutachten Heinrich Iungensteins .

Erst nachdem Reutter seine Schrift verfaßt hatte, schrieb Langen¬
stein endlich das Gutachten, um welches der Magistrat die Facultät
schon lange ersucht hatte. Am Schlüsse seines Briefes entschuldiget
er sich wegen der langen Verzögerung. Er verweist auf seine vielen
Geschäfte, auf die Schwierigkeit des Falles und darauf , daß er erst
nach reiflicher Ueberlegung habe anrathen wollen, die lange ein¬
gewurzelte Gewohnheit zu verlassen.

Langensteins Gutachten ist später als Reutters Abhandlung
verfaßt. In jenem ist nämlich (äoenm. 3 , 4.) von einem äootoe
snris die Rede, der dieses und jenes behauptet, was sich in der That
in der Schrift Reutters findet. Doktor wurde Reutter im letzten
Decennium des XIV. Jahrhunderts ; er war es nachweislich im April
1389 noch nicht >).

In welchem Jahre Langenstein, der 1397 starb, sein Gutachten,
die vpwtoln äo contrrwtibus, schrieb, läßt sich nicht feststellen. Höch¬
stens läßt sich annehmen, daß die Zeit der Abfassung des Gutachtens
nicht in die Zeit von October 1388 bis April 1394 fällt. In dieser
Zeit war Langenstein anfangs Deean der theologischen Facultät ,'
dann Rector der Universität. Vielleicht würde er dies doch erwähnt
haben. Die Bezeichnung rvKonZ, die er sich beilegt, gibt keinen
weitern Anhaltspunkt , denn (aotu) isAontes hießen diejenigen Ma -

b 1s,oobu8 Asist : LNronologis . (tixlomslios , Univ. vilulob . Vienng-N.
1755 . S . 3, 8, 212 . — Kink: Geschichted. Univ. Wien. II. S - 15-
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gister oder Doctoren, die vor Beginn des Schuljahres ein besonderes
Fach zu lesen übernahmen (Aschbach).

Langensteins Gutachten ist in drei Theile getheilt. Die Ein¬
leitung (Theil I.) mahnt zn Gerechtigkeit und Gottesverehrung. Der
Schluß (Theil III .) entschuldigt die Verspätung des Gutachtens und
eifert zur Erfüllung des Gesagten an. Der mittlere und Haupt -
theil (II .) enthält 26 Thesen (äoeumouta), die auf XVI Capitel
vertheilt sind.

Cap. I . enthält die Darlegung des den Doctoren vorgelegten
Falles . Wer es wolle, könne in Wien aus seinen Erbgütern Rente ')
verkaufen, das Pfund um acht Pfund , mit dem Recht, diese Rente
jederzeit in demselben Verhältniß zurückkaufen zu dürfen. Jene
Rente werde in drei Jahresraten gezahlt. Hält der Verpflichtete
einen Termin nicht ein, so klagt der Berechtigte viermal vor Gericht.
Das vierte Mal wird entschieden, daß sich die au jenem Termin
fällige Rente nach je 14 Tagen um den ursprünglichen Betrag
erhöht. Erreicht die so anwachsende Summe den Werth des Gutes,
auf dem eine gekaufte Rente ruht , so wird es demjenigen zugesprochen,
dem die Rente hätte entrichtet werden sollen.

„Daß die Rentenberechtigten gehalten sind, die Rente um das
Achtfache wieder herzugeben, hat ein österreichischer Landesfürst an¬
geordnet. Bor dieser Zeit waren die Renten theils unablöslich,
theils rückkäuflich, viele um das Zehnfache, andere um mehr, andere
um weniger; wieder andere Renten waren nur gegen gleich gute
und gleich sichere Renten vertanschbar".

Da entstehen nun, nach Langenstein, fünf Hauptbedenken:
I . Inwiefern sind in dieser Sache fürstliche Verordnungen rechts¬

kräftig? Davon handeln Cap. II . (äoeum. 1) und Cap. III '
(äoeum. 2 bis 5).

II . Ist in Oesterreich der Kauf von einem Pfund Rente um das
Achtfache gerecht? Davon Cap. IV. (äoeum. 6 bis 9).

III . Ist er es mit Rücksicht auf die Rückkaufsbefugniß? Davon
handeln Cap. V. (ckoeuin. 10 bis 13) und Cap. VI. (äoeum.
14 bis 17).

>> igek-ulstc Rente ) und (Grundzins ) werden von Lanqcn -
stcin pronüsoie gebraucht .
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IV. Ist die Strafe gegen die mit der Rente Säumigen vernünftig ?
Darauf wird gelegentlich in Cap. VIII . geantwortet.

V. Sind so getaufte Renten zur Fundirung von Gottesdienst
tauglich? Davon handelt Cap. VII . (äoenm. 18 bis 21).

Cap. VIII . enthält die Zusammenfassung der Ansichten Langen-
steins, Cap. IX. die „gegentheilige Meinung und deren Schein¬
gründe".

Nachdem so Langenstein dem Ersuchen der Bürgerschaft Folge
geleistet, möchte er ihr über das Thema der Verträge noch weitere
Lehren geben. Um das Uebel der Ungerechtigkeit bei der Wurzel
zu fassen, behandelt Langenstein in den sieben folgenden Capiteln
X. bis XVI . die Frage von den erlaubten und unerlaubten Ver¬
trägen. Insbesondere ist die Rede von Bestimmung der Waaren -
preise und Löhne in Cap. X. (äoourn. 22), von der Aufsicht der
Obrigkeit über die Kaufverträge in Cap. XI . (äoeuw. 23), von den
Gefahren des Kaufmannsstandes in Cap. XII ., vom Geldleihen in
Cap. XIII . (äooum. 24)/ von Jenen , welche die Einkünfte ihnen
verpfändeter Burgen nicht vom Capital abrechnen in Cap. XIV .
(äooum. 25), von Leibrenten in Cap. XV. (äoeum. 26), endlich von
Renten auf eine bestimmte Anzahl Jahre in Cap. XVI.

I. Von den Ablösungverordnungeu .

Cap. II . und III . sprechen von der Verordnung, die alle Renten
um einen bestimmten Preis rückkäuflich(mobilss) machte(s. obenS .35) ;
von der Sünde Jener , die derlei verordnen , und von dem, was
Kirchen seit jener Verordnung entzogen oder gegeben worden ist.

These (äooum.) 1 : Eine Verordnung, wodurch alle, die Renten
haben, auf dieselben gegen Erhalt der achtfachen Summe verzichten
müssen, ist ungerecht, der Ehre Gottes, Lebenden und Todten, Clerus
und Laien und dem öffentlichen Wohle entgegen, schädiget Gottes¬
dienst und milde Stiftungen , ja sie kann deren Aufhören herbei¬
führen. Eine Verordnung, die ohne Unterschied alle Renten ab¬
lösbar macht, verwandelt die früher dauernden Einkünfte von Kirchen,
Klöstern und Spitälern in vorübergehende und unbeständige. Es
kann dann keine Süftung mehr geben, die dauernd ist , und das
geziemt sich doch nach christlicher Anschauung für Gottesdienst und
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milde Stiftungen . Auch hat nicht der Fürst , sondern nur die geist¬
liche Gewalt ein Recht, Kircheneinkünfte rückkäuflich zu machen.
Dies bekräftigen Gesetze christlicher Kaiser und kirchliche Constitu¬
tionen , welche kein Fürst ohne Todsünde brechen kann. Dagegen
verstoßende Verordnungen sind so ungerecht, daß sie nicht einmal in
Ländern, wo die Tyrannen an der Spitze stehen, gefunden werden.
Wie ungerecht ist es, Renten, die man von Alters her besitzt, um
eine Summe hergeben zu müssen, für die man nicht gleich gute und
gleich dauernde Renten erhält.

Auch jene zweite Bestimmung ist ungerecht, daß nämlich Häuser
und Hofstätten, die nicht binnen Jahresfrist wieder hergestellt werden,
dem Fürsten und der Stadt verfallen, künftig frei von allen Renten,
wem auch immer sie gehören. Nicht immer gerathen die Häuser
durch zu große Renten in Verfall . Ost geschieht es durch schlechte
Wirthschaft, oft werden sie aus Geiz nicht restaurirt . Es sollten
vielmehr den Zinsherren die Häuser und Hofstätten zugesprochen
werden. Und angenommen, die Renten seien die Ursache des Ver¬
falls der Häuser, weßhalb sollen die Rentenbesitzer, die daran keine
Schuld tragen, vollständig ihrer Renten beraubt werden? 2)

Es erhellt weiter, wie ungerecht die Strafe gegen die Ueber-
treter jener Verordnung ist : wer nämlich einen Verpflichtetest, der
die Ablösung verlangt, dieselbe einen Monat lang verweigert, verliert
alles Recht. Haus oder Hofstätte ist künftig frei von Rente. Der
Verpflichtete hinterlegt beim Stadtrath (consistorium civium) die
betreffende Summe . Holt sie der Berechtigte in bestimmter Zeit
nicht ab, so erhält er gar nichts 2).

') Bei Reutter wird in ähnlichem Zusammenhang Italien dafür gesetzt.
Die Städtebeherrscher des Quattrocento nannte man schon damals , l 'ira .iiiii

2) Langenstein scheint als die wichtigsten Rentenbesitzer die Grundherren
vor Augen zu haben - Sie besaßen Grundzinse und gestiftete oder durch Baar -
geldhülfe entstandene Ueberzinse .

y Genau so wurde vorgegangen , wenn der Grundzinsberechtigte säumig
war in der Annahme des zur bestimmten Zeit zu entrichtenden Zinses (Osen -
brüggen : österr . Rechtsalterthümer , Sitzungsberichte der Academie . XI . (1863 )
S . 184 ) oder wenn ein „ Bergmeister " mehr als sein Recht war Ablait und
Anlait verlangte (Hormayr : Denkwürdigkeiten . Abth - I. Bd - H . Urkundb . 55 ).
— Auch in Brunn konnte der Verpflichtete die Ablösungssumme (vermehrt um
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Nach dem Wortlaut war die Ursache der Verordnung— die
Absicht, daß die in Folge Ueberlastung mit Reuten in Verfall ge-
rathenen Häuser wieder hergestellt würden(s. obenS . 35). Allein diese
Ursache rechtfertigt es nicht, die Ablösung aller althergebrachten Ewig¬
gelder, also auch auf solchen Häusern, die es wohl tragen konnten(wo
ein Pfund oft dreißig werth ist) — gegen achtfache Entschädigung
anzuordnen. Jene Absicht hätte man denn doch auf gerechte Weise
— ohne Schädigung Unschuldiger— erreichen können. Es ist
gegen das öffentliche Wohl alle Renten für ein Geringes ablösbar
zu machen; denn dies hindert gottesdienstliche Stiftungen und ver¬
mehrt die Renten im Gemeinwesen, was demselben nicht zuträglich
ist. Es gibt Schmeichler, welche die weltliche Gewalt ausdehnen
wollen auch auf Gebiete, wo das nicht statthaft ist. Man möge
also auf Beseitigung jener Verordnung und Schadenersatz dringen rc.—

Auf welche andere Weise eine Entlastung hätte geschehen können,
darüber spricht sich Heinrich Laugenstein nicht näher aus. Ander¬
wärts geschah es durch Beschränkung') oder Verbot2) der Renten¬
aufnahme oder durch das Erforderniß der grundherrlichen Zustim¬
munĝ). Aus Städten wird ziemlich oft von Maßregeln berichtet, wenn

den letztfälligen Zins ) beim Rath deponiren , wenn der Berechtigte die Abläsnngs -
summe anzunchmen sich weigerte . tRößler : Brünner Schüffenbuch des XIV . Jhdt -
Nr . 122). — Ein im Text beschriebener Fall zu finden : Von1s8 rsr . nusbr .
XVlI . Nr . MOMVIIl . (Urk. v. 1404 ).

h Vgl . Neumann : Gesch. des Wuchers . S . 230 . — Hach: Lüb . Recht.
H . 236 - — Willkür für Marienburg von 1365 bei Boigt : Gesch. Maricnburgs .
S . 532 . — Privileg K. Karl IV . für Prag (Neustadt ) v. 1348 : Häuser sollen
nicht mehr verschuldet werden , als bis zur Hälfte ihres möglicheu jährlichen
Ertrages in Zins oder Rente (Pelzet : Karl IV . Bd . I. Urk. 43 ). — Palacky :
Gesch. Böhmens . II . 2, S . 304 .

st So in Olmütz im XV. Jhdt . (Bischos: Deutsches Recht in Olmütz .
S . 141). — Stettens Excerpte d. Augsb . Rathsbeschl . beim Jahre 1398 . —
Sehr oft begegnen solche Verbote in Bezug auf bäuerliche Güter . — Vgl -
Tirolische Weisthümer . It . S . 76 . Zeile 24 . — Grimm : Weisthümec . III .
S . 737 . V. S . 322 . Z. 4 VI . S - 192. - Stobbe : Deutsches Privatrecht . II .
S . 271 . — I . Koch: Erbleihe - 179 l . S . 39 .

st Auch dies vornehmlich am Lande , Grimm : Weisthümer . V . S - 64 .
Z. 25 ; VI . S . 112. Z . 4 - — Oesterr . Weisthümer . I- S . 6. Z . 16 ; VI . S . 227 .
Z . 41 - — Rapp : Vaterländische Statuten in d- Beiträgen z. Gesch. u- s. w.
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weder Grundherren noch Zinsleute zur Wiederherstellung, z. B . nach
Bränden , Aufwendungen machen wollten '). Von Rechts wegen hätte
die Erbzinsleute die Last der Wiederherstellung getroffen2). Sehr
oft wurden bei größern Unglücksfällenim wohlverstandenenInteresse
die Lasten gemeinschaftlich getragen st. Mitunter verstanden sich die
Zinsherren zu Nachlässen st. Allein es ist begreiflich, daß die sich
mehrenden Ablösungsgesetze den Beitragseifer der Rentenberechtigten
schwächten, das Verhältniß wurde weniger solidarisch. In den
Maßregeln zur Verhütung der öden Brandstätten werden bald jene,
die Renten und Gülten an den ledigen Hofstätten haben st, bald
die Hausbesitzer zur Wiederherstellung aufgefordert st.

Ein anderer Entlastungsmodus bestand im Nachlasse landesfürst¬
licher Steuern . So versprach Herzog AlbrechtV. 1413 von Enns eine
geringere Steuer zu fordern, „weil dort mehrere Häuser öd stehen" ').
Schon unter Herzog Rudolf lV. hatte Enns Steuernachlässe er¬
halten (1364) st, ebenso Güter des Stiftes Seckau und des Klosters
Rein (1360) st. Aehnliche Steuerbesieiungen für St . Paul in

von Tirol . III . S . 88 - (Landesordnung v. 1404 ). — Kaltendälk : Panteidingbiicher .
S . 9 . — Iisxmnris : Lisloirs äss knris . 1849 . S . 568 . — Für
Städte z. B . Aalen (Häuserbelastung nur mit Genehmigung des Stadtraths
1388 ) siehe Lenfers : Wikbiletrecht - S - 20 . — Noch im Wiener Stadtrechtsbuch
heißt es (Art . 125 ) : durch ein „Bescheidenheit " soll der Käufer von Burgrecht dem
Grundherrn davon Kunde thun . — Der obrigkeitliche Consens zur Einschuldung
dauerte in Oesterreich bis 1783 (Verordnung v- 1 . Nov . siehe Beidtel in den
Sitzungsberichten d. Wiener Academie . IX . S . 927 ).

') Hering : Liebesthätigkeit - 1883 . S . 38 . — Gobbers in der Savigny -
Zeitschrift . IV . S . 169 .

2) Vinstsrvaldsr i Ovssrvut . 1719 . liv . II . ods . XI .V . (vgl . oben S . 41 ).
— Siehe auch Buchholtz : Ferdinand I. Bd . VIII . S - 53 .

°) Arnold : Gesch. d. Eigenthums . S . 180 . 192 .
9 Fabricius : Das älteste Stralsunder Stadtbuch (1270 — 1310 ). Berlin .

1 72 . S - 278 .

0 So in Brilon , 1435 , OsnFlsr : 6oäsx inunieix . I. S . 401 . -
Luzern 'sche Verordnung von 1462 - — Segesser : Rechtsgeschichte . III . S - 481 .

9 So Verordnung K- Sigmunds für Aachen , OsnAlsr : 6oäsx nruräoix .
I . S . 6 mit Beziehung auf die Steuerausfälle .

9 Lichnowsky : Reg . Nr . 1391 .
st Lichnowsky: Reg- Nr. 621.
st Lichnowsky : Reg . Nr . 154 und Nr . 134 (befiehlt so lange kein March -
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Kärnten, weil es durch Feuer Schaden gelitten '). Im Jahre 1382
gewährte Herzog Albrecht HI . der Stadt Wien eine Begünstigung
rücksichtlich ihrer Judenschuld 2). —

Cap. III . handelt von der Sünde jener, die derlei (Ablösungen)
verordnen und von dem, was Kirchen nach jener Verordnung ent¬
zogen und gegeben worden ist. Nach den eanonos steht die Ex¬
kommunikation auf solche Statuten . Bevor die Doktoren die Un¬
gerechtigkeit jener Verordnung nachwiesen, waren niedere Laien, weil
sie die Civilrechte (jura oiviiir») zu wissen nicht verpflichtet sind
entschuldigt. Da aber lange Zeit durch Prediger die Verord¬
nung angezweifelt wurde, erschien sie der Mehrzahl ungerecht. Nur
Wenige aus der niederen Schichte (cko inüinis ) machten von ihr kühn
Gebrauch. Davon sind die Wenigsten entschuldigt, seitdem gelehrte
Männer , von obrigkeitlichenPersonen (a mchoribnZ eivitutis) und
Anderen um Rath gefragt , jene Verordnung mehrmals ungerecht
nannten .

Diejenigen, welche zu Folge jener Verordnung Renten zurück¬
kauften, mit welchen vorher Messen, Kirchen, Klöster dotirt und gestiftet
waren, — sind verpflichtet, die dauernden Renten zurückzustellen und
den Schaden der Zwischenzeit gut zu machen. Denn Häuser und
Aecker rc., auf denen solche Lasten ruhten, sind dauernd verpflichtet:
ros suim transit ouw ousro suo. Wie ein ckoetor äsorstorum
(Rentier ) darthut , können, ja müssen die Geistlichen vor dem geist¬
lichen Gericht auf Wiederherstellung dieser Renten gegen die Ab¬
lösenden und deren Erben klagen. Ja die Klage kann sogar auf
die betreffende Sache, auf welcher von Alters her Renten constituirt
waren, gerichtet werden (äoouw. 3).

futter zu nehmen als das Kloster seinen Unterthanen wegen Unglücksfällen
Dienst und Zins erläßt , beziehungsweise die Güter öd liegen ).

') Lickmowsky : Reg . Nr . 821 .
2) Geschichtsquellen der Stadt Wien . I . Nr . XOVII . Ein Beispiel , wie

durch Vereinbarungen der Berechtigten der Ueberlastung und in Folge dessen
der Verödung vieler Güter entgegengearbeitet wurde , gibt in Schlesien der
sog . Kolowratische Vertrag vom 3 . Febr . 1504 . (Stenzel : Urkunden zur Gesch.
des Bisthums Breslau . 1845 - S . 368 . Urk. MX . tz 8).

'1 Erinnert an die rustivi des röm . Rechtes I- 8 . 0 . 6 . 9 ; t - 2 . 7 . 1) 49 . 14 .



— 81 —

Renten, die seit jener Verordnung zn Lebzeiten oder ans dem
Todbette zur Stiftung von Kirchen in gesetzmäßiger Form verwendet
worden sind, gehen wie früher dauernd in das Eigenthum jener
Kirchen über(äoeuin. 4).

Wenn irgendwo zu irgend einer Zeit die Fürsorge nothwendig
geworden, daß Grundstücke nicht überlastet werden, oder daß zum
Schaden des bürgerlichen Gemeinwesens nicht zu viele Renten und
andere Dinge dem Clerus zugewendet werden, so hätte das so geschehen
sollen, daß die weltliche Gewalt ihre Grenzen nicht überschreite. Die
weltliche Gewalt darf den Laien nicht verbieten, den Kirchen Geschenke
zu geben oder den Vermächtnissen ein Maß vorschreiben. Sie darf
nicht anordnen, daß so vermachte Immobilien verfallen sind oder
auf die Erben übergehen, wenn sie nicht binnen Jahresfrist verkauft
werden. Von jeher stand es Jedem frei, von dem Seinigen zum
Heile seiner Seele, für die Armen oder für den Gottesdienst Schen¬
kungen zn machen. Solchen Dingen ein Maß zu setzen, steht allein
der geistlichen Gewalt zu. Der Papst muß diesbezüglich von den
Laien um Abhilfe angegangen werden, wenn irgendwo zum Schaden
des öffentlichen Wohles oder der Erben den Kirchen zu viel ver¬
macht wird. Uebrigens braucht man das nicht allzusehr zu fürchten.
Die Frömmigkeit hat abgenommen. Die Kirche wäre zufrieden,
wenn die Machthaber ihr nur das bisher Erhaltene ließen. Aber
gerade jene Herren, welche in Folge der Lehen, die sie von der
Kirche haben, selbe beschützen sollten, benehmen sich so, daß sie viel¬
mehr ihrer Lehen verlustig erklärt werden könnten'). Man hat ja
in der That viel eher zu fürchten, daß der Clerus alles verliere,
als die Laien (äoeuw. 5). — In einer der Handschriften ist hier
von späterer Hand bemerkt: so ist es in Böhmen geschehen, so wird
es noch in Oesterreich und Baiern kommen.

Im Tractat„von den Verträgen" (Thl. II. Cap. 14) hat Langen¬
stein die Argumente der Gegner in folgender Weise aufgeführt: Da
Rentenund andere Immobilien, die einmal an den Clerus gelangt sind,

') Art. 60 des östcrr- Landrechts erklärt Vö̂ te der Bogtci verlustig, die
sich Beraubungen der betreffenden Gotteshäuser zu Schulden kommen lassen-
Hasenöhrl: Landesrecht. S . 59.

Bruder , Finanzpolitik Rudolf IV . 6
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nicht mehr in Laienbesitz zuriickkommen können, würden schließlich
fast alle Güter an den Clerus kommen und die bürgerlichen Gemein¬
wesen so verarmen, daß sie die Lasten, welche ihnen und den Fürsten
zur Erhaltung und Vertheidigung des Gemeinwesens obliegen, nicht
mehr tragen können, da der Clerus von Steuern und anderen Lei¬
stungen frei ist. Ferner , wenn Fürsten und Städte zulassen, daß
jeder Laie bei Lebzeiten oder für den Todesfall Güter den Kirchen
und Geistlichen rentenpflichtig machen kann, so werden bald alle
Güter rentenpflichtig und überlastet sein, und jenen, in deren (Ober-)
Eigenthum sie stehen, werthlos werden, auch wenn sie die Häuser
entsprechend theurer verleihen. Denn dann werden die Armen, die
Häuser leihen, beschwert werden und wegen Höhe der jährlich zu
entrichtenden Summe viele Häuser leer stehen. Vermuthlich durch
diese Gründe bewogen, verordueten einige Fürsten , daß man alle
Zinse und Renten um's Achtfache ablösen könne rc. —

Diese Argumente gibt Langenstein als die gegnerischen an.
Es wurde aber, wie es scheint, so aufgefaßt, als habe er gegen den
großen Grundbesitz der Kirche geeifert )̂.

It . Äom Achtfachen .

Cap. IV. spricht von der Anordnung, je ein Pfund Rente um
acht Pfund oder um einen anderen bestimmten Preis zu kaufen.

Die Anordnung oder Gewohnheit, daß man nur zu einem
ganz bestimmten Preise Renten verkaufen dürfe, ist ungerecht. Denn
die Renten sind je nach den Sachen, auf welche sie constituirt werden,
je nach der Oertlichkeit und Sicherheit von verschiedenem Werthe.
Daher kann nicht für alle Renten ein Preis aufgestellt werden.
Die beigefügte allgemeine Rückkaufbefugniß stellt das Gleichgewicht
nicht wieder her. Das Achtfache mag in einzelnen Fällen der ge¬
rechte Preis sein, aber dies auf alle ausdehnen, ist ungerecht. „Da
ich in Oesterreich Fremdling bin, kenne ich nicht den höchsten und
niedrigsten Rentenpreis . Ihr , die ihr Obrigkeit seid, und alte Leute
können beurtheilen, ob das Achtfache zwischen dem höchsten und

tz Hartwig : Langenstein . S . 28 ff. — Endemann : Studien . I. S . 26 —
Schulte : Geschichte der Quellen re. Bd It . S . 438 .
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niedrigsten Preise von einem Pfund Rente steht, oder ob es nicht
vielmehr der niedrigste ist , ja sogar unter dem niedrigsten Preise
steht" (äooum. 6).

Die weltliche Gewalt kann nicht bestimmen, daß man sich
jegliche Rente um den betreffenden Kaufpreis abkaufen lassen müsse.
Wenn ein Käufer gerechten Preis gegeben hat, kann er nicht noch
zu weiterem gezwungen werden. Eine solche alle Renten beweglich
machende Anordnung widerspricht der Ehre Gottes, weil ihr zufolge
Niemand Kirchen und Klöster fundiren kann, da er keine dauernden
Einkünfte dafür zu kaufen vermag. Deßhalb hüte man sich, jene
Verordnung durch Schlauheit und oberflächliches Citiren chllöAU-
tioass supsrtroialss) als gerecht hinzustellen (cloonm. 7).

Für Kauf und Verkauf der Renten einen niedern Preis fest-
setzen, ist dem gemeinen Wohle entgegen. Die Menschen mochten
gern ohne Arbeit gut leben. Bestimmt man nun niedere Renten¬
preise, so mehrt man die Müßiggänger und mindert die Arbeitenden.
Wo ein Pfund Reute das Dreißig- oder Vierzigfache kostet, können
nicht so viele Renten gekauft werden, als wo ein Pfund Rente sechs
Pfund kostet. Und ähnlich wie die Preiserniedrigung wirkt die
Befugniß, jede Rente zurückkaufen zu können. Denn auch sie ver¬
mehrt die Renteukäufe. Arme Rentenverkäufer hoffen eine so kleine
Ablösnugssumme leicht zusammenzubringen, während es doch nur
Wenigen gelingt. Sodann verkauft man von seinem Erbe viel leichter
ablösliche als ewige Renten. Gerade die erleichterte Eingehung aber
der Renten und demgemäß ihre Vervielfältigung ist Ursache, daß
Häuser und Güter überlastet und dann verlassen werden. Jene
Verordnung und die daraus hervorgegangene Gewohnheit wirken
also dem von den Urhebern derselben angegebenen Zweck entgegen
(cloeum. 8).

Wegen der Rückkaufsmöglichkeit das Achtfache als Rentenpreis
festsetzen ist ungerecht.

Dieser Abschnitt (äoeum. 9) enthält eine umständliche Aus¬
einandersetzung, daß die Hinzufügung der Rückkaussmöglichkeit kein
Universalheilmittel sei, um das Achtfache als Rentenpreis in jedem
Fall gerecht zu machen.

6 *
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„Man sagt allerdings : hier zu Lande ist durch Verordnung
eines Fürsten oder einer Communität die langjährige und gemeine
Schätzung des Achtfachen für ein Pfund Rente und die Rückkäuf¬
lichkeit eingeführt, — daher erlaubt . Aber dann wäre jede alte
Gewohnheit gut, was durchaus nicht der Fall ist. Weise Männer
sollen nicht jeder Gewohnheit folgen, sondern schlechte Gewohnheiten
vorsichtig bessern, und die Gerechtigkeit im Sinne der Lehre Christi
mehren, und nicht nach der Ansicht und Tradition alter , heid¬
nischer Völker".

HI . Von der Rückkaufsbedingung (Cap . V ) und von
ungerechten Rentenpreisen (Cap . VI.).

Cap. V. behandelt die hinzugefügte Bedingung des Rückverkaufs
um denselben Preis . Wurde ein gerechter Preis gegeben und Käufer
gibt freiwillig dem darum bittenden Verkäufer die Freiheit , den
Rückverkauf verlangen zu dürfen , so ist das für jenen verdienstlich
und macht den Vertrag nicht ungerecht (äoLuin. 10). Dagegen darf
Verkäufer jene Freiheit nicht vom Käufer erpressen wollen (äooum. 11).

Verkauft Jemand aus Noth eine Rente oder eine Sache um
gerechten Preis und der vermögliche Käufer verweigert ihm ohne
erhebliche Ursache den Rückkauf, so verfehlt sich dieser gegen das
Gebot der Nächstenliebe (ckoeum. 13). Dies um so mehr, wenn nicht
einmal der gerechte Preis gegeben wurde (äoouin. 14).

Cap. VI. bespricht Rentenkäufe um weniger als den gerechten
Preis.

Wo Verkäufer gezwungen, um gerechten Preis oder weniger
seine Sache hergibt, liegt kein wahrer eigenthumübertragender Kauf
vor. Der Käufer ist da nicht nur zur Rückgabe der Sache, sondern
auch zur Abrechnung der Früchte verpflichtet, gerade so, als wenn
es ein Pfandvertrag wäre. Ueberhaupt betrachten Viele als Pfand¬
vertrag jeden in Kaufform gemachten Tausch, wo weniger als der
gerechte Preis gegeben wurde (äooum. 16).

Weder Gesetze noch Statuten befreien von der Sünde , die darin
besteht, in Käufen weniger als den gerechten Preis zu geben(äoeuin. 16).

Ein Vertrag , wo wegen der Rückkaufsbefugniß bedeutend vom
gerechten Preis abgewichen wird, kommt einem wucherischen Vertrag



— 85 —

nahe. Den Preis des Achtfachen auf alle Renten, wo immer sie
sind, worauf immer sie lasten, — ausdehnen, ist verwerflich.

Der gerechte Preis von einem Pfund Rente läßt sich in fol¬
gender Weise erforschen. Man nimmt Rücksicht auf den Preis der
Renten in derselben Gegend in nicht zu entfernten Zeiten, seit denen
sich nicht so viel geändert hat, — ferner auf den Preis der Renten in
benachbarten Gegenden, wo Renten mehr in Handel sind als hier.
Geht man in dieser Weise vor , so ist es nicht nur sehr unwahr¬
scheinlich, daß das Achtfache der gerechte Preis von einem Pfund
Rente ist, sondern es ist sogar zweifelhaft, ob das Achtfache auch
nur ungefähr die Hälfte des gerechten Preises von einem Pfund
Rente ist. Deßhalb sündigt Jemand schwer, der trotzdem um solchen
Preis Renten kauft (äoouw. 17).

Die aus gleichzeitigen Quellen zu entnehmenden Angaben über
den damaligen Rentenzinsfuh rechtfertigen Heinrich Langensteins
Ansichtr). Es ist allerdings richtig, daß in den, jenem Gesetze un¬
mittelbar vorhergehenden zwanzig Jahren der Kauf von Gülten und
Renten um das Achtfache wenigstens in Wien häufig vorkommt2).
Allein wie wenige Gülten und Renten kamen in Verkehr! Wie
viele, und gerade die sichersten, ältesten, bequemsten blieben in festen
Händen ! Weniger als das Achtfache ist sehr selten st. Dagegen
gibt es sehr viele Fälle , wo die Rente mehr als das Achtfache
kosteteH. Es wird angenommen, daß der Werth einer Rente in

Ü Am deutlichsten spricht für Langenstein das unten (Abschn. X.j zu er¬
wähnende Stadtgutachten, welche die Ablösung um's Zwölsfache — und nicht
weniger — proponirt ! (Siehe unten S . 93>.

-) l?oiits8 rer. nrwtr. XVIII . Nr. 60IV ., 66XLII . Vgl . auch Nr . dxxx .,
LOX.. 60X1 !.. OOXIL , OdVII ,

') I'oulss rsr . Luslr. XVIII , Nr . (IXIÜV. und 0X61 .
' ) Z. B das Neunfache: kvntss rsr . anstr . XVIII . Nr . 666 ., 66XXVII . ;

oder das Zehnfache: ebenda Nr. I.XXXI ., 6 ., 01., OIII-, 6XXVI ., siehe auch
Nr. OOIX., 06XXXVII . ; ferner llrknndb- des Landes o- d- Enns . Bd VII .
Nr . 61)11!.. DXIV . ; — das Zwölffache: 6ontss rsr . nustr . XVIII . Nr - 661 V.,
666XVIII . ; siehe auch 66V . ; — das Sechzehnsache: Voutss rsr . anstr .
XVIIk. Nr- 066X . ; siehe serner: 6onis8 rsr. nustr . XVI . Nr. OOXXVIII.,
66XXXIII . ; — ungefähr das Zwanzigfache: l 'ontss r. nustr . XVI . Nr. OOXXVI.
und lontW rsr. ansbr. XVIII . Nr - 6XXXV .
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Oesterreich um diese Zeit durchschnittlich mindestens das Zehnsache
betrug "i, ein Verhältniß , das damals auch im übrigen Deutsch¬
land häufig vorkam 2).

Seit Herzog Rudolfs Verordnung von 1360 wird in Oester¬
reich der Kauf der Renten um's Achtfache vorherrschend Es
kommen aber auch später noch höhere Kaufs- und Ablösungssummen
als das Achtfache vor Z.

IV. Von der Strafe gegen die mit der Rente
Säumigen .

Nunmehr sollte entsprechend der von Heinrich Langeustein in
Cap. l aufgestellten Reihenfolge die Frage nach der Billigkeit der
strengen Strafe für die in Zahlung der Rente Säumigen behandelt
werden. Langenstein bespricht dieselbe aber erst in dem zusammen¬
fassenden Cap. VlII ., welches die Antwort auf das vom Magistrat
aufgestellte Thema enthält.

h Huber im Archiv f. vsterr . Gesch. Bd . 44- S . 522 - — Sailer in den
Blättern s. Landeskunde v. Nieberösterr . Jg . I86V. S . llö , 122 ; Jg . 1871 .
S - 46 - — Strnadt : pcyerbach . S - 417 erklärt , in Eferding sei das Secbze n-
sache üblich gewesen.

0 Hüllmann : Städtewesen . It . S . 38. — Urknndensainiiilun >v. Tzschvppe
und Stenzcl . 1832 . S . 252 . — Roseuthal : Gesch. d. Eigenthums in Wärzbur , .
S . 102. — Vgl . überchaupt Zeitschrift für deutsche- Recht. XlX . S . 216 . —
Ooäsx äiplorrmlieus Silesinv IV . Einleitung v. Meitzen. S 118- — Mvne 's
Zeitschrift- X . S . 65 , 69 -

°) Diese Beobachtung machte schon Zeibig lUrkandb . v. Klosterneuburg ,
Vontes rer . irrrstr . X. Rr - OOXXVI . Urk. v. 1365). Er erklärte es sich
aber aus einem Sinken des Geldwerthe - . — Beispiele von Ablösungen um das
Achtfache: VoMos XVIII . Nr . OILXXVl ., OcVIÜX., iVt 'I.XIX . Siehe auch
Regesten z. Gesch. d. StephausdomcS in den Blättern j. Landeskun ' e v. Nieder -
österrcich. 1870 und Urkundb d. LaMes o. d. Enns . Bd . VlII . Nr . XI ., Xll .,
XXXIll .. XXXVI ., 1,XXl .

*) Ziemlich häufig das Zehnfache (Urkundb. d- Landes o- d. Enns . Bd . VIII .
Nr . OXXXII ., tX 'OXXXIX ., OOOOIrXVIIl., VVIXXXlll ; ungefähr das Zwöls -
sache: Voirlss rer . unstr . XVIII . Nr . OliOXXI., cOOXXVI ., 066X131 . ; da»
Fünfzehnfache fllrkundb . d. La des o- d. Enns . Bd - VIII . Nr . OXIiVII ) ; das
Sechzehnfache: tidiä . Nr - VOVI .l ; das Zwanzigsache <il >iä . Nr . 600Xl . ; siehe
auch Notizenblatt d- Academie. 1851 . S . 380 . Nr . 231 ).
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V. Von der Tauglichkeit der Renten zu Stiftungen .

vocum . 18 (des Cap. VII .) zählt die Erfordernisse auf, damit
eine Rente zur Stiftung eines Gottesdienstes geeignet sei. Die zu¬
zuweisenden Einkünfte müssen gerecht erworben und, wie kaiserliches
und Kirchenrecht bestimmen, dauernd sein. Beide Erfordernisse ver¬
letze jene Ablösungsverordnung.

Wo alle Renten beweglich oder allgemein um ungerechten Preis
erworben werden, ist es für die Gläubigen sicherer durch Schen¬
kungen als durch Rentenkauf gottesdienstliche Stiftungen zu machen
(äoeum. 19).

Gab Jemand für fromme Zwecke, soweit an ihm lag, dauernde
Renten nnd dieselben werden nachträglich abgelöst, so verliert er
sein Verdienst nicht und ist nicht restitutionspflichtig (äoeuru. 20).

Wer für fromme Zwecke bewegliche Renten um den üblichen
zu geringen Preis kaufte, soll das am Kaufpreis Fehlende nach¬
zahlen, wenn nicht die Verkäufer, mit Rücksicht auf den Zweck,
darauf verzichten (äocum. 21).

VI. Zusammenfassende Begutachtung Langensteins .

Cap. VIII . beantwortet nunmehr in zusammenfafsender Weise
die einzelnen Punkte der von der Bürgerschaft gestellten Frage . Es
sei da Viererlei zu begutachten: 1. Der üblich gewordene Vertrag ,
ein Pfund Rente um das Achtfache auf Rückkauf zu verkaufen;
2. die Strafe für jene, welche in Bezahlung solcher Renten säumig
sind; 3. was der Fürst über den Vertrag anordnete; 4. von in
solcher Weise gekauften Renten in Bezug auf den Gottesdienst.

1. Die Gewohnheit oder Verordnung , kraft welcher acht Pfund
allgemein der Preis von einem Pfund Rente wurden, ist ungerecht
und nicht zu dulden (non tolsrunäa ). Wo das Achtfache der ge¬
rechte Preis ist, ist es ungerecht den Käufer zum Rückverkauf um
denselben Preis zu zwingen, um so mehr natürlich da, wo das
Achtfache ein zu geringer Preis ist.

2. Jene Strafbestimmung für die in Bezahlung der Rente
Säumigen macht im Falle rechtmäßiger Verhinderung und bei un-
vermögenden Armen keine Ausnahme. Sie gibt gewinnsüchtigen
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Menschen Mittel und Wege an die Hand, Arme um ihr Erbe zu
bringen, die aus Noth Zinse verkaufen. Eine solche Strenge wäre
am Platze in einer Gegend, wo Schuldner so undankbar sind, daß
sie nur durch schwere Strafen zur Bezahlung ihrer Gläubiger zu
bewegen sind. —

Langenstein erklärt hier, daß die Strafe für säumige Renten¬
schuldner zu Härte und Unbilligkeit führe )̂. Der Umstand , daß
sie später wirklich beseitiget wurde, spricht für die Richtigkeit seiner
Erklärung . Jene strenge Strafe war wohl im grundherrlichen Ver-
hältniß , aber nicht mehr beim mobilisirten Rentenkauf am Platze
gewesen.

Bei Verleihung eines Grundstückes zu Erbziusrecht hatte nämlich
der Verzug häufig die Folge, daß der Zins rutschte, d. H. sich —
bald nach Tagend , bald nach Ablauf eines Gerichtstermines ch —-
verdoppelte. Erreichte bei fortgesetztem Verzug diese steigende Buße
den Werth des Gutes , so fiel letzteres schließlich dem Herrn zu Z.
Wie andere Grundsätze der Erbleihe gingen partikularrechtlich auch
die Verzugsstrafen auf den Rentenkauf über b).

Auch in den österreichischen Weisthümern gab es Bußen für
denjenigen, der es versäumte, der Herrschaft rechtzeitig seinen Dienst
zu bringen. Die fälligen Bußen wuchsen in Progression bis zu der
Gränze hin, wo das Grundstück der Herrschaft verfiel ch. Da man
in Erbleihe und Rentenkauf sehr ähnliche Verhältnisse erblickte, —
die gleiche Benennung : „Burgrecht " beweist dies — so wendete

'1 Aehnlich in seinem Tractat äs voatiaotädus II. ss>x . 38- yrmsstio
(«t sandnsio ) XXI . Ebenso Lsorions äs : tractatas äs contractitms ,
äabiam VIl .

2) Sachsenspiegel . I . 54 . H 2 ; Schwabenspiegel Art . 336 - Siehe Zeitschr .
f. deutsches Recht. I. S . 223 -

b Koch: Erbleihe Mainz . 1791 . 4 ". S . 20 . — Vgl . über Zinsverdopp¬
lung als Skafe , auch Warnkönig: Flandr . Rechtsgesch. Hl /, . S - 74.

h Zöpfl : Rechtsgesch. III. S . 297 .
b Baumeiste» : HamburgischeS Privatrecht. 8 23 - l . S . 164 . — Wyß in

der Zeitschrist sür schweizerischesRecht. IX. S - 16. — Vgl . auch Stobbe : Zur
Gesch. des Bertragsrechts- S . 32 .

°) Osenbrüggen: Rechtsalterthümer in den Sitzungsberichten der Wiener
Academie. XI. t1863 ). S - 183
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man auch beim Rentenkauf die dort üblichen Verzugsstrafen an.
Das Wiener Stadtrecht erklärt ausdrücklich, die bei der Erbleihe
übliche Strafe auf Zinsverfaumniß habe auch bei der gekauften
Rente Geltung (Art . 125 und 129). So konnte denn Grundherr
wie Rentenbesitzer verlangen , der Richter solle ihm Zwispild er-
theilen, d. H. erklären, daß der Zins (die Rente) vom Tage der
gerichtlichen Verhandlung an sich immer von 14 zu 14 Tagen um
den ursprünglichen Betrag erhöhe. Erreichte die Summe die Höhe
des Werthes des Gutes , so sprach der Richter dasselbe dem Gläu¬
biger zu.

Z. Zum dritten Punkt , in dessen Beantwortung Langenstein
auf äocum. 1 zurückweist, bemerkt er noch, man könne die Verord¬
nung, mit Rücksicht auf die angegebenen Motive, auch so auffassen,
daß nur bei überlasteten Häusern die Ablösung um's Achtfache er¬
folgen solle.

4 . Bezüglich des letzten Punktes wird auf äooum. 17 bis 21
verwiesen.

VII . Die Argumente der Gegner .

Nach Beantwortung der von den Bürgern gestellten Anfrage
bespricht Langenstein die gegentheilige Meinung und deren Schein-
gründe (Cap. IX .)

In vielen Gegenden*) bestehe die erlaubte Gepflogenheit Renten
zu einem festgesetzten Preis , mit der Freiheit des Rückkaufs um
denselben Preis , zu verkaufen.

In Erwägung eines allgemeinen Nutzens könne eine städtische
oder Landesvertretung mit Zustimmung Aller den Laien befehlen,
gekaufte Renten dem Verkäufer um den gleichen oder, wenn sie im
Preise gestiegen sind, höheren Preis zurückzustellen. Das konnte
geschehen, damit nicht das überkommene Erbe Einzelner vernichtet
werde, damit keine Ueberlastung der Häuser stattfinde, damit nicht
zu Viele sich dem Müßiggänge hingeben können.

>) Möglicherweise denkt hier Langenstein an Frankreich, das er erst seit
1383 verlassen hatte. Dort hatten schon Ordonnanzen K. Lndwig H und X.
kl254 und 1315 » gesetzliche Zinsfüße für den Rentenkauf bestimmt. — Vgl .
Warnkönig: Franzos. Rechtsgeschichte. U- S . 585 f.
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Die Gemeinschaft könne einen Preis festsetzen, bei welchem der
Käufer einer Rente verpflichtet ist , dieselbe um den gleichen Preis
wieder herzugeben. Hat eine entsprechende Gepflogenheit lange ge¬
dauert und ist sie allgemein geworden, so können mit Zustimmung
des Bischofs auch Priester aus solche Renten hin gehalten und
Kirchen in dieser Weise fundirt werden. Die Renten können nämlich
durch anderweitigen Kauf ähnlicher Renten dauernd gemacht werden,
wenn die früheren abgelöst werden sollten.

Wenig wird hierzulande über die Verordnung geklagt, also scheine
man zufrieden zu sein.

Der letzte Einwand lautet : mit Aufhebung eines so eingebür¬
gerten Vertrages würden mehr Unzukömmlichkeiten eintreten, als bei
dessen Duldung . Nach Bekanntwerden seiner Unerlaubtheit würden
Viele für Jahrtage oder Klöster Renten zu zahlen aufhören. Viele
würden Jene vor den römischen Stuhl citiren. Viele, welche Renten
verkauften, würden mit den Käufern um Nachzahlung des gerechten
Preises prozessiren, den sie so hoch als möglich' anschlagen würden re.

Auf diese Argumente der Gegner erwiedert nun Langenstein
unter Anderem Folgendes : Wo der Preis der Rente nicht einmal die
Hälfte des gerechten Preises beträgt , da geht das Eigenthum an
solchen Renten nicht mehr auf Grund des Kaufes , sondern einer
üblich gewordenen Schenkung über. Die Obrigkeit, der Fürst dürfen
allerdings Preissatzungen erlassen 0, aber sie dürfen nicht um un¬
gerechten Preis herzugeben zwingen. Aus dringenden Ursachen kann
Fürst oder Obrigkeit die laufenden Kaufpreise minderu oder mehren.
Wer das bestreitet, müßte auch für Unrecht ansehen, daß ein Fürst
beim Verkauf von Wein oder Pferden den zehnten oder zwanzigsten
Pfennig sich reichen läßt , weil dies verursacht, daß die Sachen um
inehr als den gerechten Preis verkauft werden 2).

p Ve-üglich irr fUmie, ob die Reuten zu den leweglichen oder nn .eweg-
lichen Lachen gehören , müsse man die einzelne wiererkehrende Leistung und die
bleibende Belastung unterscheiden. Aber auch letztere könne von einer Sache
auf die andere übertragen werden Trotzdem entspreche es der rsxntutiofuris
mehr , die Renten als unbewegliche Sachen zu betrachten.

Herzog Rudolfs Unqetd bestand in der Abgabe des zebnten Pfennigs
von Wein , Bier , Mcth , — die Hülfe des zwanzigsten Pfennigs , die. in Bayern
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Wenn die Laien zu den oben erwähnten Maßregeln über den
Rentenkauf zustimmen, dies aber dem religiösen Leben des Volkes
zum Schaden gereicht, so darf es nicht geschehen. Denn die bürger¬
lichen Dinge haben sich nach den Dingen der Seele zu richten. Die
Staaten müssen so regiert werden, daß die christliche Kirche nicht
Schaden leide.

Einen Preis festsetzen, um den die Renten auf Rückkauf(um
denselben Preis) .verkauft werden müssen, schadet dem Gottesdienste,
weil sie dadurch für eine canonische Stiftung untauglich werden.
Der Einwurf, daß durch Ankauf ähnlicher Renten die Fortsetzung
der Einkünfte besorgt werden können, ist nicht stichhältig, weil eine
gefährliche Unterbrechung des Gottesdienstes die Folge wäre.

Es ist unrichtig, daß sich Niemand beklagt. Viele gewissenhafte
Leute sind beunruhigt. Viele vom Clerus und Laien klagen, daß
sie durch jenen Vertrag ihrer althergebrachten Ewig gelder beraubt
seien. Arme, welche Renten verkauften und sie nun nicht zurück-
kausen können, klagen, daß sie die um so kleinen Preis verkauften
Renten immerwährend zahlen müssen und um mehr als die Hälfte
des gerechten Preises geschädiget seien. Die Reichen klagen aller¬
dings nicht, ihnen ist jener Vertrag vortheilhaft. Wenn Arme nicht
klagen, ist der Grund der, daß sie wohl einsehen, daß sie gegen die
Macht der Oberen sich vergeblich auflehnen würden.

Die vielen Irrungen, die der Aufhebung jener landesfürsttichen^
Verordnung,— und sie soll widerrufen werden, da sie ungerecht ist, —
folgen würden, können durch Ergänzung des gerechten Preises, durch
Zurückstellung der Renten oder dadurch vermieden werden, daß man
auf andere Weise jene zufrieden stellt, die Grund zu klagen haben.

Somit behalten— schließt Langenstein das Cap. IX. — die vor¬
ausgeschickten Thesen(äoeurn. 1 bis 21) ihre Kraft.

Die nun folgenden Cap. X. bis XVI. enthalten, wie oben
bemerkt, anderweitige Ermahnungen und volkswirthschafttiche An¬
sichten Langcnsteins. So z. B. räth Cap. XV. (äoaum. 26) von

1385 gefordert wurde, war eine direkte Steuer, uämlich die Leistung des zwan¬
zigsten Pfenni s vom Werth des Vermögens eines Jeden tHoffniann: Direkte
Steuern in den „Forschungen", hgb. v- Schmoller. Bd. IV. S - 10).
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Gestattung der Leibrenten ab. Wenn Viele von Renten leben, entsteht
zuletzt Theuerung durch Vermehrung der Nichtarbeitenden. Ueberhaupt
sollen sich durch Renten der Arbeit entziehen nur solche, die geist¬
liche oder weltliche Aemter bekleiden, und für das Wohl der Gemein¬
schaft thätig sind. Aehnlich Cap. VI. des II . Thl . seines Tractates
Ü6 oonti aotibus : Mit wachsender Habsucht haben Einzelne Zins¬
nehmen und Rentenkauf erfunden, um ohne Arbeit leben zu können;
sie wollen sich dem Gebote entziehen: Im Schweiße deines Ange¬
sichtes sollst Du dein Brod essen! —



Abschnitt X.
Glitschten cker StsLt Wien an Mrsog Albrecht v . — Schreiben
ües Versogs Albrecht V. nn clen Dspjt Martin V. — Ms (un -
geäruckte) Gutschten äes Esräinsls Kililsstrius Gusterinus . —
Dulle ckes Mxjles Martin V , welche allgemein clen Rentenllsuf

gestattete.

Im Jahre 1397 starb Heinrich Langensteiu. Auf den Erfolg
seines Gutachtens läßt sich nur indirekt schließen. Die zu Anfang
des XV. Jahrhunderts in Niederösterreich herrschenden Wirren waren
dem friedlichen Gesetzgebnngswerk wenig günstig. Es scheint, daß
dies Herzog Albrecht V. Vorbehalten war . Es existirt nämlich ein
Gutachten der Stadt Wien an Herzog Albrecht über den Zinsfuß
bei der Ablösung ') : Meinung der Stadt zu Wien von der Gült
des jährlichen Zins , wie man dieselben Gülten handeln soll, daß es
Käufer und Verkäufer geziemend und ohne Sünde wäre, und ob
dieselbe Meinung dem Herzog und hie der Maisterschaft (Uni¬
versität) gefällig wäre, daß es nach ihrem Rath also bestätiget würde.

1. Daß man jährliche Gülten nur in ungarischen Gulden, nicht
in einheimischen Pfunden handeln soll; denn letztere ändern
ihren Werth mehr, als der Gulden thut .

2. Man soll die jährlichen Zinsen um's Zwölffache kaufen
und verkaufen, wenn beide einverstanden sind, auch um mehr ,
nicht aber um weniger. Die Stadt soll mit ihrem Grund¬
siegel diese Verträge bestätigen.

3. Der jährliche Zins soll um denselben Preis , um den er
gekauft wurde, weiter verkauft werden.

h Gcschichtsquellen d. Stadt Wien . t . Abth. üXt . X. S . 147 .
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4. Der Verkäufer hat die Befugniß, um die Kaufsumme die
verkaufte Gült im Ganzen wieder einlösen zu können.

5. Der Käufer , dem der Zins nicht bezahlt wird, soll darum
wie um andere Geldschuld klagen, bis ihm der versessene Dienst
und, was er auf die Klage gelegt hat, gezahlt wird. Es soll
künftig kein Zwispild darauf gehen, wie vormals Gewohn¬
heit gewesen )̂.

Mit diesem Gutachten der Stadt Wien steht im Zusammen¬
hang ein Schreiben des Herzogs Albrecht V. an den Papst über
die Ablösung des Zinses etwa aus dem Jahre 1420 )̂. Es enthält
im Wesentlichen Folgendes : Zur Hebung des Wohlstandes der Stadt
Wien hat Herzog Rudolf verordnet , daß die bis dahin ewigen
Gülten , durch welche die Stadt so sehr belastet war , daß viele Häuser
verlassen waren, — um's Achtfache abgelöst werden können. Von
da an entstand die Gepflogenheit, ein Pfund jährlicher Gült um's
Achtfache zu verkaufen mit dem Nebenvertrag, dieselbe um gleichen
Preis zurückkaufen zu können. Allein diese Verordnung tadeln
Viele, meinend, daß das Achtfache zu wenig sei. „Nach Rath der
Rechtsgelehrten, der Großen, der Räthe und Bürger habe ich an¬
geordnet, daß derlei jährliche Zinse künftig in Gold und um das
Zwölstache sollen gekauft, beziehungsweise zurückgekauft werden können.
Damit ein solcher Vertrag nicht verdächtiget werde, bitte ich zur
Beruhigung der Gewissen der Vertragschließenden diese Verordnung
mit päpstlicher Autorität zu bestätigen. Ich ersuche meinen Caplan
und Abgesandten, Magister Petrus Dekinger Iwoutmtus in cko-
erotis, Glauben zu schenken, der mündlich weitere Auskünfte geben
kann".

Diese Persönlichkeit gibt einen Anhaltspunkt für die Bestim¬
mung der Zeit jenes Schreibens. Einer von den beiden Abgeord¬
neten der Wiener Universität beim Pisaner Conzil (1408) war der
baeenlurius äsorotorum Petrus Dekinger. Er kehrte im September

' ) Diese strafweise Verdoppelung der Reutezhat sich auch anderwärts im
spätern Recht verloren . Morecht : Gewere. Anm . Nr . 370 . — Gerler : Deutsches
Privatrecht . § 188.

0 Äeschichi. quellen der Ztadt Wien. l . Abth . 1- Nr . liXl . 11. T . 148.
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1409 zurück0 , Dekinger befaud sich auch uuter den Abgesandten
der Wiener Universität an das Conzil zu Constanz. In einem
Briefe Pulka 's vom 24. August 1415 wird er schlechtweg Magister
genannt 2). Im Jahre 1419 (1. September) heißt er Maister Petrus
Dekinger, Lieentiat geistlicher Rechte, Chorherr zu St . Stephan )̂.
Unter dem 7. März 1422 existirt ein Schreiben Papst Martins V.
an Herzog Albrecht, wie er dessen Gesandten am päpstlichen Stuhl ,
Petrus Dekinger, die erledigte Pfarre in Rusbach verliehen, und
den Herzog ersucht, ihn dazu zu prüsentiren )̂. Es scheint demnach
das Schreiben in das Quinquennium 1417 (wo Papst Martin V.
seine Regierung antrat ) bis 1421 zu fallen.

Als Antwort auf das herzogliche Schreiben kann die den
Rentenkauf allgemein gestattende Bulle Martins V. ro^imwi nm-
V6rsali8 von 1423 angesehen werden, welche in den Extravaganten
Aufnahme fand (e. 1. axtr . eomm, III . 5) si.

Es ist möglich, daß eine direkte Antwort des Papstes an den
Herzog ersolgte. Wir besitzen davon keine Kenntniß. Dagegen findet
sich für obige Bulle , die überhaupt in Wiener Handschriften oft
vertreten ist, die schon erwähnte Ueberschrift: bulla Nartmi pnpao V.,
quoä eontrZvtus bnrZDusosv. bur ^ roobt nnneuputi, sunt, lieitU).
Was die Zeit betrifft, wird von Ändern auch das Jahr 1420 und
1425 angegeben. Vielleicht ist sie wirklich in verschiedenen Jahren
in die einzelnen Länder gesendet worden. —

Die Frage der Erlanbheit des Rentenkanfs war schon auf dem
Conzil von Constanz erörtert worden. Hämmerlin erklärt nur im
Allgemeinen, die Mehrheit habe sich für Billigung jenes Vertrages

p Vgl . über Dekinger Aschbach: Gesch. d- Univ . Wien I. S - 84 , 9b , 307
nnb Anton Mayer : Die Bürgerschule von St - Stephan . S - 39 .

Archiv f. Kunde osterr . Geschichtequellen. XV. (1856 ) S . 30 .
ch Blätter s. Länderkunde v. Niederösterr . Jg . >870 . S . 264 -
tz Lichnowsky : Reg . Nr . 269 .
0 Sie gestattet dem Rcntenverkäuser , die Rente um demselben Preis

wieder zurü .lzukausen, einzulösen und das Grundstück zu befreien.
°) Handschrift Nr . 4450 , Avl- 307b Wiener Hosüwliothek.
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entschieden)̂. Jakobus von Perusia und später Summenhart
theilen die Namen und Argumente derjenigen mit, die damals für
die Erlaubtheit sprachen. Ein Cölner Karthäuser- Prior Roland
hatte 1416 eine diesbezügliche Anfrage gestellt̂).

Unter den für die Erlaubtheit eintretenden Theologen befand
sich auch Gerson . Nach seiner These : die Verordnung , daß eine
Rente nur mit Vorbehalt des Rückkaufsrechtes verkauft werden
dürfe , mache einen sonst giltigen Vertrag nicht zu einem wucheri¬
schen "'), — scheint in einigen Staaten die frühere Form (Unablös -
lichkeit) geradezu verboten worden zu sein.

Später ließ Papst Martin V. diesen Gegenstand neuerdings
untersuchen . Er stellte an die Spitze einer damit betrauten Com¬
mission 'h den Cardinal Wilhelm Philastrius Gualerinus und im
Sinne des Gutachtens desselben erfloß oberwähnte Bulle .

Das (ungedruckte ) Gutachten des Cardinals ist in mehreren
Wiener Handschriften der Bulle vorangeschickt und enthält in der
Hauptsache Folgendes :

Bisher habe man wohl den Kauf schon bestehender Renten für
erlaubt betrachtet , dagegen vom Kauf neu constituirter Renten ab -
gerathen . Die Hinzufiigung der Möglichkeit des Rückkaufes um
denselben Preis , eine Frage , über welche ihm noch keine Abhandlung (!)
zu Gesicht gekommen ist, macht den Vertrag nicht wucherisch. Aller¬
dings erhält da der Käufer mehr als er hingab . Allein bei Rück¬
verkauf eines Grundstückes behält der Käufer ja auch die Früchte
der Zwischenzeit )̂. Die Einrechnung der Früchte verlangen die

tz LÄSlümsrtw : äs siiNious uiäus pro viginti . In deßen opusentn
st trnotntns . 1497 . Fol . 6X1 -, OXII .

2) änoodos äs ksrusis , : trnotntus äs controotibus qui Lunt eurn pnsto

rssmtiouis psrpstuoruin osnsuuin ssn nä vitnin (ca- 1445 >, Hain Nr - 9343 .
3) Lnmnasiwnrt : äs oontinstidns . 1500 (pinsst . 83 .

Ucber eine noch frühere Anfrage (1309 ) beim päpstlichen Stahle siele
Siebenkees : Beiträge zum deutschen Recht . Nürnberg . 1786 —91 . S . 224 -
und Neumann : Gesch. des Wuchers . S . 386 .

°) Ksrsorr : äs oontrnotitnrs . k . II . propos . 19 .
°) Crsvisr : Listorr « äs 1 nnivsrs . äs knris . lorn . IV . 1761 . pnZ . 34 -

Dah der Käufer in diesem Fall zur Erzielung der Früchte keine Arbeit
hat Mitwirken lassen müssen , übersieht Philastrius .
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ML (!) nur beim !>i§llU8. Allerdings , wenn der Rückkauf ganz
festgesetzt und sicher ist, wird der Contract unerlaubt und wucherisch.
Das ist aber insbesondere bei kirchlichen Personen und Instituten
nicht der Fall , wo die Renten in der Absicht immerwährender
Dauer gestiftet sind. Wenn dieser Vertrag verboten würde, so würden
Kirchen, die nur Gülten besitzen, zu Grunde gehen. Schließlich
wird auf das Beispiel der Venetianer verwiesen, welches Antonius
de Butrio gutheiße

In einer der Wiener Handschriften (Nr . 4450 s. obenS . 95) sind
zu diesem Gutachten interessante gegentheilige Bemerkungen hinzugefügt.
Z . B . die Aussicht auf die Beständigkeit sei fraglich, weil Verkäufer, wenn
er anders könne, sich zu befreien trachte. Nur Arme, Verschwender
itnd Communitäten, die auf das Ganze weniger sehen, als auf die
eigene Habe , verkaufen Renten. Daß viele Kirchen bei Ungiltig-
erklärung jenes Vertrages zu Grunde gingen, gehöre nicht hieher,
eben so wenig das Beispiel der Venetianer. Wenn jene (ablöslichen)
Renten unerlaubt sind, so soll man Gott nicht mit fremden Dingen
dienen, sondern dieselben zurückstellen. Allerdings scheint derjenige
weniger zu sündigen, welcher nothgedrungen )̂ Rente verkauft, als
wer auf Wucher leiht. Wenn man sagt, der Verkäufer kann sich
durch Rückkauf befreien, so ist das oft wegen Armuth unmöglich rc.

ü Des äs Rutrio : Oonsilig, sind im Druck erschienen: Venedig.
1493.

Anspielung auf die Zwangsanlehen italienischerCommunitäten. — Vgl -
auch Chroniken deutscherStädte . It. 'Nürnberg. 2. S . 323 . (Jahr . 14491.

Bruder , ginunzp- lttU Rudels IV. 7



Abschnitt XI.

Nklier fpäterk AIüösnngKgesehr: im Allgemeinem— In Oester¬
reich iimbesonüere.

I.

Die Bnlle des Papstes MartinV. blieb für die nächste Zeit
die Grundlage für die Entwicklung des Instituts des Rentenkaufs.

Im Lause des XV. Jahrhunderts fand das Anfkündigungsrecht
des Rentenpflichtigen schon eine große Verbreitung, wobei freilich
im einzelnen Fall untersucht werden müßte, um welche Kategorie
„bestehender ewiger Gülten" es sich handelt, die da ablösbar erklärt
werden, — ob blos um die constituirten Renten oder auch um die
aus der alten Erbleihe hervorgegangenen Reallasten.

Eine Reihe von Ablösungsgesetzen ist für Baiern bekannt, dessen
Herzoge sich, wie die Salzburger Chronik behauptet, Herzog Ru¬
dolfs IV. Finanzmaßregeln zum Muster nahmen*). Im Jahre 1391,
dann 1418, 1453 gaben die Herzoge Stephan, Friedrich und Johann
der Stadt München die Freiheit, daß die Verkäufer von ewigen
Gülten diese um den gegebenen Kausschilling wieder ablösen dürfen̂.
Dabei bestand die Einschränkung, daß die Ablösung jedesmal nur
eine gewisse Zeit, etwa ein Jahr lang, erlaubt war. Konnte man
sich über den Ablvsungspreis nicht einigen, so hatte der Stadtrath
zu entscheiden. Die Stadt erhielt die Gerichtsbarkeit über Streitig-

ksrir : Osr>liA,wA.s. IX. 833- — Büchner: Baiern . VI.
S . 78. — Männert : Gesch. Baierns . I. S - 295. — E. Mayer : Kirchenhoheits-
rechte. 1884. S . 14.

2) Riedl: Das Ewiggeld. S - 15—17. — Auer : Münchner Stadtrecht.
S . OXI.V.
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keiten wegen Ewiggülten. Im Jahre 1392 bewilligte Herzog Stephan
der Stadt Landsberg, daß die ewigen Zinsgelder daselbst abgelöst
werden mögen') Eine Erlaubniß „den Zehent abzulösen" erhielt
Wasserburg 1405?). In einer für alle Städte giltigen Verordnung
von 1420 sprach Herzog Johann von Niederbaiern die Ablösbarkeit
aller auf dem Grundbesitz ruhenden Gülten, Zinsen und Dienste
aus, u. zw. um das Sechzehnfache. Der Erfolg in Straubing soll
gering gewesen sein Im Jahre 1435 verlieh Herzog Heinrich
den Bürgern zu Ried den Zoll des Marktes, das Marktgericht und
das „Burgrecht auf den Häusern" )̂. Zwischen 1460 und 1470
ließ sich die Stadt Straubing Gutachten über die Frage erstatten,
ob Rentenkäufe mit Vorbehalt des Wiederkaufsrechtes durch den
Verkäufer erlaubt oder als wucherisch zu untersagen seien5).

Auch aus ändern Theileu Deutschlands häufen sich die Nach¬
richten von Ablösungsgesetzen, so von Worms(1366), Ulm(1388),
Goslar (1390), Stade (1401), Zürich(1419, 1480) «). Ein Ab-
lvsungsgesetz seitens des deutschen Ordens ist aus dem Jahre 1386
bekanntH Die Stadt Frankfurt schreibt 1433 an ihren Gesandten,
Nürnberg und andere Städte haben vom Papst und Kaiser(Privi¬
legien) erhalten, daß man alle in der Stadt gelegenen Gülten, wie¬
wohl sie ewig verschrieben seien, ablvsen möge. Er solle sich nach
dem Ablvsuugsverhältniß erkundigen ch. In den Jahren 1439 und
1448 emstand dann das Statut, alle künftigen Rentenkäufe müssen
ablöslich sein und vor dem Rathe eingegangen werden ch.

'1 Hormayr: Goldene Chronik von Hohenschwangau. 1842- S . SO. Note.
Taschenbuch für vaterländische Geschichte. Jg . 1841. S . 65.

0 Rosenthal: Beiträge z. deutschen Stadtrechtsgeschichte. 1883. S . 297.
st Höller: Entstehung des Schlosses Ried. Ried. 1875. Programm,
st Rofenthal: a. a. O. S . 298-
st Lolmnimb: List , sxiso. IVorms. II. 184. — Jäger : Geschichte Ulms.

I. S . 327—328. — Goslarische Statuten . 1840- S - 231. — Höpkcn: Bre¬
misches Jahrbuch. VII . S . 147. — I - Müller : Schweiz. Gesch. V. Cap. 3. —
Wyß in Zeitschriftf. schweiz. Recht. IX. S . 34. —Roscher: AckerbauZ 117-Anm.

st Leman: Culmisches Recht. 1838. V. 74. — Voigt: Gesch. Preußens.
V. 465—468. — Siewert : Psennigzins- und Strohwischrecht. 1802.

st Janssen : Frankfurts Reichscorrespondenz. I. S . 392.
st Euler : Gesetzb. der Stadt Frankfurt. 1855. S . 39.

7 *
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Aehnlich verordnete Basel 1441 (1488), alle neuen Renten
seien ablösbar, unablösliche zu errichten verboten*). Im Jahre
1457 gestattet die Stadt Augsburg zum zweiten Male die ihr ge¬
hörigen ewigen Gelder um die Kaufsumme, eventuell um das Zwanzig¬
fache abzulösen; nur, wo die Stadt „fonder Ehhaften" hat (Stadt¬
mauer und Stadtgraben) das will man nicht zu lösen geben2). Auch
in Freiburg im Breisgau wurden 1479 (und 1491) wegen Ueber-
lastung der Häuser die Besitzer von „Ewig- und Erbzins" aufge¬
fordert, dieselben um die gegebene Summe(eventuell um das Zwanzig¬
fache) ablösen zu lassen. Der größte Theil der Schulden war in
den Jahren 1366 bis 1368 entstanden. Bei diesem Anlasse wurde
die Frage aufgeworfen, ob man den damaligen oder jetzigen Werth
von einer Mark fein Silber der Ablösung zu Grunde legen solle.
In dieser Frage leistete besonders Ulrich Zasius der Stadt gute
Dienstê).

Während und nach den Bauernkriegen kamen Ablösungs¬
fragen wiederholt zur Sprache. Man wollte „Zinse nur so lange
entrichten bis sie dem Hauptgut gleich gekommen"Z. In dem Heil-
bronner Verfassungsentwurffür das deutsche Reich von Wendelin
Hipler wurde Ablösung aller Bodenzinse um den zwanzigfachen
Jahresbetrag verlangt̂). In Salzburg wird 1526 verordnet: ver-

') Arnold: Geschichte des Eigenthums- S. 239. Im Jahre 1488 erhielt
die Stadt ein kaiserliches Privileg, die bestehenden ewigen Gülten für ablösbar
erklären zu dürfen. (Wyba- a. O- S- 34). Davon wurdeni. I . 1515 (1637)
kirchliche Renten ausgenommen- — OsnZtor: ooäsx für. mnnivip. l. S . 152.
Maurer: Städtcverfassung. l. Z 105. S . 399.

°) Stetten: Excerpte der Rathsbeschlüjse der Stadt Augsburg, zu Jahr
1457.

h Stintzing: Ulrich Zasius. S . 18. — Schreiber: Geschichte der Stadt
Freiburg. l. S . 193. III. 185, 187. Urkundend- II. Nr. 737. S - 560.

9 Schreiber: a- a. O. lll . S . 264.
h Oechsle: Beitr. z. Gesch. d. Bauernkrieges. S . 285. —Vielleicht stehen

die um's Jahr 1525 in deutschen Städten vorkommenden Adlösungsgesetze mit
den Unruhen in einiger Beziehung. Nürnberg verordnet, dah alle Eigen- und
Gatterzins ablösig sein sollen, ob sie gleich auf ewig verschrieben. Im Jahre
1532 sind ewige Zinse wieder zulässig. Ludols:ooUsobio statnt. 1734. S .788. 790.
In Worms muhte der Clerus 1526 anerkennen: „Alle Zinse und Gülten, deren
Hanptsumme bezahlt ist, sind tot". Arnold: Eigenthum. S . 298. — In Basel
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kauft Jemand nothgezwungen einen Ueberzins auf sein Gut, so soll
ihm die „Losung desselben nachmals bevorstehen" nämlich um das
Geld, um welches der Ueberzins verkauft worden, oder wo die Kauf¬
summe unbekannt, nach dem gemeinen Anschlag als ein Pfund Geldes
sonst verkauft wird )̂. Die Beschwer-Artikel der Bauerschast an der
Etsch verlangten 1525, alle „Versazung Zins" sollen sich abdienen,
nach der Länge der Jahre, während welcher sie bezogen wurden2).
Die sogenannte Bauernlandesordnungfür Tirol von 1526 machte
ziemlich weitgehende Concessivnen, die in der Landesordnung von
1532 wieder eingeschränkt wurden. Letzterer zufolge sollten nur die
Afterzinse, nicht aber die Grundzinse, abgelöst werden, und auch jene
nur soserne sie nicht geistlichen Personen gehören̂).

Daß auch einzelne Städte ihre Ablösungsgesetze auf die Grund¬
zinse ausdehnten, geht aus H 63 des Reichsabschiedes von 1530
hervor. Derselbe erklärt: nachdem in etlichen Orten die Obrigkeit
Statut gemacht, auch Freiheiten erlangt, oder noch machen und noch
erlangen möchten, daß sie Erb- und Ewigzinsen abzulösen Macht
haben sollen, worüber sich Churfürsten, Fürsten und Stände be¬
schweren, — setzen wir, daß solche Statuten nicht sein sollen*).
Von jenen eougibus psrxotnw, propriis ouuouibus smpb̂ tsutieis5),
unterschied man aber die auuui rsäitus, die nach Reichspolizeiord¬
nung von l 548 (Tit. XVII. § 8) durch Zahlung des Hauptkapitals
regelmäßig wiederkäuflich sind. Ebenso nach Reichspolizeiordnung
von 1577 (Tit. XVII. § 9 ; Tit. XIX. 8 3).

Die weitere Entwicklung des Rentenkaufs dreht sich um das
Kündigungsrecht des Rentengläubigers. Bis dahin ging der Wunsch
nach Auflösung des Vertrages vom Verpflichteten aus, daher„Ab¬
lösung". Langsam verbreitete sich im XVI. Jahrhundert das Recht

durch Gesetz v. 1527 städtische Zinse in der Regel ablösbar , seit Beschluß von
1537 wurde wieder die Unablösbarkeit zur Regel . Arnold : Eigenthum S . 304 .
— Zwingli 's Ansicht siehe bei Roscher: Gesch. d- Nationalökonomie . S . 76 .

') Pichler : Landesgeschichte von Salzburg . S . 351-
9 Beiträge zur Gesch. u- s. w. von Tirol . V. (1829). S - 202 -
-> Buch V. Tit . XIII .
st Koch-Senckenbcrg: Sammlung der Rcichsabschiede.
st Lvüiltvr : äs dvllis tuuäswio .lit >. H XXXl .
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des Rentenbesitzers, die Ablösung verlangen, d. H. kündigen zn dürfen.
Der Deputationsabschied von 1600 Z 35 gestattete es ihm, wenn
der Rentenschuldner in Zahlung der Rente säumig war. So sehen
wir den Rentenkauf sich allmälig in das zinsbare Darlehen auf-
lösen. Während die Anfangsformen seiner Entwicklung noch ganz
in den Rahmen des alten deutschen Rechtes passen, steht die Schluß¬
form, das zinsbare Darlehen, wohl mitten in der modernen Rechts¬
gestaltung, deren vermögensrechtliche Seite man geradezu die „kapi¬
talistische Wirthschaftsweise" zu nennen pflegtZ.

II.

Es möge gestattet sein, noch einen Blick auf außerdeutsche und
spätere österreichische Rentenablösungsgesetze zu werfen.

In Flandern erklärte Kaiser KarlV. im Jahre 1528 die „für
eine Geldsumme constituirten" Renten rückkäuflich. Ausgenommen
waren jene, die für Gottesdienst oder Armenpflege bestimmt waren2).
In Belgien und Holland hat Herzog Alba, beziehungsweise König
Philipp II. die Ablösbarkeit eingeführt. In Frankreich erklärte
König Karl VII. im Jahre 1441 Renten, mit welchen Häuser in
Paris und dessen Vorstädten belastet waren, um das Zwölffache für
ablösbar. Oft hatten nämlich die Belastungen die Einkünfte der
betreffenden Häuser überstiegen, die man alsdann lieber verfallen
ließ. Im Jahre 1553 und 1554 dehnte König Heinrich II. diese

') Ob diese rechtsgeschichtliche Entwicklung eine erfreuliche oder beklagens-
werthe war, ist zwar keine müßige, aber eine den Rahmen dieser Monographie
übersteigende Frage, deren Beantwortung auch vom consessionellen Standpunkte
abhängt. Die enormen technischen Fortschritte werden natürlich allgemein
zugegeben; ob sich aber auch dasRechts bewußtsein entsprechend vervollkommnete,
kann bestritten werden. Wie glücklich wußten manche alte Institute, wie z. B-
die Erbleihe(vgl- darüber Tomaschek: Geschichtequellen. I. Einleitung. S . IX)
den Gegensatz von Kapital und Arbeit zu lösen! — Weshalb soll man sich
scheuen, es zu sagen: das alte deutsche Recht hatte eben mehr Beziehungen zum
Christenthum, als das moderne. — Vgl. die Betonung der Arbeit bei Langen¬
stein(obenS . 92).

DsÄoqe : uuoiso ckroit dslx . 11. PUA. 25- otr. pUA. ZtzH.
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Verordnung auf alle Städte aus. In einigen Städten z. B. Paris,
Orleans erhielt sich gewohnheitrechtlich die Einschränkung: „aus¬
genommen sind jene Renten, welche die ersten nach den Grundrenten
soeos) sind" ').

Cap. 225 des Ofner Stadtrechtes(abgefaßt vor 1421) beruft
sich auf ein älteres Privileg, daß „Burgrecht" (gekaufte Renten)
mit dem Zehnfachen abgelöst werden dürfen. Davon sind jedoch
Burgrechte ausgenommen, welche von Kirchen besessen werden2).
Im Jahre 1435 wird der Stadt Kaschau bestätiget, daß die Bürger
das Recht haben, an Gotteshäuser gelangtes Burgrecht zurückzu¬
kaufen3).

Wir gelangen nunmehr zu den späteren österreichischen
Ablösungsgesetzen, zunächst zu jenen Erlässen, die mit der Verordnung
Herzog Rudolfs IV.im Zusammenhänge stehen. Im Jahre 1453 bestättgte
nämlich König Ladislaus Herzog Rudolfs IV. Verordnung bezüglich
des Baues öder Häuser. Er fügte aber Erläuterungen hinzu, welche
der Sonderstellung von Clerus und Adel Rechnung trugen. Herzog
Rudolf hatte alle öden Häuser, die nicht binnen Jahresfrist„bestistet"
würden, dem Herzog und der Stadt verfallen und die darauf ruhenden
Lasten für gelöscht erklärt(s. obenS . 77). König Ladislaus dagegen
vervrdnete: gehören die verödeten Häuser geistlichen oder weltlichen
Herren, so fordert der Landmarschall dieselben auf, jene zu bestiften.
Geschieht es nicht, so darf die Stadt jene Häuser an Geistliche oder
Adelige verkaufen und den Erlös beim Landmarschall hinterlegen.
Auch bürgerliche Häuser, die in bestimmter Zeit nicht bestistet werden,
darf die Stadt verkaufen; den Erlös erhalten die Eigenthümer
oder Erben der öden Häuser. — Findet sich Niemand, der solche
Häuser übernehmen will, so fallen dieselben, je nachdem sie auf
städtischem Grund stehen oder nicht, der Stadt oder dem Herzog
anheim, und die Rentenschuld(nicht der Grunddienst) ist auf¬
gehoben.

Damit war die Angelegenheit noch immer nicht erledigt. Fast

'1 koslix et Lsuriva : llevtss kovoisrss . 1828 . xs -A- 54.
') Ofner Stadtrecht von Michnay und Lichner Cap. 249-
') Edenda- S . 250 -
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scheint es, als habe man im Volke selbst eine besondere Scheu ge¬
habt, fromme Stiftungen, die auf verödeten Häusern gelegen waren,
für erloschen zu betrachten. Unter den Bitten der Stadt Wien an
den König Maximiliani. I . 1494 findet sich auch jene wegen der
Brandstätten und verödeten Häuser. „Auf vielen solchen Häusern
lasten so viele Burgrechte, die im Besitz von Geistlichen sind, daß
Niemand solche Häuser übernehmen will".

Mit dieser Ueberlastungsfrage steht die Verordnung FerdinandI.
vom 14. Oktober 1524 im Zusammenhangs. Dieselbe machte
kirchliche Gülten, deren Unablösbarkeit sich, wie wir eben sahen, am
längsten erhielt, in gewissen Fällen rückkäuflich. Sie gestattete den
Verwandten des Verkäufers oder Stifters, nach ihrem Ableben dem
Fiscus, durch Widerruf und Zahlung des Kaufpreises, die an
Geistliche verkauften(beziehungsweise gestifteten) Gülten, Renten und
Güter zu jeder Zeit abzulösen. Doch ist das Lösungsgeld mit
Wissen und Willen des Landesfürsten so anzulegen, daß die
Stiftungen richtig erhalten bleiben. Diese Verordnung wurde auch
in Tirol zur Norm erhoben

In Graz wurdei. I . 1435(und 1448) erlaubt, alle Grundzinse
mit dem Zwölffachen abzulösen. Auch sollten künftig auf Stadthäuser
keine Zinse mehr erkauft werdenH. Leerstehende, baufällige Häuser
der Edelleute fallen eventuell der Stadt anheim.—Nach jenem Muster
wurde auch bei anderen Ablösungsfällen das Zwölffache der jährlichen
Nutzung gegeben, so z. B. als Erzherzog Ferdinand II. i. I . 1605
zur Erweiterung seiner Burg in Judenburg5 Häuser ankauste und
deren bürgerlichen Verpflichtungen mit 1400 Gulden ablöste5).

Im Jahre 1459 befiehlt Kaiser Friedrich die leerstehenden
Häuser zu Gumpoldskirchen zu besetzen und die Brandstätten inner¬
halb Jahresfrist zu bauen°). Im Jahre 1468 befiehlt derselbe dem

' ) Geschichtsquellen d. Stadt Wien . I . Nr . 61 >XX1II .
0 Ooüsx ^ .nslriaous . kars I. Fol . 7.
0 Beitr . z. Gesch. u- s. w. von Tirol . V. (18291- S . 84 . 88 -
st Stcierm . Zeitschrift VIII . S . 10. — Wartingcr : Ablösungen . Graz .

1849 .
st Peinlich : Ordnung und Verfassung der Städte d- Steierm . S - 21 .
st Lichnowsky : Reg . VII . S . 272 .
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Bürgermeister , Richter und Rath zu Krems und Stein zu sorgen ,
daß die von ihren Besitzern verlassenen Häuser nicht öde bleiben )̂.

Was den juristischen Terminus Burgrecht anbelangt , so
scheint sich derselbe je nach seinen verschiedenen Bedeutungen ungleich
lang erhalten zu haben . Für die Bedeutung „gekaufte Rente " wird
seit Ferdinands I . Wiener Stadtordnung Rente und Gült üblicher .
In einer Kammeramtsrechnung des Magistrates von Wien aus dem
Jahre 1569 kMmen noch vor : 8456 Gulden Purkrecht ?).

Im Sinne von Erbleihe oder Abgabe aus der Erbleihe und
auf dem Lande scheint sich der Ausdruck Burgrecht länger erhalten
zu Habens . Waltherr ) unterscheidet unter den zinsbaren Gütern
(in den Rechten „ Emphyteusis ") behauste und nnbehauste Güter .
Zu den letzteren gehören auch freie Ueberländ (kunäi sinAuIgrsHb )
und Burgrecht . Man ist regelmäßig nur von behausten , nicht aber
vom Burgrecht und Ueberländ -Gründen zu roboten schuldig. Das
behauste Bauerngut soll der Holde mit eigenem Rücken besitzen, nur
mit grundherrlichen Consens darf er es in Bestand als Leibgeding
oder Emphyteuse weitergeben . Dagegen kann man ein freies Burg¬
recht, das man von einem Grundherren gegen einen jährlichen Dienst
inne hat , an einen Dritten gegen einen Ueberzins auch erblich
vergeben .

Beckmann ch erklärt : Burgrechte sind dieselben Güter , welche
in der Städte und Märkte Burgfrieden liegen , als Wiesen , Aecker,
Gärten , die von Alters her von den Zinsleuten nicht sind versteuert
worden . — Vossius ?) nimmt Burgrecht für Immobilie .

') Bischof: Oesterr- Stadtrechte. S - 64 .
') Lucca: ErblSndische Staatsanzeigen . 1784 - S - 355 .

Banntaiding zu Unzmarkt 1629 in : österreichische Weisthümer. Bd. Vl .
S . 259 . 36 .

ch linotatus âr . austriaoi . VIII . eap . II. u. XIX .
Viastsrvaläsr : odssrvatioiisg läd . II. ode. XI -IX. paA. 367 . —

Bgl . z. B- Vovtes rsr . aastr . XVIII , Nr. OUXl . S - 296 (Urk. v- 1358 ).
Jemand schenkt dem Schottenkloster das Obereigenthum eines Ackers und dient
ihm nunmehr zu Burgrecht „als ander Ueberlandes Recht ist in Oesterreich."

") üsdrinann : iäsa jnris statutarii stzn-iaoi st austriaei . Orasoii .
1688 .

y Vossiris : Isxum austrino , onm für . rom. oollntio . 1772. 8 48 -
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Unter den in Salzburgi. I . 1848 ohne Entschädigung auf¬
gehobenen Leistungen werden auch die Burgrechte aufgeführt. Dür-
linger berichtet, es seien das nicht vom grundherrlichen Verbände
herstammende Giebigkeiten, um Städte, Märkte und Burgen vor¬
kommend und sich herschreibend vom Schutz, welchen diese einst den
Besitzern gewisser Güter zu leisten hatten.

') (Dürlinger ) : Von Pinzgau . Salzburg , 1866 . S . 64.



Abschnitt XII.
KchickMe Ler übrigen Maßregeln Herzog RuÜolfs IV.: Ler Aus-
Kebung Ler Steuerfreiheiten nnL grunäherrlichen Gerichte, Les

Amortifstionsgefetzrs. — Schluß.

Von den in Abschn. IV.—VII. geschilderten direkten und in¬
direkten Finanzmaßregeln Herzog Rudolfs haben bisher die Ablösungs¬
gesetze, ihr Erfolg und weiteres Schicksal am meisten die Aufmerk¬
samkeit auf sich gelenkt(Abschn. IX, X., XI.). Es erübrigt, die
außerdem geschilderten Maßregeln ins Auge zu fassen und von ihren
spätern Schicksalen zu berichten.

I .

Bereits bei der Frage nach dem unmittelbaren Erfolg der
herzoglichen Maßregeln wurde erwähnt, daß derselbe in Bezug auf
die Ablösung der Burgrechte verhältnißmäßig am größten war, wie
ja auch namentlich dagegen die Schriften Reutters und Langensteins
eiferten. Das Amortisationsstatut wird nur kurz erwähnt und mit
Rücksicht auf die Bestimmungen des gemeinen Rechtes bekämpft.
Was die Steuerfreiheiten anbelangt, so geht aus Langensteins
Ausführungen') hervor, daß diejenigen, welche zu den Ablösungsgesetzen
riethen, dies gerade der Steuerfreiheiten wegen thaten.

Der Erfolg aller jener Maßregeln, deren Spitze sich gegen die
Grundherren richtete, blieb hinter dem Geist der Gesetze zurück.
Wenn Herzog Rudolfs IV. Anordnungen betreffend Aufhebung der
Steuerfreiheiten, der Sondergerichte, Vogteien, Asyle, Ablösung der
„Grundrechte" und Zuweisung der Jmmobiliargerichtsbarkeit an den

y äs eviNiLLtitms ks,rs ll . o. XIV. <s. oben S - 82).
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Stadtrath — vom beabsichtigten Erfolg begleitet gewesen wäre,
könnte man von Beseitigung aller grundherrschaftlichen Rechte
in den landesfürstlichen Städten sprechen0. Wie wenig dies be¬
züglich der Jmmobiliargerichtsbarkeitder Fall war2), wie viel
Ausnahmen Herzog Rudolf selbst bezüglich der Steuerfreiheiten, der
Sondergerichte rc. machte, wurde schon oben(Abschn. VIII. S . 66) ge¬
zeigt2). Auch seine Nachfolger ertheilten Steuerfreiheiten adeligen
Häusern, Klöstern, den Münzern̂). Allerdings wurden die Lei¬
stungen der landesfürstlichen Städte durch die Steuerfreiheitenge¬
schmälert. Daher ward von Zeit zu Zeit der Gedanke Herzog
Rudolfs wieder ausgenommen und seine gesetzliche Bestimmung er¬
neuert. Wiederholt, besonders in Kriegszeiten ergehen Befehle, welche
den Kreis der zum„Mitleiden" Verpflichteten zu erweitern, d. H. die
Steuerfreiheiten einzuschränken trachten. Etliche gestatten den Städten,
alle Hausbesitzer zur Stadtsteuer zu verhalten so die Verordnungen
für Laibach(1369) )̂, Steyr (1380) °), Brnck (1303) ?), Enns

y Maade : Handelsgeschichte Freistadts - S . 45 .
2) Geschichtsquellen d . Stadt Wien . I . Einleitung von Tomaschek S - I .XXilk .

y Immerhin hatte die versuchte Aushebung den Eriolg , daß es mehr und
mehr auf schriftliche Privilegien , als auf das Herkommen ankam, — also eine
Zunahme der landesherrlichen Gewalt .

y So erhielten Steuerfreiheit die Münzer , 13. März 1388 (Geschichts¬
quellen d. Stadt Wien . t . dir - I X̂XIII .) — die Schwestern des lll . Ordens
bei St . Diebalt zu Wien (Lichnowsky : Zusätze S . V600V . Nr . 886b . Urk. v.
21- Dez. 1368 ) — drei dem Kloster Gaming geschenkteHäuser , 4. Mai 1373
(Lichnowsky Regest, Nr . 1119) — ein Haus Hansens von Liechtenstein 18. Mai
1382 (Hormayrj : Denkwürdigkeiten . I. 2 . Urkundb- S - I -XXXIIi — die Uni¬
versität im neuen Stistungsbricf v. 1384 (Wappler : Gesch. d. theol. Facultät ,
1884 . S - 3) — das Salzburger Domcapitel 'sche Haus zu Linz , 25- Jän - 1395 ,
dem Herzog Albrecht lll - seine Steuerfreiheit bestätigte (Lichnowsky : IV . Reg.
24S5).

y Ausgenommen waren jene Hausbesitzer , die ausdrückliche Freibriefe
hatten . Siehe darüber und über die späteren Erneuerungen Dimitz : Gesch.
Krains - l . S . 237 . — Richter in KlunS Archiv s. Krain . S - 206 . — Dimitz :
Die Habsburger und ihr Wirken in Krain , Festschrist. Laibach. 1883 . <80 S .)
— Costa : Privilegienbuch von Laibach.

°) Gesch. d. Landes 0. d. Enns . II . S - 703 .
0 Steiermärk . Zeitschrift. IX . (1849). S . 145 .



— 109 —

(1487) Krems(1468) 2), Linz(1485) 2). Andere Erlässe wenden
sich gegen jene, die in der Stadt durch Gewerbe und Handel ihren
Lebensunterhalt gewinnen, aber nicht mitleiden wollen, so die Ver¬
ordnungen für Freistadt(1367) )̂, Klosterneuburg(1372) 5), Wien
(1389 'und 1391) «), Graz (1393) ?), Wels (1408) «). Es kam
nämlich nicht nur vor, daß Adelige selbst Handel trieben"), sondern
auch, daß sich Geschäftsleute, um steuerfrei zu werden, in Herren¬
häuser zogen"').

Uebrigens zeigt die oftmalige Erneuerung der Verordnung mit¬
zusteuern an, daß der lange Streit '̂) mit wechselndem Erfolg ge¬
führt wurde. Auf der einen Seite versuchten die Berechtigten ihre
Freiheiten auch auf bürgerliche Häuser(und Geschäfte), die sie be¬
saßen, und auf gewerbetreibende Miethleute in ihren Häusern aus¬
zudehnen'2). Anderseits trachteten die Bürger, die von den Landesfürsten
erhaltenen Privilegien möglichst auszunützen. Aus landesfürstlichen
Anordnungen, welche die Streitigkeiten schlichten"), und aus Ver-

Kurz : Militärverfassung . S . 430 .
' ) Kinzl : Krems . S . 515 . — Kerschbaumer : Krems . S - 548 .

ONilltzi: ksxsst . «Nron . clipl . Iriä . IV . (III ). S . 718 - Nr . 7734 .
Maave : Handelsgeschichtc Freistadts . S . 46 .
Lichnowsky : Reg. Nr - 1071 -
Geschichtsquellen der Stadt Wien - I. Nr . 0 ., 61. — ausgenommen das

Hosgesind, das mit seinem Erb Kaufmannschaft treiben darf .
5 Steiermärk . Zeitschrift . VIII . S . 10.

Kurz : Militärverfassung . S . 429 .
") Mit Wein , Getreide , Vieh, Holz» Salz ; siehe Beschwerde der Stadt

Wien v- 1494, in Geschichtsquellen d. Stadt Wien . I. Nr . 61 >LXI1l . S . 117 .
Vgl . die Weisung Kaiser Friedrichs für Graz am 4 . Juli 1448 .

(Steiermärk . Zeitschrift. VIll . S - 10).
" ) Peinlich : Ordnung und Verfassung d. Städte d. Steiermark . S . 18.

— Kurz : Rudolf IV . S . 102 .
" > Peinlich : a- a. O.
" ) Anordnung des Kaisers Ferdinand l . vorgetragen auf dem oberösterr .

Landtag v. 19. März 1568 (Pritz : Gesch. d. Landes o. d. Enns . II . S . 272 ).
— Befehl desselben Kaisers an etliche vom Adel in Troppau 1557 . (Biermann :
Troppau - S . 435 ). — Ferdinand II . gibt der Stadt Wien das Einstandsrecht
in bürgerliche Häuser 1623 (Geschichtsquellen d. Stadt Wien . I - 6X6 .).
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einbarungen der Interessenten selbsti) läßt sich der jeweilige Umfang
der Freiheit erkennen.

II.

Mit den Steuerfreiheiten steht die grundherrliche Gerichts¬
barkeit im Zusammenhang. Sie wurde durch die Verordnung
Herzog Rudolfs IV. vom (2. August 1360 und) 20. Juli 1361
wohl erschüttert, aber nicht beseitiget(s. obenS . 63 f.).

Jene Verordnung hatte, wie es scheint, mancherlei Streitig¬
keiten im Gefolge. So erfolgte am 10. April 1375 eine Ent¬
scheidung Herzog Albrechts III. in einem Conflikte zwischen dem
Schottenstifte und dem Stadtgericht. Am 21. März 1379 bestätigte
der Herzog den Burgern der Schiffstraße und von Erdberg die alt¬
hergebrachte Gerichtsbarkeit durch einen eigenen Amtmanns. Am
21. Mai 1417 war Herzog AlbrechtV. veranlaßt, zu erklären, daß
die Gerichtsbarkeit über alle Burgrechtsrealitäten in Klosterneuburg
dem Stifte zusiehe ch.

Anderseits wiederholte sich der Versuch Herzog Rudolfs, durch
das Medium der Stadtgerichte die landesherrliche Autorität auf ein
Gebiet vorzuschieben, wo bisher die Grundherren mehr oder weniger
bestritten noch thatsächlich herrschten)̂. Im Jahre 1396 wird in
Graz verordnet, daß über Erbgüter niemand richten soll, als der

' ) So zu Graz 1501 (K. Karl VI . Landhandseste für Steiermark . Graz . 1842
S - 24, — zu Wien , Vergleich vom 12. Jänner 1552 : das Jahr 1551 <4. Sept .)
wurde als Normaljahr festgesetzt. (Gefchichtsqnellen d. Stadt Wien- l . 66XXXI .),
sog. Eilftansendjnngfrauentag in Mähren , 21. Okt. 1486 (Tomaschek: Recht
und Verfassung Mährens . S . 59 . 68 ). — Tiroler Landtagsabschied v. 150« :
Adelige und Prälaten , die außerhalb ihrer Herrschaften in Städten und Ge¬
richten Einkünfte erwerben , müssen dafür der betreffenden Communität Steuer¬
beitrag leisten. (Beiträge z. Gesch. v. Tirol . Ili . S . 118- Urk. XIV ).

*) Geschichtsquellen d. Stadt Wien . I . Nr . I-XXXIL
*) ebenda Nr . XOIV. — Weiß : Gesch. Wiens . I . 342 -
h Archiv s. österr . Geschichtsquellen Vll . S - 332 . — Im Jahre 1438

wird dem Schottenkloster ausdrücklich das Recht der Führung der Grundbücher
bestätiget- Weiß , a. a. O . 342 .

°) Luschin : Gerichtswesen . S . 219 -
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Stadtrichterl). Im Jahre 1444 beauftragt Herzog Albrecht VI.
Prälaten und Edelleute, sich im Burgfrieden zu Tuln aller amt¬
lichen Verhandlungen zu enthalten und ihren Amtleuten zu schaffen,
daß sie künftig solche Fertigung unterlassen̂). Die Bittschrift der
Stadt Wien an König Maximilian 1494 enthält auch die Bitte:
Daß Eure Majestät allen denen, die in der Stadt Grundbücher
haben, gnädiglich zu befehlen geruhe, daß sie keine Fertigung thun
(außer in ganz bestimmten Fällen, besonders zu Besteuerungs¬
zwecken) 3).

Im Großen und Ganzen aber erhielten sich wie die Steuer¬
freiheiten, so auch die grundherrlichen Gerichtsbarkeiten. Um die Mitte
des XV. Jahrhunderts berichtet Aeneas Sylvins von Wien: die
Häuser des Adels und der Prälaten sind frei und der Stadtmagistrat
hat keine Gerichtsbarkeit in ihnenl). Die oben erwähnte Erläuterung
des Königs Ladislaus vom7. Juni 1453 )̂ unterscheidet bürgerliche
Häuser und solche, welche geistlichen oder weltlichen Herren gehören,
und respectirt die grundherrlichen Rechte und Freiheiten. Nach der
Stadtordnung für Wien 1526") fertigen die Grundherren die Kauf¬
briefe und besitzen ein Einziehungsrecht im Fall der Verödung des
Gutes7), allein auch dieser Versuch Kaiser FerdinandsI., die Gerichts¬
barkeit der Grundherren einzuschränken, scheiterte ch

Wie groß die Zahl der Freihäuser , die nicht den Bürger¬
meister als Obrigkeit anerkannten und einer ändern Jurisdiction
unterlagen, im XVI. Jahrhundert war, ergibt das Uebereinkommen
bezüglich derselben zwischen der Stadt Wien und den obern drei
Ständen Niederösterreichs vom Jahre 1552Z. Im Jahre 1566

' ) Schmutz : Topograph . Lexikon d. Steiermark , unter „ Graz ".
' ) Kerschbaumer : Tuln . 1874 . Urk. Nr . VXXXI .
' > Geschichtsquellen d- Stadt Wien - l - Nr . HXXIll .

Weißkrrn : Topographie . III . S . 17.
°) Geschichtsquellen d- Stadt Wien . I. Nr . 66111.
») ebenda Nr . 06LXX . S . 138.
y Zu vergleichen Walther : Bericht von den Jurisdictionen , S . 1050 ,

bei Suttinger : aonsastudiass austriuouo . Horimd . 1718 .
Geschichtsquellen d. Stadt Wien . I . Einl . S . HXIII .
Geschichtsquellen d- Satdt Wien . I. Nr . 06XXXI , zu vergleichen die

Einleitung von Tomaschek S . 6XXIV .
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zählte die innere Stadt Wien : 90 Freihäuser , . 62 steuersreie und
53 geistliche gegen 987 bürgerliche Häuser , es war mithin mehr als
ein Sechstel der Gesammtzahl (von ca. 1200 Häusern ) — in der
Mehrheit Häuser mit Gärten , welche den größten Flächenraum ein-
nahmen , — von der bürgerlichen Jurisdiction befreit ' ). (Vgl . die
Planscizze ). Am 18 . Juli 1623 gab Kaiser Ferdinand II . den
Wiener Bürgern das Einstandsrecht in ursprünglich bürgerliche
Häuser in Wien 2). Trotzdem waren 1698 statt 5200 bürgerlicher
Häuser nur mehr etwas über 1000 vorhanden 2), die übrigen nach
und nach theils zu Collegien und Klöstern verbaut , theils mit
landesfürstlichen Consens von bürgerlichen Steuern befreit , theils
zu Fortifikationen abgebrochen ^). Nur über die nicht herrschaft¬
lichen Gründe in Wien übte der Magistrat die Realgerichtsbarkeit
aus 5).

Auch in anderen landesfürstlichen Städten gab es Freihäuser .
So baten die Brünner Bürger nach der tapfern Vertheidigung der
Stadt gegen die Schweden um Abschaffung der Freihäuser , jedoch
ohne Erfolg o).

III .

Was die Besteuerung des Clerus anbelangt , bestand die
auch reichsgesetzlich(1220 , 1377 ) anerkannte Vorschrift , dieselbe nur im
Einvernehmen mit den Bischöfen oder dem Papste vorzunehmen .
Ihre Nichtbeachtung führte zweimal (1390 , 1424 ) ?) die Strafe des
Kirchenbannes herbei .

Das Conzil von Constanz erneuerte 1415 in der XIX . Sitzung
jene Vorschriften )̂. Dasselbe that 1418 das Salzburger Pro -

9 Weiß S . VII. der Einleitung zu Camcsina Beiträge. 1881.
9 Geschichtsquellend> Stadt Wien. I. Nr. 0L6 .
°) Ebenda Nr. OLOIV.
9 Weiß: Gesch. Wiens. II. S . 341.
9 Domin-Petrushevecz: Rechtsgesch. S . S.
9 Elvert : Brünn - S - 201.
9 Kurz: Albrecht Ili . Bd. 11. S . 288. — Lichnowsky: Reg. Nr. 2130.

vgl. auch Nr- 3120.
9 Hergenröther: Kirche und Staat . S . 64.
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vincial-Conzil, das über drückende Besteuerung des Clerus klagte.
In demselben Jahre (11. Dez. 1418) erließ Kaiser Sigismund eine
Erklärung zu Gunsten der Immunität der Geistlichen̂>. In seinen
eigenen Territorien dagegen war der Kaiser sehr streng. Nach dem
Privilegium für Kaschau 1425 sind auch nicht in der Stadt wohn¬
hafte Hausbesitzer zur Mittraguug der Stadtlasten verpflichtet)̂.
Nach dem Privilegium für Breslau (20. Juni 1425) soll mau
Gaben und Zinse nur einem Mitbürger reichen, ein Nichtbürger muß
dieselben binnen Jahr und Tag veräußern̂). Ein ähnliches Decret
Kaiser Sigismunds für Preßburg (21. August 1419) und Ofen
betrifft den Verkauf von beweglichen und unbeweglichen an Kirchen
letztwillig übertragenen Gegenständen; unbewegliche Güter sollen
binnen Jahresfrist einem Bürger verkauft werden̂). —

Der Erfolg der Erklärung Kaiser Sigismunds zu Gunsten der
kirchlichen Immunität übersteigt den Rahmen dieser Darstellung.
Jedenfalls ist sicher, daß in Oesterreich zu Anfang des XV. Jahr¬
hunderts(Hussitenkriege!) zur Besteuerung des Clerus die päpstliche
Zustimmung eingeholt wurde, so insbesonderei. I . 1422°). Nach
dem Privilegium für Enns 1428 sollen Alle, die in und vor der
Stadt wohnen, von all ihrem Gut mitleiden, auch jene, die außer¬
halb wohnen, aber Güter in Enns haben, ausgenommen sind der
Richter und geistliche Personen )̂.

In der Folgezeit erhielt sich im Großen und Ganzen bis in
die zweite Hälfte des vorigen Jahrhunderts das Vorrecht des Clerus,
daß Subventionen mittelst päpstlicher Jndulte nachgesucht und ge¬
leistet wurden. Erst im Jahre 1768 wurde mit Verordnung vom

' ) Brandis : Friedrich IV ., Urkundb. S . 93 . — Aschbach: Sigismund I .
S . 392 .

0 Michnay und Lichner : Ofner Stadtrecht . S . 250 .
dsLKlsr : Loäsx fur . muuivix . I . S . 380 ,
Michnay und Lichner : Ofner Stadtrecht . S . 166 . Cap . 308 . — Im

Privileg für Preßburg wird dies auch für moditiu (??) verlangt
' ) Elvert : Zur österr. Finanzgefch . S . 16. — Kurz : Herzog Albwcht V.

Bd . II . S . 136.
0 Oberleitner : Euns - Archiv, f. üfterr - Geschichte. LXVIl . S - 112. lUrk.

Nr . ILXVII ).
Bruder , Unauzpolittk Rudels IV . g
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2b. Febr. und 9. Sept.) ') von dieser päpstlichen Genehmigung ab¬
gesehen, nachdem schon 1751 (Hofdecret vom 19. Febr.) die Steuer¬
freiheit des herrschaftlichen Grundbesitzes sowohl des Adels als der
Geistlichkeit aufgehoben worden war").

So viel von der Steuerfreiheit des Clerus. Bezüglich der
Frage vom eigenen Gerichtsstand desselben genügen nach¬
folgende Notizen.

Die Bestimmung Herzog Rudolfs vom 20. Juli 1361 hatte
gelautet: „Wir nehmen auch ab alle Gerichte in der Stadt und den
Vorstädten ztt Wien, sie seien gewesen Pfaffen oder Laien, aus¬
genommen Hof-, Stadt-, Münz- und Inden-Gericht" "). Ob dies
so gemeint war, daß auch alle geistlichen Gerichtê) (nicht blos
jene geistlicher Grundherrschasten) aufgehoben sein sollten, könnte
zweifelhaft sein. Wahrscheinlich aber war die Verordnung nur gegen
die weltliche Gerichtsbarkeit des Clerus (als städtische Grundherren),
nicht aber gegen dessen prrriio§iuw kori gerichtet.

Für dev Clerus bestanden nämlich eigene geistliche Gerichte, z.B.zu
Maria Stiegen in Wien, wo der Generalvicar des Bischofs von Passau
seinen Sitz hatte. Diese Gerichte bestanden nach wie vor. Im Jahre 1381
wird ein Rechtsstreit vor dem Official des Passauer-Hofes zu Wien
erwähntb). Im Jahre 1384 ist im Wiener Fronbuch angemerkt,
daß wegen Lehen vor dem Lehenherrn, wegen Bergrecht vor dem
Bergherrn, wegen Burgrecht(im alten Sinn) vor dem Burgherrn,
wegen Grund vor dem Grundherrn und der Mönch(d. H. Geistliche)
vor seinem Abt gerichtet werden soll̂ ). Aus dem Jahre 1399
existirt eine Bulle des Papstes Bomfacius IX., daß man keinen

h Hock: StaatSrath . S . 4S —50.
*) Beidtel in den Sitzungsberichten der Wiener Acad. Phil. hist. El. IX .

S . 479 . — das letzte fiinfjehnjShrige päpstliche Jndukt ging 1767 zu Ende.
2) Geschichtsquellend. Stadt Wien. 1. Nr . I-XlV . — lieber die Gerichts¬

barkeiten in Wien, Weiß : Gesch. WienS. I. S . 341 .
ch Luschin: Gerichtswesen. S . 218, vgl . Kerschbänmer: Krems. S - 4SI .
») Kniblinger: Melk. I. S . 454 .
') Schlager : Wiener Skizzen. II. S . 73, 79. — lieber das geistliche Gericht

in Prag Rößler : RechtsdenkmAer. I. S . LV. — M äher : Zur Gesch. i>. Rechts¬
wissenschaft- S . 21 .
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Bewohner der Stadt Wien außer der Stadt vor ein geistliches
Gericht laden dürfe*).

Die schon erwähnte Urkunde Kaiser Sigismunds vom 1. Dez.
1418 verspricht Abstellung der Beschwerden der Salzburger Kirchen-
provinz, die unter Ändern auch enthielten: „daß Bischöfe und Prä¬
laten fürgefordert werden, sich vor weltlichen Gerichten zu verant¬
worten, um Sachen, darum sie sich vor ihren geistlichen Richtern
sollen richten lassen". Die Erwähnung auch der Bischöfe dürfte sich
auf den österreichischen Theil der Diöcese beziehen2).

Die Competenz geistlicher Gerichte über Laien wurde allmälig
auf bestimmte Materien beschränkt, gewöhnlich auf Fragen, die
Kirchenzehent, Seelgeräth und Ehe betrafen. So die Verordnung
Herzog Leopolds für Tirol v. I . 1404 -0, bestätiget durch die Landes¬
ordnung von 1532.

Was das Asylrecht anbelangt, so bestand es, wenn auch
beschränkt, noch unter Ferdinand HI. *), ja bis tief in die zweite
Hälfte des XVIII. Jahrhunderts (Verordnungen von 1769, 1775).
Es wurde da ttantentlich von Sonnenfels angegriffen̂).

IV.

Das Amortisationsgesetz Herzog Rudolfswurde in
der Folgezeit, wenn auch in beschränktem Umfange er¬
neuert. Auch die späteren Erneuerungen?) geschahen vorzüglich aus
finanzpolitischen Gründen. Bei einigen erhellt schon aus ihrer

') Geschichtsquellend. Stadt Wien. I. Nr. OVI. — Ziemlich gleichzeitig
ein ähnliches Privileg für Braunschweig (19. Mai 1390 ) und Quedlinburg
l8. Aug. 1399 ). (Geschichtsquellend. Pro ». Sachsen, Bd. H. S . 208).

' ) E- Mayer : Kirchenhoheitsrechte. 1884 . S - 11- Vgl - Lichnowsky: Reg.
Nr. 833 , 1090 -

'1 Luschin: Gerichtswesen. S . 272 , 273 . — Vgl . auch Friedberg in Zeit¬
schrift s- Kirchenrecht. VIII. S . 285 .

ft voäox uustriaeus s. v. „Freyhäuser" Verord. v. 1645, 1680 .
°) In seiner „Wochenschrift" 1767 . Heft IV— Hock: Staatsrath . S . 61 .

— das Werk Bulmerincq : Asylrecht, Dopat- 1853 , war mir nicht zugänglich.
ft Insoweit es sich auf Immobilien bezog.
ft Darüber Kahl : Amortisationsgesetze. S . 315 ; derselbe betont auch das

hohe Alter der österr. Amortisationsgesetze. S . 226 .
8 *
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Fassung ihre finanzpolitische Natur. So sollen im Jahre 1372 die
Gotteshäuser in Steyr, welche in Besitz von Häusern oder Gütern
gelangen, dieselben binnen Jahresfrist verkaufen oder die Stenern
zahlen, die davon bisher entrichtet wurden̂ . Im Jahre 1385
erging an die Geistlichen in Krems der Befehl alle Häuser, für die
sie keine landesfürstlichen Freibriefe besaßen, binnen Jahresfrist zu
veräußern̂). Im Jahre 1443 erneuert Kaiser Friedrich die Wiener-
Neustädter Privilegien, darunter auch, daß Gotteshäuser erhaltene
Erbgiiter binnen Jahresfrist an eine Person veräußern sollen, die
mit der Stadt leidet Ebenso im Stadtrecht Kaiser MaximilianI.
für Wienv. I . 15144).

Für den finanziellen Charakter des Amortisationsgesetzes spricht
ferner der Umstand, daß ähnliche Erwerbsbeschränkungen auch dem
Steuerfreiheit beanspruchenden Adel gegenüber erflossen(obenS .59).
Im Jahre 1416 verbietet Herzog Ernst dem Adel in Laibach Häuser
zu bauen, da sie keine Stadtlasten trügen̂). Im Jahre 1485 er-
theilt Kaiser Friedrich der Stadt Linz die Ermächtigung, daß keine
Häuser in solche Hände verkauft werden, die sich den bürgerlichen
Lasten entziehen wollen°). Im Jahre 1491 wird verordnet, Adelige
dürfen in Wels kein Haus kaufen, da sie davon keine Steuern
bezahlen wollen') (erneuert 25. März 1571).

Ein ähnlicher Grundsatz, daß auswärtige Verwandte, weil sie
die SkaÄUsteü nicht mittragen, vom Erbrecht ausgeschlossen seien,
galt in TroAau bis 1573b).

Die Verordnung Kaiser FerdinandsI. vom 14. Oktober 1524,
welche in Bezug auf Erwerbungen der Kirchen den Erben des
Schenkgebers oder Verkäufers ein Wiederkaufs- (bei Gülten Ab-
lösungs-) Recht einräumt, — wurde bereits unter den Ablösungs-

') Winter : Beiträge - 1877 - S . 91 .
Ebenda. S . 91 . Anm.
Ebenda S . 10t .

tz GeWchtsquellen d- Stadt Wien- I. Nr . 61XLVI .
ö) Kranes : Umrisse des österr. Gcschichislebens. S - 387 .
1 Chmel : rsA. oLron. äipl . kriä . IV. (Ul .). S - 718 . Nr. 7734 .
5 Kurz : Militärversassung. S . 431 .
1 Biermann : Geschichte von Troppau- S . 422 -
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gesehen erwähnt(obenS . 104). Die Bestimmung ging auch in die
Tiroler Landesordnung von 1532 über'). Auch spätere Regenten:
Maximilian il -, LeopoldI, Karl VI. verboten Uebertragungen un¬
beweglicher Güter an die Geistlichkeit ohne Consens des Landes-
fürsten(1669, 1673, 1689, 1716, 1720, 1736). Dabei wird regel¬
mäßig ein „Einstandsrecht" Vorbehalten. Erst das Gesetz Kaiser
Josefs II. vom8. März und 27. April 178? beseitigte die Einstands¬
rechte überhaupt)̂.

Merkwürdig ist die Motivirung des Amortisationsgesetzes der
Kaiserin Maria Theresia vom 26. August 1771 wegen der Behaup¬
tung, es habe bereits Herzog Albrecht II. in Oesterreich am 23. Juli
1340 auch in Bezug auf Erwerbung beweglicher Güter gemessene
Schranken gesetzt̂). -In Wirklichkeit hat, wie wir wissen, erst Herzog
RudolfIV. für jedes Vermächtniß(also auch von Mobilien)Abschluß
vor dem Rath oder den Genannten verlangt.

Schluß .

Am Schluß dieser Beiträge zur österreichischen Finanzgeschichte
dürfte ein zusammenfassender Rückblick und ein Hinweis auf ihr
Verhältniß zur allgemeinen Wirthschaftsgeschichte am Platze sein.

Zur Hebung des Wohlstandes seiner Bürger, der Bürger
landesfnrstlicher Städte, ergriff Herzog Rudolf IV. eine Reihe
energischer Maßregeln. Sie standen unter einander in einem gewissen
Zusammenhang und kamen vorher entweder gar nicht oder nur
vereinzelt vor. Die Maßregeln gelangten nicht im vollen Umfange
zur Durchführung. Ursache davon war der frühe Tod des Fürsten
und die Verbreitung der Ansicht von der Unbilligkeit einzelner
Maßregeln. Dies beweisen die gelehrten Gutachten und der Umstand,
daß noch lange(circa 60 Jahre) nachher Herzog AlbrechtV. für
eine gemilderte Ablösungsform um das Urtheil der römischen

9 Buch V. Tit . XIV . — Vgl . über das „Wartrecht " Hasenohr ! : Landes¬
recht. S - 138-

9 Dolliner : Geistliche Personen . S . 184. — Walch : Näherrecht . S . 76 .
— Beidtel in den Sitzungsberichten der Academie- IX. S . 932 .

' ) Sammlung der Gesetze in xublioo -sooloslusbiols 1784 ff. I. S . 36.
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Curie ansuchte. Noch weniger wurden hie Grundherrschaften und
Steuerfreiheiten erschüttert.

Für die allgemeine Wirthschastsgeschichte scheint es mir von
Belang zu sein, in den vorliegenden Abschnitten ein Beispiel zu
sehen für den innigen Zusammenhang der Entwicklung privatrecht-
licher Institute mit der öffentlich rechtlichen Entwicklung. Die auf¬
strebende Landeshoheit war durch den Verfall der kaiserlichen Macht
fast herausgefordert, sich auszudehnen. Die Kosten dafür, die wach¬
senden Geldbedürfnisse gaben Anlaß zu Maßregeln, welche Institute
des Privatrechts veränderten. Wir sahen, wie das Institut des
Rentenkaufs einen ändern, dem zinsbaren Darlehen ähnlichen Cha¬
rakter annahm, wie die grundherrlichen Verhältnisse angegriffen
waren, wie die frommen Stiftungen in die Mobilisirung hinein¬
gerissen zu werden drohten. Wenn auch später durch Spezialprivi¬
legien über die Consequenzen der den Bürgerschaften verliehenen
Privilegien hinweggeholfen wurde, so lag schon darin, daß schriftliche
Privilegien an die Stelle von Herkommen und Gewohnheitsrecht
traten, eine bemerkenswerthe Veränderung(obenS . 108, Anm. 3).

Endlich verdient auch noch Langenst ei ns Gutachten, das ja
die Veranlassung und den Schwerpunkt der ganzen Darstellung bildet,
einige Worte. Dasselbe athmet noch ganz den Geist des deutschen
Rechtes, große Pietät für die Arbeit und ein gewisses Mißtrauen
gegen die Folgen des „mobilisirten Rentenkaufs" ff. Er möchte den
Rentenkauf am liebsten nur benützt sehen von Solchen, die geistliche
oder weltliche Aemter bekleiden oder sonst für das Wohl der Gemein¬
schaft thätig (oder arbeitsunfähig) sind(siehe obenS. 92). Würde
man Langensteins Theoreme, von denen nur das Hiehergehörige
verwertet werden konnte, systematisch gruppiren, so erhielte man
einen lehrreichen Querschnitt durch den Strom wirthschaftlicher

ff Eine der frühesten Formen des modernen Kapitals<vgl- obenS- 2).
Man unterscheidet Kapital im technischen Sinne—die stets notwendigen Produk¬
tionsmittel— und Kapital im historisch-rechtlichen Sjnne(Einkommen gewäh¬
render Vermögensbesitz). Letzteres ist von der Rechtsordnung bedingt. Ob in
dieser das absolute oder das arbeitspflichtigc Eigeuthum die Regel bildet, ver¬
ändert ungeme!» die Physiognomie des Besitzeinkommens. (Siehe Wagner:
Grundlegung. 1876- 8 28. S . 30 f.)
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Dogmengeschichte. Eine Vergleichung seiner— mit unserer, der
modernen Einkommenslehrez. B. würde einen sprechenden Beweis
geben für die Abhängigkeit gerade dieser Partie der Volkswirthschaft
von der jeweiligen Rechtsordnung*). Diese ist es, welche über den
Antheil entscheidet, den Besitz— den Arbeit am Nationalprodukt ge¬
währen. Es bildet einen der Glanzpunkte des deutschen Rechtes,
daß die genannten beiden Einkommeusgpellen(Besitz und Arbeit)
regelmäßig gemischt vorkamen, daß ein weitverbreitetes Taglöhner¬
thum auf der einen— Zinswesen auf d?r ändern Seife mit dem
Geiste jener Rechtsordnung lange unverträglich blieb. Manches hat
da nicht blos antiquarisches Interesse, vieles ist auch der Gegenwart
lehrreich. Mögen die modernen Bestrebungen— den centrifugalen
Tendenzen von Besitz und Arbeit, von Arm und Reich durch Er¬
haltung des Mittelstandes entgegenzuwirken— vom gewünschten
Erfolge begleitet sein-

') Die Vertheilung der Güter unter die Einzelnen und die rechtliche Ge¬
staltung der Verhältnisse, in welche die Menschen in dieser Hinsicht zu einander
treten, ist die erste Aufgabe des Vermögensrechtes (Puchta, Institutionen ß 23>.
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S . 48, 51, 62, 109.
Herrenhäuser S . 109.
HussitenkriegeS . 81, 113.
Jahresfrist für Weiterverkauf der

Kirche vermachter Güter S . 54,
57, 60— 62, 113.

Fmmerkuh S . 17.
Immobiliargerichtsbarkeit, grund-

herrliche, S . 35, 44, 63, 110.
Immiinitas S . 48. 67, 113.
Indult S . 113.
Italien S . 47, 54, 72, 77, 97.
Juden S . 9, 36, 65, 67, 68, 81 .

114.
-Ins vivilo S . 22, 23.
Kausrecht S . 29.
Kündigungsrechtbeim Rentcnkaus

S / 31, 101.
Knndesfnrstliche Städte S -12, 117.

Bruder , Finanzpolitik Rudolf IV .

Landesrecht, OesterrmchischesS .81.
Leibrenten S . 31, 76, 92.
Leihe s. Erbleihe.
libertus soLlssisstloa S . 60.
Losungspflichtige Güter S . 61.
Maisterschafts. Universität.
Mauerzinse S . 28.
Mit der Stadt leiden S . 51, 58,

62, 108.
Nachzins S . 27.
Neubauten S . 18, 38, 41, 79,

104.
OberbessernngS . 28.
Obereigenthum S . 17, 30.
Psandschaft S . 8. 31, 72.
Urivilsgiuin musnz S . 5, 8, 33,

45, 71.
ltvclltu» S . 16, 75, 101.
IttzAsnsS . 74.
Rente S . 16, 98.
Renten — unbewegliche Sachen

S . 39, 90.
Rentenkauf S .2, 18, 20, 25, 118.
Rentenkauf, seine Erlaubtheit S .95.
Rentenleheu S . 31.
Rentenzinsfuß S . 85, 89.
Ite» trnnsit eum onsro suo S . 48,

49, 72, 80.
RichterrechtS . 24.
Römisches Recht S . 53, 71, 80,

84, 87, 97.
Ruischen des Zinses S . 88.
Satzbriefe, grundherrliche S . 63,

65.
Schadloshaltung S . 8.
Seelgeräth S . 16.
Seelzins S . 17.
Stadtgutachten S . 93.
Steuerfreiheiten S . 47, 66, I 08.

112 .
Scuern, indirecte S . 48.
SteuernachlässeS . 79.
StrohwischrechtS . 28.

9
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Luresus S . 28 .
Tirol S . 7, 26 , 2g , 40 , 59 , 10l ,

104 , IlO , 115 .
Todte Hand S . 54 .
Ueberbriefen S . 29 .
Ueberdimen S . 29 .
Ueberländ S . 105 .
lieber ,zins S . 26 — 29 , 101 , 105 .
lleberzinstes Gut S . 29 .
Ungarn S . 23 , 55 , 9 :>, 103 .
Ungeld S . 9 .
Universität S . 3, 33 , 66 , 74 , 93 ,

108 .
Berburgrechtet S . 21 .
Bermächtniß S .53 , 5 7— 60 ,71 ,81 .

e) Oesterre

Mchau S . 12 .
Aussig S . 50 .
Bruck a. d. Mur S . 52 , 108 .
Brünn S . 23 , 32 , 38 , 45 , 49 ,

50 , 60 , 77 , 112 .
Brüx S . 27 , 33 .
Eger S . 50 , 61 .
Elbogeu S . 50 .
Gngelzell S . 68 .
Enns S . 13 , 35 , 79 , 113 .
Freistadt S . 13, 109 .
Gmünd S . bl .
Gmunden S . 13 .
Graz S . 52 , 104 , 109 , 110 .
Gumpoldskirchen S . 104 .
Haimburg S . 42 , 69 .
Hall S . 11 , 24 .
Herzogenburg S . 11 .
Jglau S . 45 , 61 .
Innsbruck S . 11 , 54 .
Judenburg S . 69 , 104 .
Kaschau Z . 103 , 113 .
Klagensurt S . 52 .
Kollin S . 32 , 50 .

Verschaffen S . 58 .
Versazungszins S . 101 .
Berzugsstrafen S . 86 , 88 .
Wartrecht S . 61 , 117 .
Wicbelde S . 27 .
Wiener Stadtrecht S . 63 .
Wnrsczins S . 27 .
Wnrttinze S . 27 .
Wurtzins S . 19 .
Ziusherrn S . 26 .
Zinskaus S . 17 .
Zünfte S . 34 , 53 , 65 .
Zwangsrentenkauf S . 19 .
Zwispild S . 26 , 89 , 94 .

ichische Orte .

Krems S . 35 , 61 , 105 , 109 , 116 .
Lachsendorf S . 12 .
Laibach S . 108 , 116 .
Leitmeritz S . 49 , 50 .
Linz S . 13 , 51 , 62 , 0 -8, 109 .

116 .
Marburg S . 36 .
Ofen 23 , 103 , 113 .
Olinütz S . 39 , 49 .
Perchtoldsdorf S . 13 .
Prag S . 32 , 45 , 50 .
Preßburg S . 113 .
Stein S . 79 .
Ried S . 99 .
Rusbach S . 95 .
Salzburg S . 51 , 112 , 114 .
Sanct Paul S . 79 .
Sanct Polten S . 28 , 34 , 38 , 51 .
Seckau S . 79 .
Steyr S . 13 , 35 , 51 , 108 , 116 .
Trient S . 29 , 67 .
Troppau S . 109 , 116 .
Tuln S . 36 , 62 , 68 , 69 , 111 .
Unzmarkt S . 105 .
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Wels S . 13, 35, 108, 116. Wiener-NeustadtS . 13, 35, 52, 62,
Wien S . 4, 13, 35, 43, 62, 61, 116.

63, 93, 103, 111. 112 (Plan ) '), Znaim S . 32, 59.
116.

') Den Abdruck gestattete die löbliche Hos- und Staatsdruckecei mit Zu¬
schrift vam 26. April 1885Z. 1578, wofür ich hiemit meinen Dank ansfpreche.
—Man beachte, wie sich die Häuser der Adeligen(ständisch frei) nahe der Burg
grnppiren(„Herrengasse"). Die freien Häuser(z. B- die Dürfen, darüber Weiß:
Gesch. Wiens- I. S. 457, Savageri: Stiftungen. Brünn- 1832. I. S . 164 ff. —)
liegen— abgesehen vom Bürgerspital und einigen ändern — nahe der Uni¬
versität- Die geistlichen Häuser sind in der Stadt zerstreut.



Berichtigungen .

Seite 2 Zeile 12 v. unten bäuerliche statt bäuerlichen.
3 11 „ Langenstein Longenstein.

16 14 v. vben Erbzinsrecht Erbzinsricht.
18 16 „ sachgemäß fachgemäß.
28 21 „ Verordnung Ve ordnung.
29 2 v. uutcn Wunß'iuiinn VaNAis ,ILU8.
33 9 v. oben Luxemburger Luxenburger.
41 9 v. unten XI.V, XI,VI.
4S 13 v. oben Rathhaus Rathshaus.
54 16 Lecapenus Lacapenus-
65 9 v. unten Herzog Herzogs.
68 7 Schaunberg Schaumberg.
8b 13 welches welche.
87 7 Selbst wo Wo.
87 5 diesen denselben-
94 12 meinem meinen-

108 2 Pritz: Gesch. Gesch.
115 4 Dorpat Dopat.





VMMMMlmstzNW!6I UWVV








	Vorderdeckel
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

	Schmutztitel
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

	Titelblatt
	[Seite]

	Druckermarke
	[Seite]

	Widmung
	[Seite]
	[Seite]

	Inhalts-Verzeichniß
	[Seite]
	Seite VIII

	Abschnitt I. Einleitung. - Veranlassung der Arbeit. - Die Schriften Heinrich Langensteins
	[Seite]
	Seite 2
	Seite 3
	Seite 4

	Abschnitt II. Herzog Rudolf IV. und sein Bedarf - die Deckung desselben. - Streben die Einnahmen zu erhöhen und zu ergänzen. - Einkünfte aus der durch den Landesfürsten geübten Beschirmung der Kirchen. - Hebung der Steuerkraft der landesfürstlichen Städte
	[Seite]
	Seite 6
	Seite 7
	Seite 8
	Seite 9
	Seite 10
	Seite 11
	Seite 12
	Seite 13
	Seite 14

	Abschnitt III. A. Die Ablösungsgesetze Herzog Rudollfs IV. - Ueber mittelalterliche Häuserbelastung. - Erbleihe und Rentenkauf. - Bedeutung des Wortes "Burgrecht" im Allgemeinen, - in den österreichischen Ländern. - "Grundrecht". - "Ueberzins"
	[Seite]
	Seite 16
	Seite 17
	Seite 18
	Seite 19
	Seite 20
	Seite 21
	Seite 22
	Seite 23
	Seite 24
	Seite 25
	Seite 26
	Seite 27
	Seite 28
	Seite 29

	Abschnitt IV. Ueber die Moblisierung des Rentenkaufs im Allgemeinen. - Die Ablösungsgesetze Herzog Rudolfs IV. - Unterschied von andern Ablösungsgesetzen. - Sie erstrecken sich auch auf Grundzinse. - Der finanzielle Charakter der Ablösungsgesetze
	[Seite]
	Seite 31
	Seite 32
	Seite 33
	Seite 34
	Seite 35
	Seite 36
	Seite 37
	Seite 38
	Seite 39
	Seite 40
	Seite 41
	Seite 42

	Abschnitt V. B. Zusammenhang der Aufhebung der grundherrlichen Immobiliargerichtsbarkeit (1360) mit den Ablösungsgesetzen
	[Seite]
	Seite 44
	Seite 45
	Seite 46

	Abschnitt VI. C. Die Aufhebung der Steuerfreiheiten (1361)
	[Seite]
	Seite 48
	Seite 49
	Seite 50
	Seite 51
	Seite 52

	Abschnitt VII. D. Der finanzielle Charakter des Amortisationsgesetzes (1361)
	[Seite]
	Seite 54
	Seite 55
	Seite 56
	Seite 57
	Seite 58
	Seite 59
	Seite 60
	Seite 61
	Seite 62

	Abschnitt VIII. Der unmittelbare Erfolg der geschilderten Maßregeln. - Heinrich Onta und Heinrich Langenstein behaupten die Unbillikeit des Ablösungsgesetzes. - Juristische Erläuterungsschrift Johann Reutter´s
	[Seite]
	Seite 64
	Seite 65
	Seite 66
	Seite 67
	Seite 68
	Seite 69
	Seite 70
	Seite 71
	Seite 72
	Seite 73

	Abschnitt IX. Der Wiener Magistrat stellt an die theologische Facultät die Bitte, sich zu äußern. - Gutachten Heinrich Langensteins
	[Seite]
	Seite 75
	Seite 76
	Seite 77
	Seite 78
	Seite 79
	Seite 80
	Seite 81
	Seite 82
	Seite 83
	Seite 84
	Seite 85
	Seite 86
	Seite 87
	Seite 88
	Seite 89
	Seite 90
	Seite 91
	Seite 92

	Abschnitt X. Gutachten der Stadt Wien an Herzog Albrecht V. - Schreiben des Herzogs Albrecht V. an den Papst Martin V. - das (ungedruckte) Gutachten des Cardinals Philastrius Gualerinus. - Bulle des Papstes Martin V., welche allgemein den Rentenkauf gestattete
	[Seite]
	Seite 94
	Seite 95
	Seite 96
	Seite 97

	Abschnitt XI. Ueber spätere Ablösungsgesetze: im Allgemeinen. - In Oesterreich insbesondere
	[Seite]
	Seite 99
	Seite 100
	Seite 101
	Seite 102
	Seite 103
	Seite 104
	Seite 105
	Seite 106

	Abschnitt XII. Schicksale der übrigen Maßregeln Herzog Rudolfs IV.: der Aufhebung der Steuerfreiheiten und grundherrlichen Gerichte, des Amortisationsgesetzes. - Schluß
	[Seite]
	Seite 108
	Seite 109
	Seite 110
	Seite 111
	Seite 112
	Seite 113
	Seite 114
	Seite 115
	Seite 116
	Seite 117
	Seite 118
	Seite 119

	Literatur
	[Seite]
	Seite 121
	Seite 122
	Seite 123
	Seite 124
	Seite 125
	Seite 126

	Register
	[Seite]
	Seite 128
	Seite 129
	Seite 130
	Seite 131

	Berichtigungen
	[Seite]
	[Seite]

	Illustration
	[Seite]

	Rückdeckel
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]


